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„�Viele Menschen in Berlin fühlen dasselbe: 
Dass irgendetwas grundlegend schief-
läuft. Dass Entscheidungen getroffen 
werden, die nichts mit ihrem Alltag zu tun 
haben. Dass die großen Fragen, Wohnen, 
Mobilität, Bildung, soziale Gerechtigkeit, 
Klima, Tierschutz, immer wieder gegenei-
nander ausgespielt, statt zusammenge-
dacht zu werden. Ich kenne dieses Gefühl. 
Es hat mich angetrieben, selbst aktiv zu 
werden. In meiner Arbeit als Geowissen-
schaftler erlebe ich täglich, wie eng alles 
miteinander verknüpft ist. Boden, Was-
ser, Klima, Tiere, wir Menschen. Und ich 
bin überzeugt: Wer das versteht, macht 
bessere Politik. Genau das wollen wir. Ge-
meinsam mit dir. Berlin ist bereit dafür. 
Ich bin es auch.“

Nico Poschinski, Listenplatz 1
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Liebe:r Leser:in,

Berlin ist eine Stadt voller Ideen, Vielfalt und En-
gagement. Viele Menschen setzen sich hier jeden 
Tag für ein besseres Miteinander ein: Für sozia-
le Gerechtigkeit, für den Schutz unserer Umwelt 
oder für Tiere. Trotz des Einsatzes so vieler Men-
schen stehen wir weiterhin vor Herausforderun-
gen, die wir gemeinsam angehen müssen.

Steigende Mieten, soziale Spaltung, unsichere 
Verkehrswege, eine Verwaltung, die viele Men-
schen frustriert – das sind nur einige der Proble-
me, die Berlin seit Jahren begleiten. Gleichzeitig 
verschärft sich die Klimakrise. Hitzewellen, Schä-
den an Stadtbäumen, Starkregenereignisse, 
schlechte Luft, Wasserknappheit und Artenster-
ben betreffen auch unsere Stadt ganz konkret. 
Tiere leiden in industrieller Massentierhaltung 
ebenso wie im urbanen Raum. Und zu oft wer-
den politische Entscheidungen nach kurzfristi-
gen wirtschaftlichen Interessen getroffen, nicht 
nach dem, was langfristig sinnvoll ist und dem 
Gemeinwohl dient.

Wir sind überzeugt: Diese Probleme hängen zu-
sammen. Mensch, Umwelt, Klima und Tiere 
sind eine untrennbare Einheit. Wer bezahlbaren 
Wohnraum schaffen will, muss auch Energie-
verbrauch und Klimaschutz mitdenken. Wer Ge-
sundheit schützen will, muss für saubere Luft 
und eine intakte Umwelt sorgen. Wer soziale Ge-
rechtigkeit ernst nimmt, darf Tierleid nicht igno-
rieren. Eine Politik, die nur einzelne Probleme iso-
liert betrachtet, greift zu kurz.

Als PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) treten wir zur Berliner Abgeordne-
tenhauswahl 2026 an, da wir unseren ganzheit-
lichen Ansatz konsequent in die Politik bringen 
wollen. Wir sind die einzige Partei, die Menschen, 
Umwelt, Klima und Tiere in allen Politikfeldern 
zusammendenkt – von Wohnen, Bildung und 
Sozialem über Wirtschaft und Mobilität bis hin 
zu Klima- und Tierschutz. Daraus ist das thema-
tisch umfassendste und vielfältigste Programm 
aller Parteien dieser Wahl entstanden.

Dieses Programm ist unser konkreter Plan für 
die kommende Legislaturperiode und eine le-
benswerte Zukunft. Für ein Berlin mit bezahl-
barem Wohnraum, starken sozialen Strukturen, 
konsequentem Klimaschutz, mehr Grünflächen, 
nachhaltiger Mobilität, echter Nähe zu Bürger:in-
nen und starkem Tierschutz. Für ein Berlin, das 
für heutige und kommende Generationen Ver-
antwortung übernimmt. Dieses Programm ist in 
enger Zusammenarbeit mit der Klimaliste ent-
standen, die bewusst auf eine eigene Kandida-
tur verzichtet, um gemeinsam mit uns für ein 
lebenswertes Berlin einzustehen.

Unser Kompass ist klar: Mitgefühl statt Macht-
denken, Gemeinwohl statt Profitmaximierung, 
Gerechtigkeit statt Ausbeutung. Politik darf nicht 
länger primär wirtschaftlichen Interessen folgen, 
während Schwächere, Stimmlose und kommen-
de Generationen zurückbleiben. Für uns sind Mit-
gefühl und Gerechtigkeit der Maßstab politischen 
Handelns.

VORWORT
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Wir geben denjenigen eine Stimme, die keine 
starke Lobby haben. Dazu zählen Menschen in 
Armut, Pflegebedürftige, Kinder, Menschen mit 
Behinderung, von Wohnungslosigkeit betroffe-
ne Menschen und Tiere, die in der Praxis häufig 
noch wie Sachen behandelt werden. Wir ste-
hen für Menschen- und Tierrechte, Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Pressefreiheit. Wir tre-
ten entschieden gegen Gewalt, Ausbeutung, Ras-
sismus, Antisemitismus, Sexismus, Ableismus, 
Antifeminismus, Queerfeindlichkeit, Militaris-
mus, Klassismus, Speziesismus und jede Form 
von Diskriminierung ein.

Laut einer Pressemitteilung zu einer politikwis-
senschaftlichen Studie des Karlsruher Instituts für 
Technologie (KIT) repräsentiert die Tierschutzpar-
tei die Interessen der Bevölkerung in Deutsch-
land am besten. Das bestärkt uns. Unsere Poli-
tik entspricht dem, was viele Menschen längst 
denken und fühlen. Es ist Zeit, diesen Interessen 
auch eine Stimme zu geben!

Dies ist eine Einladung, mit uns zu diskutieren, 
Ideen einzubringen, uns zu unterstützen und 
wählen zu gehen. 

Gemeinsam verändern wir Berlin: Für die Men-
schen. Für das Klima. Für die Tiere. 

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ –  
Tierschutzpartei

Das Wahlprogramm zur Berliner Abgeordnetenhaus-
wahl 2026 wurde vom Landesparteitag der Tier-
schutzpartei Berlin am 14. März 2026 beschlossen.

https://nachrichten.idw-online.de/2025/08/07/kit-experte-zur-bundestagswahl-das-neue-wahlsystem-ist-nicht-optimal
https://nachrichten.idw-online.de/2025/08/07/kit-experte-zur-bundestagswahl-das-neue-wahlsystem-ist-nicht-optimal


„�Als Mutter sehe ich täglich, wie die Schu-
len und sozialen Einrichtungen kaputt 
gespart werden und z. B. die Nachmit-
tagsangebote schwinden. Das ist für 
mich nicht akzeptabel, weil Kinder und 
Jugendliche genügend Angebote für eine 
sinnvolle Freizeitgestaltung haben soll-
ten, um sich gut zu entwickeln. Deshalb 
setze ich mich dafür ein, dass es bessere 
und mehr Nachmittagsangebote für Kin-
der und Jugendliche an Schulen und in 
sozialen Einrichtungen gibt.“ 

Katja Michel, Listenplatz 2
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1. BAUEN, WOHNEN UND 
STADTENTWICKLUNG
Wohnen ist ein Grundrecht! Doch für immer 
mehr Menschen in Berlin wird es zum Luxus. 
Steigende Mieten, spekulativer Leerstand und 
Verdrängung haben die Wohnungskrise ver-
schärft. Gleichzeitig steht der Berliner Gebäu-
debestand vor einer dringenden ökologischen 
Transformation.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) versteht Wohnraum als 
öffentliches Gut und Berliner Boden als Ge-
meinschaftseigentum, das nicht spekulati-
ven Interessen überlassen werden darf. Stadt-
entwicklung muss sozial gerecht, ökologisch 
nachhaltig und demokratisch gestaltet sein 
– für alle, die in Berlin leben.

Wir schaffen mehr bezahlbaren Wohnraum 
und stellen das Gemeinwohl in den Mittel-
punkt der Stadtentwicklung. Leerstehende Ge-
bäude wollen wir durch Umwidmung und Um-
bau wieder nutzbar machen und so Flächen 
effizienter verwenden. Bezahlbare Mieten si-
chern wir durch wirksame Mietregulierung und 
mehr Transparenz auf dem Wohnungsmarkt, 
beispielsweise durch ein Mietenkataster. Öf-
fentliche Grundstücke sollen dem Gemeinwohl 
dienen und bevorzugt an gemeinwohlorientier-
te Projekte vergeben werden. Gleichzeitig stär-
ken wir genossenschaftliche und selbstorgani-
sierte Wohnformen und drängen kommerzielle 
Werbung aus dem öffentlichen Raum zurück, 
um mehr Flächen für Informationen zu Klima-
schutz, Gesundheit, sozialen Angeboten und 
Kultur zu schaffen.

1.1 Bauen
Bestehende Gebäude umnutzen  
statt neu bauen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt beim Wohnraumgewinn auf 
die Umnutzung und den Umbau bestehender 

Gebäude. Wir werden leerstehende Bürogebäude, 
überdimensionierte Shopping-Center und ande-
re untergenutzte Immobilien durch rechtliche 
Erleichterungen und gezielte Förderprogramme 
zu Wohnraum, sozialen Einrichtungen sowie 
Kultur- und Bildungsorten umbauen. Das schont 
Ressourcen, vermeidet zusätzliche Flächen-
versiegelung und schafft schnell bezahlbaren 
Wohnraum in bestehenden Quartieren.

Ökologische Baustandards  
verbindlich einführen

Neue Bauvorhaben müssen hohen ökologi-
schen und energetischen Standards entspre-
chen. Dazu gehören energieeffiziente Bauwei-
sen, langlebige Materialien, emissionsarme 
Baumaschinen sowie eine klimagerechte Pla-
nung über den gesamten Lebenszyklus eines 
Gebäudes. Öffentliche Fördermittel und Ge-
nehmigungen werden an die Einhaltung die-
ser Standards gekoppelt, um Klimaschutz und 
langfristige Wirtschaftlichkeit zu verbinden.

Instandhaltungspflicht  
für Gebäude gesetzlich verankern

Bauen endet nicht mit der Fertigstellung eines 
Gebäudes. Eigentümer:innen werden wir ver-
pflichten, Gebäude regelmäßig instand zu hal-
ten und energetisch zu modernisieren. Damit 
sichern wir Wohnqualität, senken langfristig 
Energiekosten und leisten einen zentralen Bei-
trag zum Klimaschutz im Gebäudesektor.

1.2 Mieten und Wohnen
Bezahlbare Mieten sichern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird Mieten in landeseigenen Woh-
nungen bezahlbar machen. Wir werden einen 
verbindlichen Landesmietendeckel für den öf-
fentlichen Wohnungsbestand wieder einführen, 
um Mietsprünge zu verhindern und soziale Si-
cherheit zu schaffen. Neuvermietungen erfolgen 
mindestens zehn Prozent unter der ortsüblichen 
Vergleichsmiete und WBS-Wohnungen werden zu 
sozial verträglichen Mieten von maximal 6,50 Euro 

 MENSCH 
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pro Quadratmeter angeboten. Haushalte sollen 
durch eine verbindliche Härtefallregelung nicht 
mehr als 30 Prozent ihres Einkommens für die 
Warmmiete aufbringen müssen. Bei vorübergehen-
der Zahlungsnot erhalten sie Kündigungsschutz.

Diskriminierungsfreien Zugang  
zu Wohnraum sicherstellen

Wir setzen uns dafür ein, dass der Zugang zu 
Wohnraum nicht von Herkunft, Geschlechtsiden-
tität, Berufsstand, sozialem Status, Familien-
form, Behinderung, Alter, sexueller Orientierung, 
Religion oder anderen persönlichen Merkma-
len abhängt. Deshalb führen wir verbindliche 
Transparenz- und Dokumentationspflichten bei 
der Wohnungsvergabe ein. Vermieter:innen und 
Wohnungsunternehmen werden wir verpflichten, 
objektive Vergabekriterien offenzulegen und den 
Auswahlprozess nachvollziehbar zu gestalten. 
Eine unabhängige Beratungs- und Beschwerde-
stelle soll Betroffene beim diskriminierungsfrei-
en Zugang zu Wohnraum unterstützen.

Mietenkataster einführen

Um den Wohnungsmarkt transparenter und ge-
rechter zu gestalten, werden wir ein landesweites 
Mietenkataster einführen. Es erfasst alle relevanten 
Daten zu Bestands- und Neuvertragsmieten, Woh-
nungsgrößen, Baualtersklassen, energetischen 
Standards und Modernisierungszuständen. So 
können Mietobergrenzen und Vergleichsmieten 
nachvollziehbar und rechtssicher bestimmt wer-
den. Mieter:innen können künftig einfach prüfen, 
ob eine verlangte Miete angemessen ist. Für Ver-
mieter:innen entsteht ein transparentes, faires und 
planbares System, das Rechtssicherheit bietet und 
Missbrauch verhindert.

Meldepflicht und Sanktionen für 
Vermieter:innen durchsetzen

Um die Wirksamkeit des Mietenkatasters sicherzu-
stellen, werden wir eine verbindliche Meldepflicht 
für Vermieter:innen einführen. Jede Neuvermietung 
und jede mietrelevante Änderung muss innerhalb 
einer kurzen Frist gemeldet werden. Die Daten wer-
den datenschutzkonform aufbereitet und anony-
misiert öffentlich zugänglich gemacht. Bei Nicht-
meldung greift ein abgestuftes Sanktionssystem: 
Zuerst wird eine Verwarnung mit Nachmeldefrist 
ausgesprochen; dann wird ein Bußgeld verhängt, 

dessen Höhe sich nach Umfang und Wiederholung 
des Verstoßes richtet. Bei fortgesetzter oder absicht-
licher Nichtmeldung können weitergehende Maß-
nahmen folgen, wie die automatische Begrenzung 
der zulässigen Miete bis zur vollständigen Meldung; 
in letzter Konsequenz kann dies sogar zu einer Ver-
äußerungspflicht der Immobilie führen. Die Kont-
rolle erfolgt durch eine zuständige Landesbehörde, 
unterstützt durch stichprobenartige Prüfungen und 
Hinweise von Mieter:innen. Einnahmen aus Bußgel-
dern fließen zweckgebunden in Beratung, Kontrolle 
und Infrastruktur des Mietenkatasters.

Mieter:innenrechte stärken

Wir werden Mieter:innen vor Verdrängung, Luxus-
sanierungen und der Umwandlung von Miet- in 
Eigentumswohnungen schützen und den Milieu-
schutz ausweiten. Vermieter:innen werden wir 
verpflichten, einem Wohnungstausch bei glei-
chem Mietpreis zuzustimmen. Wohnungslosig-
keit werden wir durch frühzeitige Unterstützung 
bei Mietschulden, Mediation mit Vermieter:innen 
und kostenlose Beratungsstellen für Betroffene 
präventiv verhindern.

Geförderten Wohnraum  
gerechter verteilen

Geförderter Wohnraum in Berlin wird teilweise 
über die gesetzliche Marktsegment-Quote (GMS) 
gesteuert. Diese legt fest, welcher Anteil von Neu-
bauten und Sozialwohnungen für Haushalte mit 
niedrigem Einkommen reserviert ist. In der Pra-
xis reicht die bestehende Quote nicht aus, um 
den tatsächlichen Bedarf zu decken. Wir werden 
die Quote deutlich erhöhen, um den Zugang zu 
geförderten Wohnungen zu verbessern und be-
zahlbaren Wohnraum gerechter zu verteilen.

Kosten der Unterkunft  
realitätsnah anpassen

Menschen, die auf Leistungen zur Deckung 
der Kosten der Unterkunft (KdU) angewiesen 
sind, erhalten häufig keine Unterstützung, 
wenn die Miete nur geringfügig über dem fest-
gelegten Limit liegt. In solchen Fällen wird 
der Zugang zu bedarfsgerechtem Wohnraum 
unnötig erschwert. Wir werden dafür sorgen, 
dass Jobcenter und Sozialämter den Betrof-
fenen ermöglichen, diese Differenz selbst zu 
übernehmen. Gleichzeitig erhalten die Behör-
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den ausreichend Ermessensspielraum, um 
Härtefälle unbürokratisch zu lösen. Die Leis-
tungen für die Kosten der Unterkunft werden 
wir an die tatsächlichen Mietbedingungen an-
passen, nach Ortsteilen differenzieren und die 
AV-Wohnen automatisch an den Mietspiegel 
koppeln. Kostensenkungsverfahren setzen wir 
aus, wenn keine bezahlbaren Wohnungen ver-
fügbar sind. Menschen sollten nicht zu einem 
Umzug gezwungen werden, nur weil ihre Woh-
nung über den üblichen Mietgrenzen liegt.

Landeseigene Wohnungsunternehmen  
sozial ausrichten

Die landeseigenen Wohnungsunternehmen sind 
der Kern einer sozialen Wohnungspolitik. Damit 
sie dieser Rolle gerecht werden, werden wir die 
Kooperationsvereinbarung zwischen Senat und 
landeseigenen Wohnungsunternehmen mieter-
freundlich überarbeiten und die Mitwirkung der 
gewählten Mieter:innenräte bei wichtigen Ent-
scheidungen stärken. Ergänzend setzen wir auf 
die Rekommunalisierung großer privater Be-
stände, um den gemeinwohlorientierten Woh-
nungssektor nachhaltig zu stärken.

Sozialbindung für große  
Wohnungsbestände einführen

Bei einem Besitz ab 50 Wohnungen werden wir 
eine Sozialbindung von 20 Prozent einführen, 
ab 100 Wohnungen 30 Prozent, ab 500 Wohnun-
gen 40 Prozent und ab 1.000 Wohnungen 60 Pro-
zent, entsprechend dem Anteil WBS-berechtigter 
Haushalte in Berlin. 

Wohnraum für Auszubildende und  
Studierende schaffen

Wir werden bezahlbaren Wohnraum speziell für 
Auszubildende und Studierende schaffen. Dazu 
gehören der Ausbau öffentlicher Wohnheime, 
die Bereitstellung förderfähiger Mietwohnungen 
für junge Menschen sowie zusätzliche Zuschüs-
se und Mietvergünstigungen für einkommens-
schwache Azubis und Studierende.

Leerstand wirksam bekämpfen und 
Zweckentfremdung ahnden

Vorhandener Wohnraum muss konsequent für den 
regulären Wohnungsmarkt verfügbar gemacht 
werden. Leerstand werden wir wirksam beenden, 

Zweckentfremdung ahnden und die Nutzung von 
Ferienwohnungen streng kontrollieren. Dafür ist 
eine deutliche Aufstockung des Personals in den 
zuständigen Behörden erforderlich, damit Kontrol-
len regelmäßig erfolgen, Verstöße verfolgt und ge-
eignete Maßnahmen zur Reaktivierung von Wohn-
raum umgesetzt werden können.

Vermieter:innenführerschein einführen

Mit dem Vermieter:innenführerschein schaffen 
wir ein verbindliches Qualitätssiegel für verant-
wortungsbewusstes Vermieten. Damit setzen wir 
ein klares Signal gegen Spekulation, Vernach-
lässigung von Wohnraum und systematische 
Mieter:innenbenachteiligung. Vermieter:innen 
müssen beispielsweise grundlegende Kennt-
nisse über Wohnraumschutz, Mietrecht und so-
ziale Standards nachweisen. Der Führerschein 
wird an klare Kriterien geknüpft: Regelmäßige In-
standhaltung, energetische Mindeststandards, 
transparente Kommunikation, die Einhaltung 
der Mietpreisbremse, diskriminierungsfreies 
Vermietungsverhalten sowie ein funktionieren-
des Beschwerdemanagement. Wer diese Stan-
dards erfüllt, erhält ein öffentlich einsehbares 
Zertifikat, das Vorteile bei Förderprogrammen, 
Baugenehmigungen und steuerlichen Anreizen 
bieten kann. Für Wohnungsunternehmen ab 50 
Wohnungen wird der Führerschein verpflichtend. 
Private Kleinstvermieter:innen werden durch 
niedrigschwellige Schulungs- und Informations-
angebote einbezogen. Wer systematisch gegen 
Mietrecht verstößt, Wohnungen verfallen lässt 
oder durch illegale Praktiken auffällt, wird zu-
nächst verwarnt, bei Wiederholung mit einem 
Bußgeld belegt und verliert in letzter Konsequenz 
die Lizenz mit der Pflicht zum Verkauf an ein ge-
meinwohlorientiertes Wohnungsunternehmen.

Großen Wohnungsbestand 
vergesellschaften

Die Berliner Wohnungskrise zeigt, dass übermäch-
tige Wohnungsunternehmen nicht für bezahlbare 
Mieten und soziale Sicherheit sorgen. Ihre Markt-
macht führt zu Preisdruck, Verdrängung und einer 
Wohnungspolitik, die sich am Renditeinteresse 
statt am Gemeinwohl orientiert. Wir werden große 
Wohnungsbestände nach Artikel 15 Grundgesetz 
vergesellschaften. Mehrere juristische Gutachten 
bestätigen, dass eine Vergesellschaftung verfas-
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sungskonform möglich ist. Mit einer öffentlichen 
Verwaltung und angemessenen Entschädigungen 
kann der Volksentscheid „Deutsche Wohnen & Co 
enteignen“ rechtssicher umgesetzt werden. Die 
Überführung in gemeinwohlorientierte Verwaltung 
ermöglicht stabile Mieten, verhindert Verdrängung 
und schafft demokratische Kontrolle über zentra-
le Teile des Wohnungsmarkts. Der Volksentscheid 
von 2021 zeigt: Berlin ist bereit, die Macht der Groß-
vermieter zu begrenzen und Wohnen als öffentli-
ches Gut zu sichern. Wir unterstützen die Initiative 
„Deutsche Wohnen und Co. enteignen” und werden 
den Volksentscheid konsequent umsetzen.

1.3 Stadtentwicklung
Öffentliches Grundeigentum  
systematisch aufbauen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird öffentliches Grundeigentum 
systematisch aufbauen und langfristig sichern. 
Berlin wird Grundstücke strategisch ankau-
fen, bevor Preissteigerungen einsetzen und sie 
dauerhaft im öffentlichen Eigentum halten. 
Statt Flächen zu verkaufen, werden sie im Erb-
baurecht oder über Konzeptvergaben vergeben: 
Nicht der höchste Preis entscheidet, sondern die 
Qualität eines Projekts, also bezahlbare Mieten, 
soziale Mischung, ökologische Standards, nach-
haltige Bauweisen und gemeinwohlorientierte 
Trägerschaften. Ein landeseigener Boden- und 
Wohnungsfonds wird gestärkt, zusätzliche Kre-
ditlinien werden aufgebaut und klare Ankaufs-
kriterien definiert. Häuser, die durch Insolvenz, 
Verfall oder spekulativen Leerstand auffallen, 
werden durch eine aktive Rückkaufstrategie vor-
rangig in kommunale Hand überführt. 

Öffentliche Grundstücke ausschließlich 
gemeinwohlorientiert vergeben

Öffentliche Grundstücke werden wir ausschließ-
lich gemeinwohlorientiert vergeben, etwa an lan-
deseigene Wohnungsunternehmen, Genossen-
schaften oder soziale Wohnprojekte. Ein Verkauf 
landeseigener Flächen wird grundsätzlich aus-
geschlossen. Städtischer Grund wird vorrangig 
im Erbbaurecht mit langfristigen, preisgebunde-
nen Erbpachtmodellen und klar definierten Ge-
meinwohlauflagen vergeben, damit öffentlicher 
Boden nicht in spekulative Zyklen gerät.

Planungsgewinne gerecht abschöpfen

Steigen Bodenwerte durch neue Infrastruktur, 
Baurechtschaffung oder öffentliche Investitio-
nen, werden wir Teile dieser Wertsteigerungen 
der Allgemeinheit zugutekommen lassen, etwa 
für neue Schulen, Kitas, Mobilitätsangebote, 
Grünflächen oder weitere Grundstücksankäufe. 
Damit verhindern wir, dass öffentliche Investitio-
nen ausschließlich private Profite steigern.

Nachverdichtung auf  
versiegelten Flächen 

Nachverdichtung werden wir dort umsetzen, wo 
sie möglich und verantwortbar ist, insbesondere 
auf bereits versiegelten oder untergenutzten Flä-
chen wie eingeschossigen Gewerbebauten, Park-
plätzen oder Supermarktarealen. Diese Form der 
Entwicklung schafft zusätzlichen Wohnraum, 
stärkt die Nahversorgung, ermöglicht kurze Wege 
und schützt vorhandene Grün- und Freiflächen.

Stadtplanung transparent und  
demokratisch gestalten

Gemeinwohlorientierte Stadtplanung setzt auf 
Transparenz und demokratische Beteiligung. Ein 
öffentliches Bodenregister, klare Vergabekrite-
rien und die frühzeitige Einbindung der Bevöl-
kerung schaffen Vertrauen und machen stadt-
planerische Entscheidungen nachvollziehbar. 
Genossenschaften, kommunale Wohnungsun-
ternehmen und soziale Träger werden wir gezielt 
stärken, da sie stabile, sozial integrierende und 
langfristig bezahlbare Wohn- und Lebensräume 
schaffen.

Vorkaufsrecht rechtlich absichern  
und modernisieren

Das Bundesverwaltungsgericht hat 2021 die 
Möglichkeit des Vorkaufsrechts stark einge-
schränkt. Dieses Instrument ermöglicht der 
öffentlichen Hand, beim Verkauf einer Immo-
bilie bevorzugt als Käuferin einzutreten und 
so zu verhindern, dass Grundstücke und Ge-
bäude in spekulative Hände übergehen. Wir 
setzen uns deshalb für ein modernisiertes 
Vorkaufsrecht ein, dessen rechtliche Grund-
lage auf Bundesebene klarer gefasst werden 
muss. So schützen wir Menschen vor Verdrän-
gung und sichern bezahlbare Mieten. 
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Selbstverwaltete Wohnmodelle fördern

Bewohner:innen sollen selbst entscheiden kön-
nen, wie ihre Häuser genutzt und Mieten gestaltet 
werden. Modelle wie Community Land Trusts oder 
selbstorganisierte Hausübernahmen machen das 
möglich: Das Grundstück bleibt dauerhaft im Be-
sitz einer gemeinnützigen Stiftung oder Organisa-
tion, während die Bewohner:innen über Nutzung, 
Instandhaltung und Mietpreise entscheiden. So 
schützen wir Wohnraum vor Spekulation, stärken 
Nachbarschaften und schaffen langfristig bezahl-
bare Mieten für alle. Mit staatlicher Anschubfinan-
zierung, Beratung und rechtlicher Unterstützung 
wollen wir diese Modelle in Berlin aktiv fördern.

Genossenschaften und  
gemeinwohlorientierte Träger stärken

Genossenschaften, Mieter:innengemeinschaf-
ten und das Mietshäusersyndikat werden wir 
gezielt stärken. Viele Hausgemeinschaften 
würden ihre Häuser gerne selbst übernehmen, 
scheitern jedoch am erforderlichen Eigenkapi-
tal. Wir werden neue Förderprogramme einfüh-
ren, die Zuschüsse, Bürgschaften und günsti-
ge Darlehen bereitstellen, wenn im Gegenzug 
eine dauerhafte Gemeinwohlbindung garan-
tiert wird. Steuerliche Anreize werden Verkäu-
fe an gemeinwohlorientierte Träger zusätzlich 
attraktiv machen. Eigentümer:innen, die ihre 
Immobilie an Genossenschaften oder die öf-
fentliche Hand übertragen, sollen von steuer-
lichen Erleichterungen profitieren.

Kommunale Transformationsagentur 
als zentrale Anlaufstelle schaffen

Zur besseren Umsetzung aller bodenpoliti-
schen Maßnahmen werden wir eine kommuna-
le Transformationsagentur schaffen. Sie dient 
als zentrale Anlaufstelle für Eigentümer:innen, 
Mieter:innen und gemeinwohlorientierte Trä-
ger, unterstützt bei Kaufverhandlungen, Objekt-
bewertungen, Förderanträgen und rechtlichen 
Fragen und sucht aktiv nach Verkaufsgelegen-
heiten, um den Übergang von Immobilien in Ge-
meinwohlstrukturen zu erleichtern.

Entwicklung des ehemaligen Flughafens  
Tegel voranbringen

Die Sanierung des Terminals A des ehemali-
gen Flughafens Tegel werden wir beschleuni-

gen, den Umzug der Berliner Hochschule für 
Technik verlässlich absichern und die Verga-
bestrukturen für die vorgesehenen 5.000 Woh-
nungen klären, einschließlich einer Entschei-
dung zur Holzbauweise und einer Öffnung für 
genossenschaftliche und gemeinwohlorien-
tierte Bauträger. Naturschutzanforderungen 
werden verbindlich berücksichtigt. Die wert-
vollen westlichen Flächen werden als Natur-
schutzgebiet ausgewiesen, Offenland- und 
Trockenrasenbereiche bleiben offen und der 
Grundwasserschutz rund um das Wasserwerk 
Tegel wird sichergestellt. Gewerbliche Nutzun-
gen konzentrieren wir auf bereits versiegel-
te Bereiche, mit begrenzten Gebäudehöhen, 
Gründächern und Photovoltaik.

Görlitzer Park offen und inklusiv 
gestalten

Die Einzäunung und eine nächtliche Schlie-
ßung des Görlitzer Parks lehnen wir ab, weil 
so die Nutzung öffentlichen Raums einge-
schränkt wird und soziale Probleme nicht 
gelöst, sondern verlagert werden. Sicherheit 
entsteht nicht durch Abschottung, sondern 
durch Präsenz, Gestaltung und soziale Ver-
antwortung. Wir setzen auf dauerhaft an-
sprechbare, geschulte Personen vor Ort, die 
bei Konflikten vermitteln, sowie auf verbes-
serte Pflege, Beleuchtung und Gestaltung 
des Parks. Soziale und gesundheitliche Un-
terstützungsangebote im Umfeld des Parks 
werden wir stärken. Klare, fair durchgesetzte 
Regeln und eine enge Zusammenarbeit mit 
Anwohner:innen und zivilgesellschaftlichen 
Initiativen verbessern Sicherheit und Lebens-
qualität langfristig, ohne den Park zu schlie-
ßen oder Menschen auszugrenzen.

Werbung im öffentlichen Raum 
zurückdrängen

Wir unterstützen die Ziele des Volksbegehrens 
„Berlin werbefrei“ und setzen uns für dessen 
Umsetzung ein. Kommerzielle Werbung im 
öffentlichen Raum werden wir drastisch ein-
schränken. Plakatflächen werden vorrangig 
für gesellschaftlich nützliche Botschaften zu 
Klimaschutz, Gesundheit, Tierschutz, sozialen 
Angeboten, Kultur und demokratischer Betei-
ligung genutzt. Digitale Werbedisplays wer-
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den wir deutlich einschränken, da sie hohen 
Energieverbrauch, Lichtverschmutzung und 
visuelle Reizüberflutung verursachen. Wer-
bung für gesundheitlich, sozial oder ökolo-
gisch schädliche Produkte wie Alkohol, Energy 

Drinks, Fleisch sowie Produkte mit hohen CO₂-
Emissionen lehnen wir ab. Sexualisierte Wer-
bung, die stereotype Rollenbilder reproduziert, 
werden wir verbieten.

2. MOBILITÄT  
UND VERKEHR
Berlins Verkehrspolitik wurde jahrzehntelang am 
Auto ausgerichtet – auf Kosten von Fußgänger:in-
nen, Radfahrenden und Menschen, die auf den 
ÖPNV angewiesen sind. Die Folgen sind sichtbar: 
Überfüllte Straßen, unsichere Radwege, zu hohe 
Ticketpreise und zu wenig Takt im öffentlichen 
Nahverkehr, hohe Schadstoffbelastung, hohe CO₂-
Emissionen und jährlich Dutzende Verkehrstote. 
Das ist kein Schicksal, sondern Ergebnis politi-
scher Entscheidungen und damit veränderbar.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tierschutz-
partei) setzt auf eine Verkehrswende, die den öffent-
lichen Raum gerecht verteilt und Mobilität für alle 
sichert – unabhängig von Einkommen, Alter oder 
körperlichen Voraussetzungen. Unser Ziel ist die so-
genannte „Vision Zero”, also null Verkehrstote. Eine 
sichere und nachhaltige Mobilitätspolitik schützt 
Menschen, Tiere und Umwelt gleichermaßen.

Den individuellen Autoverkehr werden wir deut-
lich reduzieren und durch einen leistungsstar-
ken ÖPNV sowie flexible Sharing-Angebote er-
setzen. Den öffentlichen Nahverkehr bauen wir 
gezielt dort aus, wo der Bedarf am größten ist 
und machen ihn für alle kostenlos. Gleichzeitig 
fördern wir den Fahrradverkehr durch den wei-
teren Ausbau der Infrastruktur. Zur Reduzie-
rung von Emissionen setzen wir konsequent 
auf die Elektrifizierung aller Transportmittel.

2.1 ÖPNV
Öffentlichen Nahverkehr  
als Daseinsvorsorge stärken

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) steht für einen leistungsfähigen, kli-

mafreundlichen öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV), der soziale Gerechtigkeit, Klimaschutz und 
Lebensqualität in Berlin sichert. Ein gut ausgebau-
ter ÖPNV ermöglicht Mobilität für alle Menschen 
unabhängig von Einkommen, Alter oder körperli-
chen Voraussetzungen. Wir werden den Verkehrs-
sektor konsequent so weiterentwickeln, dass 
CO₂-Emissionen deutlich sinken, der motorisierte 
Individualverkehr im öffentlichen Raum weniger 
Platz beansprucht und ein solidarisches Mitein-
ander in der Stadt gestärkt wird.

ÖPNV dauerhaft kostenlos gestalten

Der öffentliche Nahverkehr muss als Teil der 
Daseinsvorsorge ernst genommen und mit 
den nötigen Finanzmitteln von Land und Bund 
ausgestattet werden. Mittelfristig werden 
wir den ÖPNV kostenfrei gestalten. Als ersten 
Schritt werden wir eine günstige Zeitkarte 
nach dem Vorbild des 9-Euro-Tickets wieder-
einführen, insbesondere für Geringverdienen-
de. Solange der ÖPNV noch nicht vollständig 
kostenfrei ist, schaffen wir zusätzliche Anrei-
ze für den Umstieg vom Auto: Etwa durch eine 
kostenlose Jahreskarte bei Abmeldung eines 
Kraftfahrzeugs.

Netz ausbauen und Takt verdichten

Der Ausbau des ÖPNV, insbesondere von U-
Bahn, S-Bahn und Regionalbahn, erhält bei 
uns höchste Priorität unter allen Infrastruk-
turprojekten. Entlegene Stadtgebiete werden 
wir besser anbinden und bestehende Lücken 
im Netz schließen. Der Schwerpunkt liegt da-
bei auf schnellen Verbindungen über größere 
Distanzen als Alternative zum Auto für Pend-
ler:innen statt auf Innenstadt-Verbindungen 
mit touristischem Charakter. Zusätzliche Ex-
press-Buslinien sowie eine Taktverdichtung 
bei allen Verkehrsmitteln werden wir prüfen 
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und, wo sinnvoll, umsetzen. Auch ein verstärk-
tes Rufbusangebot in Berliner Randbezirken 
ist dabei eingeschlossen.

Projekt i2030 vollständig umsetzen

Wir unterstützen die Zusammenarbeit der 
Länder Berlin und Brandenburg mit der Deut-
schen Bahn im Rahmen des Projekts i2030, 
mit dem Ziel das Schienennetz deutlich aus-
zubauen und zu verbessern. Der Neu-, Wieder- 
und Ausbau bestehender Verbindungen ist 
unverzichtbar, um den ÖPNV zukunftsfähig zu 
gestalten. Ein bloßes Erhalten des Status quo 
oder gar ein Rückbau wäre das falsche Sig-
nal. Wir befürworten auch Planungen, die über 
i2030 hinausgehen, etwa die Verlängerung 
der S3 über den Bahnhof Spandau hinaus 
oder den Anschluss der wieder aufgebauten 
Siemensbahn an die Strecke der ehemaligen 
Bützowbahn. Solche Projekte werden wir ein-
gehend prüfen und umsetzen, wenn sie ne-
ben wirtschaftlichen Kriterien vor allem einen 
spürbaren Gewinn für Anwohnende bringen.

Barrierefreiheit an allen  
Bahnhöfen sicherstellen

An allen Bahnhöfen werden wir einen barriere-
freien Zugang sowohl zum Bahnhof als auch 
zu den Zügen gewährleisten. Aufzüge und 
Blindenleitsysteme bauen wir flächendeckend 
aus und stellen sicher, dass sie regelmäßig 
gewartet werden.

Umstieg auf Bahn und Fahrrad 
erleichtern

Bestehende Park-and-Ride-Anlagen (P+R) wer-
den wir ausbauen und, wo nötig, neu schaffen, 
damit Pendler:innen aus schlecht angebunde-
nen Regionen unkompliziert auf die Bahn um-
steigen können. Zusätzlich werden wir mehr si-
chere und überdachte Fahrradabstellplätze an 
Bahnhöfen einrichten, um Park and Ride auch 
mit dem Fahrrad attraktiv zu machen.

Busflotte elektrifizieren

Wir unterstützen das Ziel der BVG, die Busflotte 
bis Anfang der 2030er Jahre vollständig zu elek-
trifizieren und werden diesen Prozess politisch 
begleiten und fördern.

S-Bahn in öffentlicher Hand halten

Den vom Senat beschlossenen Weg, Teile des S-
Bahn-Betriebs auszuschreiben und damit zu pri-
vatisieren, lehnen wir ab. Wir unterstützen die Ini-
tiative „Eine S-Bahn für Alle“ und ihre Forderung, die 
laufende Ausschreibung zu stoppen. Der öffentli-
che Personennahverkehr darf keinen gewinnorien-
tierten Zwängen unterworfen werden. Er gehört zur 
Daseinsvorsorge und muss in Form eines öffentli-
chen Unternehmens geführt werden.

Taxigewerbe sichern und elektrifizieren

Das Taxigewerbe erfüllt eine wichtige Funktion im 
Sinne der Daseinsvorsorge. Es verbindet den ÖPNV 
mit dem Individualverkehr für Menschen ohne ei-
genes Fahrzeug. Wir werden das Förderprogramm 
„Wirtschaftsnahe Elektromobilität WELMO“ evalu-
ieren und gezielt verbessern, um den Umstieg der 
Taxiflotte auf Elektromobilität voranzutreiben. Den 
Ausbau von Schnellladeeinrichtungen an Taxistell-
plätzen, die ausschließlich für E-Taxis reserviert sind, 
werden wir mit mehr Nachdruck vorantreiben. Der 
Verdrängung des Taxigewerbes durch internetbasier-
te Fahrdienstvermittler werden wir entgegenwirken.

Sicherheit an Bahnhöfen erhöhen

Wir werden weitere Pilotprogramme zur Einfüh-
rung von SafeNow-Zonen an Berliner Bahnhöfen 
durchführen, wie es am Bahnhof Südkreuz bereits 
erfolgreich erprobt wurde. Diese Zonen haben nach-
weislich das subjektive Sicherheitsgefühl gestärkt, 
die Bereitschaft zur Zivilcourage erhöht und die 
Sicherheitskräfte vor Ort durch frühzeitige Infor-
mation bei ihrer Arbeit unterstützt. Verlaufen wei-
tere Pilotprogramme ebenso erfolgreich, werden 
wir SafeNow-Zonen oder vergleichbare Systeme 
flächendeckend an allen Berliner Fernbahnhöfen 
einführen. Die Ausweitung auf Regional-, S- und U-
Bahnhöfe streben wir perspektivisch an.

2.2 Autoverkehr
Öffentlichen Raum gerechter verteilen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, dass der moto-
risierte Individualverkehr künftig weniger Raum in 
unserer Stadt beansprucht. Allzu lange wurde Berlin 
nach dem Leitbild der autogerechten Stadt gestal-
tet, während andere Fortbewegungsmöglichkeiten 
zu wenig Beachtung fanden. Das werden wir ändern.
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Stadtautobahn-Ausbau stoppen

Wir werden den weiteren Ausbau der Stadtauto-
bahn A 100 und anderer hochrangiger Straßen wie 
der Tangentialverbindung Ost (TVO) im Berliner 
Südosten verhindern. Solche Projekte erhöhen die 
Verkehrsbelastung in der Stadt, statt sie zu entlas-
ten. Die zugrunde liegenden Verkehrsprognosen 
sind veraltet, während der Bau einer neuen Hoch-
leistungsstraße die Verkehrswende konterkariert. 
Zugleich explodieren die Kosten so stark, dass das 
Projekt nicht mehr realisierbar sein könnte. Statt 
Milliarden in neue Straßen für den motorisierten In-
dividualverkehr zu stecken, setzen wir uns für eine 
klimagerechte Mobilitätsplanung ein, die Stadttei-
le lebenswert und emissionsarm verbindet.

Mehr verkehrsberuhigte Zonen schaffen

Wir unterstützen die Ziele des Volksbegehrens 
„Verkehrsentscheid – Berlin autofrei“ und setzen 
uns für dessen Umsetzung ein. Die Schaffung 
weiterer verkehrsberuhigter Straßen, etwa in be-
lebten Einkaufsstraßen wie der Friedrichstraße, 
wird die Aufenthaltsqualität in der Innenstadt 
deutlich verbessern.

Kiezblocks fördern

Wir schaffen sogenannte „Kiezblocks“, also Wohn-
viertel, in denen der Autoverkehr so eingeschränkt 
wird, dass mehr Platz für Fußgänger:innen, Radfah-
rende und das Zusammenleben im Kiez entsteht. 
Diagonalsperren mit Pollern, Einbahnstraßen und 
Tempolimits sorgen dafür, dass weniger Autos durch 
Wohngebiete fahren. Ziel ist mehr Sicherheit und 
mehr Platz zum Spielen, Sitzen und Grün im Kiez so-
wie weniger Lärm und Abgase.

Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit 
einführen

Tempo 30 werden wir zur Regelgeschwindigkeit 
im gesamten Berliner Stadtgebiet machen. Diese 
Maßnahme reduziert Lärm und Schadstoffemis-
sionen, senkt die Zahl der Verkehrstoten und Ver-
letzten und verbessert die Lebensqualität in den 
Kiezen. Für die Einhaltung dieser Geschwindigkeit 
werden wir deutlich mehr Kontrollen durchführen.

Flächendeckende 
Parkraumbewirtschaftung einführen

Wir werden ein flächendeckendes Parkraumbewirt-
schaftungssystem einführen. Die Gebühren orien-

tieren sich dabei an der Fahrzeuggröße: Wer mehr 
Fläche beansprucht, zahlt entsprechend mehr, 
vergleichbar mit dem Modell in Paris. Auch die Ge-
bühren für das Anwohner:innen-Parken werden wir 
anheben. Kraftfahrzeuge stehen in der Stadt den 
größten Teil des Tages still und belegen Flächen, 
die für klimagerecht umgestaltete Straßen, Grün-
flächen oder andere Nutzungen zur Verfügung ste-
hen könnten.

City-Maut für die Innenstadt einführen

Wir treiben die Einführung einer City-Maut voran, 
um den motorisierten Individualverkehr in der In-
nenstadt zu reduzieren. Andere europäische Groß-
städte haben gezeigt, wie ein solches Modell funk-
tionieren kann. Als räumlichen Geltungsbereich 
bietet sich der S-Bahn-Ring an. Die Abrechnung soll 
über ein modernes, datenschutzkonformes Kame-
rasystem erfolgen.

Ladeinfrastruktur ausbauen und 
vereinheitlichen

Die Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge werden 
wir weiter ausbauen. Gleichzeitig werden wir dar-
auf hinwirken, dass die bislang unübersichtlichen 
Bezahlwege vereinheitlicht werden und private An-
bieter ihre Ladeinfrastruktur besser gemeinsam 
betreiben. Das senkt die Einstiegshürden für den 
Umstieg auf Elektromobilität.

Emissionsarme Mobilität fördern

Wir unterstützen den Umstieg auf Elektromobili-
tät, weil er Schadstoffemissionen und Lärm in der 
Stadt deutlich reduziert. Ergänzend setzen wir auf 
schadstoffreduzierende und energieerzeugende 
Straßenbeläge. Die wirksamste Maßnahme für 
mehr Lebensqualität bleibt jedoch eine spürbare 
Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs 
insgesamt, damit öffentliche Flächen gerechter 
zwischen Fuß-, Rad- und öffentlichem Nahverkehr 
aufgeteilt werden können.

2.3 Fahrradverkehr
Radinfrastruktur konsequent  
ausbauen und sanieren

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird den Ausbau der Radinfrastruk-
tur deutlich beschleunigen. An allen Hauptver-
kehrsstraßen werden geschützte Fahrradstreifen 
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als Standard eingeführt. Diese sollen mindes-
tens 2,5 Meter breit und durch Poller, Bordstei-
ne oder Grünstreifen baulich vom Autoverkehr 
getrennt sein. Das verhindert das Zuparken von 
Radwegen und erhöht die Sicherheit. Bestehende 
Radwege werden wir umfassend sanieren, damit 
Schlaglöcher, unebene Oberflächen, Wurzelschä-
den und zu enge Führungen nicht länger zu ge-
fährlichen Hindernissen werden.

Radwege wirksam schützen  
und Netz systematisch erweitern

Das Blockieren von Radwegen durch falsch par-
kende Fahrzeuge werden wir durch konsequen-
te Kontrollen und empfindliche Bußgelder wirk-
sam unterbinden. Radwege müssen breit genug 
sein, um Überholvorgänge zu ermöglichen, ohne 
in den Autoverkehr ausweichen zu müssen. Bei 
Flächenkonkurrenz gilt der gesetzliche Vorrang 
der Radinfrastruktur vor Parkplätzen und Fahr-
streifen. Jährlich werden wir mindestens 365 
Kilometer neue Radwege schaffen. Straßen, die 
parallel zu Hauptverkehrsstraßen liegen, werden 
zu reinen Fahrradstraßen umgestaltet. Einbahn-
straßen öffnen wir für den Radverkehr in bei-
de Richtungen, Sackgassen machen wir durch 
Fahrradfurten durchlässig.

Radschnellverbindungen verlässlich 
finanzieren

Alle eingefrorenen Planungen für Radschnellver-
bindungen nehmen wir sofort wieder auf und 
statten sie mit verlässlichen Mitteln aus. Rad-
schnellwege werden je Richtung mindestens 
3 Meter, Fahrradstraßen mindestens 4,5 Meter 
breit sein. Wir werden durchgehende Verbindun-
gen vom Zentrum in die Außenbezirke schaffen 
sowie eine Nord-Süd- und eine Ost-West-Fahr-
radstraße mit Grüne-Welle-Ampelschaltungen 
einrichten. Anwohnende werden frühzeitig in die 
Planung einbezogen.

Kreuzungen sicher gestalten

Kreuzungen sind der kritische Punkt der Verkehrs-
sicherheit für Radfahrende. Jährlich werden wir 
mindestens 30 besonders gefährliche Kreuzun-
gen umbauen. Wir setzen dabei auf geschützte 
Kreuzungen nach niederländischem Vorbild, ge-
trennte Ampelphasen für Rad- und Kraftfahrzeug-
verkehr sowie eine Bevorrechtigung des Radver-

kehrs an Knotenpunkten. Bessere Beleuchtung 
mit vertikalem Licht an rund 700 unfallträchtigen 
Kreuzungen, farbige Fahrbahnmarkierungen, Geh-
wegvorstreckungen und Fahrradbügel, die Kraft-
fahrzeugstellplätze im 5-Meter-Bereich vor Kreu-
zungen ersetzen, sollen die Sicherheit deutlich 
erhöhen. Wo kein Radweg vorhanden ist, werden 
aufgeweitete Radaufstellstreifen dafür sorgen, 
dass Radfahrende bei roter Ampel in voller Breite 
vor den Fahrzeugen warten können, was besonders 
das Linksabbiegen sicherer macht. Spiegel an un-
übersichtlichen Kreuzungen werden helfen, den 
toten Winkel sichtbar zu machen.

Ampeln fahrradfreundlich schalten

Fahrradfreundliche Ampelschaltungen sorgen 
für einen flüssigeren Radverkehr. Wir werden 
Grünphasen für Radfahrende verlängern und von 
den Ampelzyklen des Kraftfahrzeugverkehrs ent-
koppeln, sodass mindestens zwei aufeinander-
folgende Kreuzungen ohne Halt passiert werden 
können. VeloFlow-Anzeigen, die signalisieren, ob 
die nächste Ampel bei Grün erreicht wird, rollen 
wir berlinweit aus. Das seit 2019 laufende Pilot-
projekt zum Grünpfeil für Radfahrende werden 
wir auswerten und ihn anschließend flächende-
ckend an konfliktfreien Kreuzungen einführen.

Abstellmöglichkeiten ausbauen  
und ÖPNV-Verknüpfung verbessern

Komfortables Abstellen am Ziel und am Wohnort 
ist entscheidend für die Attraktivität des Radver-
kehrs. Wir werden die Bike-and-Ride-Offensive mit 
gesicherten Fahrradboxen an S- und U-Bahnhöfen 
ausbauen, große Fahrradstationen mit über 500 
Stellplätzen und Serviceangeboten einrichten und 
neue Fahrradbügel bedarfsgerecht an ÖPNV-Halte-
stellen, Einkaufszentren sowie in Wohn- und Gewer-
begebieten platzieren. Fahrradbügel ersetzen dabei 
gezielt Kraftfahrzeugstellplätze. Die ersten 24 Stun-
den an gesicherten Anlagen werden kostenfrei sein. 

Fahrradmitnahme im ÖPNV erleichtern

Die Mitnahme von Fahrrädern in S- und U-Bah-
nen soll ganztägig kostenfrei sein. Um eine Über-
füllung zu vermeiden, werden wir den Takt in den 
Zeiten erhöhen, in denen besonders viele Fahrrä-
der transportiert werden, etwa im Berufsverkehr, 
an Wochenenden oder in den Sommermonaten. 
Den genauen Bedarf werden wir zuvor evaluieren.
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Sichere Schulwege und 
familiengerechte Infrastruktur schaffen

Kinder benötigen besonders geschützte Radinfra-
struktur. Radwege werden wir so breit gestalten, 
dass Eltern mit Kindern nebeneinander fahren 
können. Jugendverkehrsschulen werden auch in 
den Ferien regelmäßig geöffnet sein. Informationen 
zur sicheren Radnutzung stellen wir mehrsprachig 
bereit. Jede Schule erhält überdachte Fahrradbügel.

Lastenräder als Mobilitätsalternative 
fördern

Lastenräder sind für Familien und Gewerbetrei-
bende eine echte Alternative zum Auto. Wir wer-
den sozial gestaffelte Kaufprämien für Familien 
einführen, subventionierte Leasingmodelle an-
bieten und Unternehmen gezielt unterstützen, 
die auf Lastenräder umsteigen.

Radwege ganzjährig sicher  
befahrbar halten

Radwege müssen auch im Winter zuverlässig nutz-
bar sein. Den Winterdienst auf Radwegen regeln wir 
gesetzlich verbindlich und stellen sicher, dass er 
dieselbe Priorität erhält wie der Winterdienst auf 
Kraftfahrzeugstraßen, unterstützt durch ausrei-
chend Personal und geeignete Spezialfahrzeuge. 
Eine digitale Meldeplattform ermöglicht es Radfah-
renden, nicht geräumte Strecken zu melden, damit 
Mängel zeitnah behoben werden.

Radverkehrsbudget auf  
tragfähiges Niveau anheben

Um die gesetzlichen Verpflichtungen zu erfüllen, 
werden wir das Radverkehrsbudget auf mindes-
tens 50 Millionen Euro jährlich anheben. Die Mittel 
werden überjährig verfügbar sein, damit Projekte 
nicht unter Zeitdruck abgeschlossen werden müs-
sen und nicht verwendete Gelder nicht verfallen. 
Bundesförderprogramme werden wir vollständig 
ausschöpfen und die Vorschläge der Berliner Fahr-
radverbände verbindlich umsetzen.

2.4 Sharing-Angebote
Stationsbasiertes Carsharing  
gezielt fördern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) setzt auf Sharing-Angebo-
te als Teil einer nachhaltigen Stadtmobilität. 

Studien belegen, dass Carsharing zur Redu-
zierung privater Kraftfahrzeuge beiträgt, ins-
besondere was die Anschaffung von Zweit-
wagen betrifft. Dieser Effekt tritt vor allem 
beim stationsbasierten Carsharing auf. Die 
Wahrscheinlichkeit, ein verfügbares Fahrzeug 
in Wohnortnähe zu finden, ist höher, und re-
servierte Stellplätze machen das Angebot all-
tagstauglich. Um CO₂-Emissionen zu senken, 
die Zahl ungenutzter Fahrzeuge in der Stadt 
zu reduzieren und den Umstieg auf Elektro-
mobilität zu erleichtern, werden wir das stati-
onsbasierte Carsharing mit Elektrofahrzeugen 
stärker fördern, insbesondere am Stadtrand. 
Den Leitfaden „Carsharing-Stationen für Ber-
lin“ werden wir evaluieren und prüfen, wie er 
weiterentwickelt werden kann, um weitere An-
reize für Anbieter zu schaffen.

Bikesharing dauerhaft  
finanzieren und ausbauen

Das Bikesharing-Angebot wurde in Berlin gut an-
genommen und immer mehr genutzt. Der Berli-
ner Senat hat das öffentlich geförderte Bikesha-
ring allerdings beendet. Wir werden die Förderung 
von Leihfahrrädern fortführen und einen dauer-
haften Fördervertrag mit einem privaten Anbie-
ter wiederherstellen. Das Leihradsystem muss 
flächendeckend und dauerhaft finanziert sein, 
damit insbesondere Menschen in Randbezir-
ken die Möglichkeit zum Bike-and-Ride erhalten. 
Vergünstigte Angebote wie der „Campus Bike 
Berlin Monatspass“ für Student:innen werden 
wir erhalten. In Kooperation mit dem nächsten 
Partneranbieter werden wir auf Grundlage von 
Studien ein Konzept erarbeiten, wie das Angebot 
weiterentwickelt werden muss, um eine realisti-
sche Alternative zu emissionsintensiverer Mobi-
lität darzustellen. Die Förderung eines weiteren 
Anbieters zur flächendeckenden Verfügbarkeit 
von Lastenrädern werden wir prüfen.

E-Scooter-Angebot schrittweise 
beenden

E-Scooter werden zwar häufiger ausgeliehen als 
Leihräder, die Nutzungsdauer ist jedoch deutlich 
kürzer. Sie verursachen erheblich mehr Unfälle 
als andere Sharing-Angebote, besonders unter 
Alkoholeinfluss. Das Umweltbundesamt kommt 
in einer Studie zu dem Ergebnis, dass E-Scooter 
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keinen Beitrag zu einer klimafreundlichen Mobi-
litätswende leisten. Die Mehrheit der Berliner:in-
nen spricht sich zudem für ein E-Scooter-Verbot 
aus. Wir werden die Gesamtzahl der zugelasse-
nen E-Scooter schrittweise reduzieren und das E-
Scooter-Angebot in Berlin mittelfristig beenden, 
wie es in Paris bereits umgesetzt wurde.

Mobilitätsstationen konsequent nutzen 
und Anbieter in die Pflicht nehmen

Wir werden evaluieren, ob Mobilitätsstationen 
ausreichend genutzt werden und die angestreb-
ten Vorteile tatsächlich erbringen. Sharing-An-
bieter werden wir stärker in die Pflicht nehmen, 
dafür zu sorgen, dass ihre Kund:innen Fahrzeuge 
ordnungsgemäß abstellen.

2.5 Güterverkehr
Gesamtstrategie Güterverkehr für Berlin 
und Brandenburg entwickeln

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird eine „Gesamtstrategie Güter-
verkehr“ für Berlin und Brandenburg auf den Weg 
bringen. Berlin ist auf große Gütermengen an-
gewiesen, die heute noch überwiegend per LKW 
transportiert werden. Die Strategie soll Schiffs-, 
Zug- und LKW-Verkehr sowie Lastenrad-, Trans-
porter-, S-Bahn- und Tramverkehr koordinieren, 
um mehr Gütertransport auf Schiene, Wasser 
und Fahrrad zu verlagern. Dazu werden wir Ge-
spräche mit Logistikunternehmen, der Deut-
schen Bahn, DB Cargo, dem Berliner Einzel- und 
Großhandel, der BVG, dem VBB und dem Land 
Brandenburg aufnehmen.

Netz von Micro-Hubs aufbauen

Für die Verteilung kleiner bis mittelgroßer Güter 
innerhalb der Stadt werden wir ein Netz von so-
genannten „Micro-Hubs” aufbauen. Diese dezen-
tralen Umschlagpunkte ermöglichen eine effizi-
ente und elektrische Belieferung ohne Fahrzeuge, 
die Geh- und Radwege oder Straßen verstopfen. 
Erfahrungen aus Stuttgart, München und ande-
ren Städten werden wir nutzen, um zunächst das 
Gebiet innerhalb des S-Bahn-Rings zu versorgen 
und das Angebot schrittweise auf Randbezirke 
auszuweiten. Die Umsetzung erfolgt in Zusam-
menarbeit mit Paketzusteller:innen und richtet 
sich am tatsächlichen Bedarf aus.

Güter-S-Bahn und Cargo-Tram  
prüfen und fördern

Konzepte wie die Güter-S-Bahn oder Cargo-Trams 
werden wir für den Transport großer Gütermen-
gen erneut prüfen. Für daraus entstehende Infra-
strukturprojekte, die Anschaffung von Fahrzeu-
gen und die Wiederinbetriebnahme stillgelegter 
Gleise werden wir Förderung für private Investi-
tionen bereitstellen, finanziert aus dem Sonder-
vermögen für Infrastruktur.

2.6 Fußverkehr
Verkehrstote auf Null reduzieren

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich für eine konsequente 
Verkehrswende ein, bei der der Fußverkehr end-
lich die Priorität erhält, die ihm zusteht. Fußgän-
ger:innen sind die am stärksten gefährdete Grup-
pe im Berliner Straßenverkehr. Etwa die Hälfte 
aller Verkehrstoten in Berlin sind Menschen, die 
zu Fuß unterwegs waren. Unser Ziel ist die soge-
nannte „Vision Zero”, also null Verkehrstote im 
Fußverkehr.

Gehwege sanieren, verbreitern  
und barrierefrei gestalten

Viele Berliner Gehwege sind zu schmal, in 
schlechtem Zustand oder fehlen ganz, beson-
ders in den Außenbezirken. Wir werden diese 
Defizite beheben, Gehwege verbreitern und 
dafür gezielt Parkplätze zurückbauen. Bar-
rierefreiheit muss überall selbstverständlich 
werden: Durch Bordsteinabsenkungen, ein 
engmaschiges barrierefreies Gehwegnetz und 
sichere Querungsmöglichkeiten. Poller und 
weitere bauliche Maßnahmen schützen Geh-
wege vor Falschparken. Die Ordnungsämter 
werden wir besser ausstatten, damit sie kon-
sequent gegen das Parken auf Gehwegen und 
Eckparken vorgehen können. Radwege werden 
wir, wo immer möglich, auf geschützte Be-
reiche der Fahrbahn verlegen, damit Fußgän-
ger:innen sicher bleiben.

Tempo 30 und höhere Bußgelder  
für mehr Sicherheit einführen

Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit im Berli-
ner Stadtgebiet erhöht die Sicherheit für Fuß-
gänger:innen spürbar. Ergänzend werden wir 
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deutlich höhere Bußgelder für die Gefährdung 
von Fußgänger:innen einführen. Kreuzungen 
müssen übersichtlich und gut einsehbar ge-
staltet sein, insbesondere an Hauptverkehrs-
straßen und an Orten mit hohem Aufkommen 
von Fußgänger:innen.

Mehr Querungsmöglichkeiten schaffen

Berlin hat Potenzial für über 500 zusätzliche 
Zebrastreifen. Dieses Potenzial werden wir 
konsequent nutzen. An allen Hauptverkehrs-
straßen und stark frequentierten Knoten-
punkten werden wir Mittelinseln und Gehweg-
vorstreckungen einrichten. Mittelinseln sind 
nachweislich besonders sicher und erleich-
tern das Queren breiter Straßen erheblich, ins-
besondere für Kinder, ältere Menschen und 
mobilitätseingeschränkte Personen.

Ampeln für Fußgänger:innen  
gerechter schalten

An vielen Berliner Ampeln warten Fußgän-
ger:innen bis zu vier Minuten, erhalten dann 
aber nur fünf bis sieben Sekunden Grün. Für 
ältere Menschen und Menschen mit Ein-
schränkungen reicht diese Zeit oft nicht aus, 
um die Straße sicher zu überqueren. Wir wer-
den Grünphasen deutlich verlängern und an 
eine realistische Gehgeschwindigkeit von 1,0 
m/s anpassen statt der bisherigen 1,5 m/s. 
Gleichzeitig verkürzen wir die Wartezeiten, da-
mit die im Berliner Mobilitätsgesetz veranker-
te Priorität für Fußgänger:innen in der Praxis 
auch tatsächlich gilt. An Kreuzungen mit ge-
ringem Kraftfahrzeugaufkommen werden wir 
fußgänger:innenfreundliche Bedarfsampeln 
einsetzen, die standardmäßig Grün für Fuß-
gänger:innen zeigen.

Aufenthaltsqualität im öffentlichen  
Raum verbessern

Damit Menschen gerne und selbstverständ-
lich zu Fuß unterwegs sind, braucht es at-
traktive öffentliche Räume. Wir werden mehr 
Sitzgelegenheiten, zusätzliche Abfalleimer, 
öffentliche Toiletten und mehr Stadtgrün auf 
Gehwegen schaffen. So wird das Zufußgehen 
auch auf längeren Strecken attraktiv und für 
alle Generationen möglich.

2.7 Magnetschwebebahn
Magnetschwebebahn im Fernverkehr 
unterstützen und im Nahverkehr 
ablehnen
Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) erkennt das Potenzial der Ma-
gnetschwebebahn im europäischen Fernver-
kehr an. Wir werden mit anderen europäischen 
Hauptstädten und der Europäischen Union zu-
sammenarbeiten, um innereuropäische Flüge 
durch Hochgeschwindigkeitsverbindungen die-
ser Technologie zu ersetzen. Als Teil des Berliner 
ÖPNV lehnen wir sie hingegen ab. Modellstre-
cken und Untersuchungen zeigen, dass Magnet-
schwebebahnen im Nahverkehr einen Großteil 
ihrer Effizienz einbüßen und unverhältnismäßig 
hohe Kosten verursachen. Geplante Strecken wie 
zwischen Tegel und Spandau oder Messe Nord/
ICC und Flughafen BER halten wir für Prestige-
projekte, die von den tatsächlichen Problemen 
des Berliner ÖPNV ablenken.

2.8 Flugverkehr
Flugemissionen deutlich reduzieren und 
Kurzstreckenflüge beenden

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich für einen maximalen 
Rückbau des Flughafenbetriebs und ein Verbot 
von Kurzstreckenflügen ein. Klimaschädliche 
Flüge zu weiter entfernten Zielen werden wir so 
weit wie möglich reduzieren. Die durch den Berli-
ner Flugverkehr verursachten Klimafolgen sollen 
bis 2030 um mindestens 75 Prozent sinken. Eine 
kleine Minderheit überwiegend wohlhabender 
Vielfliegender verursacht den Großteil aller Flug-
emissionen und der damit verbundenen Schä-
den. Im Sinne von Klimagerechtigkeit werden wir 
hier konsequent gegensteuern. Der Flughafen 
BER muss sich vollständig selbst finanzieren. 
Steuergelder werden wir nicht einsetzen. Den ge-
planten Umbau des Regierungsterminals wer-
den wir stoppen.

Fluglärm für Anwohnende wirksam 
begrenzen

Lärm beeinträchtigt Gesundheit und Lebensqua-
lität erheblich. Anwohner:innen, die von Fluglärm 
betroffen sind, werden wir wirksam schützen. 
Wir werden das Nachtflugverbot zwischen 22:00 
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und 6:00 Uhr konsequent durchsetzen. Die Verla-
gerung des Gütertransports auf die Schiene, ver-
bunden mit lärmmindernden Maßnahmen, trägt 
ebenfalls zur Entlastung bei.

2.9 Schiffverkehr
Emissionsarme Schifffahrt fördern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) erwartet auch von Berliner Ree-
dereien Verantwortung für ihre Klimabilanz, 
ob im touristischen Betrieb oder bei Liefer-
fahrten. Wir werden die emissionsarme Schiff-
fahrt durch den Einsatz von Rußpartikelfiltern, 
durch elektrische Tourist:innenboote und den 
Ausbau der Ladeinfrastruktur an den Anlege-
stellen fördern.

Wasserwege natur-  
und artenschutzgerecht nutzen

Jede Nutzung der Berliner Wasserwege, ein-
schließlich Sport- und Freizeitboote, muss im 
Einklang mit Natur- und Artenschutz erfolgen. 
Klare und faire Regeln sorgen für ein ausgewo-
genes Verhältnis zwischen Erholung, Sicherheit 
und ökologischer Verträglichkeit. Wir werden 
Anordnungen zum Rückbau von Steganlagen, 
die Naturschutz- und Vogelschutzgebiete beein-
trächtigen, durchsetzen.

Motorenlärm begrenzen

Zum Schutz von Anwohner:innen und ökolo-
gisch sensiblen Lebensräumen werden wir den 
Betriebslärm von Bootsmotoren auf Berliner Ge-
wässern begrenzen.

3. BILDUNG

Berlins Bildungssystem steht unter erheblichem 
Druck: Kitas sind personell unterbesetzt, Schul-
gebäude sind marode, der Lehrkräftemangel 
wächst und soziale Herkunft entscheidet noch 
immer zu stark darüber, welche Bildungswe-
ge offenstehen. Ein System, das Kinder zu früh 
sortiert und zu viele zurücklässt, verfehlt seinen 
Auftrag gegenüber jedem einzelnen Menschen 
und der Gesellschaft insgesamt.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Bildung als gesellschaft-
liche Grundlage und politische Verantwortung 
– von der frühkindlichen Förderung bis zur Er-
wachsenenbildung. Gute Bildung schafft Chan-
cengerechtigkeit, stärkt demokratische Werte 
und befähigt Menschen, die Herausforderungen 
unserer Zeit zu verstehen und zu meistern.

In Kitas verbessern wir Personalschlüssel, 
bauen Sprachförderung aus und integrieren 
Tierschutz und Naturerfahrungen in den All-
tag. Das Schulsystem werden wir grundlegend 
reformieren. Schulen gestalten wir zu Orten 
gelebter Demokratie und echter Mitbestim-
mung. Wir setzen uns für mehr Schulsozial-

arbeit, ein kostenloses pflanzliches Mittages-
sen und die Abschaffung tierverbrauchender 
Lehrmethoden ein. Ausbildung und Studium 
stärken wir als gleichwertige Bildungswege. 
Um Studierende finanziell zu unterstützen, 
bauen wir das BAföG aus und fördern studen-
tischen Wohnraum. Hochschulen transformie-
ren wir ökologisch und sozial. Lebenslanges 
Lernen fördern wir durch ausgebaute Volks-
hochschulangebote und ein Umweltbildungs-
zentrum in jedem Bezirk.

3.1 Kitas
Personalschlüssel verbessern  
und Fachkräfte entlasten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) setzt sich für eine weitere 
Verbesserung des Personalschlüssels in Kin-
dertageseinrichtungen ein. Die aktuelle Rela-
tion von Fachkräften zu Kindern ermöglicht 
noch keine durchgehend individuelle und be-
dürfnisorientierte Pädagogik. Erzieher:innen 
werden wir stärker von Verwaltungsaufgaben 
entlasten. Auch kleine Einrichtungen sollen 
eine eigene Verwaltungskraft finanziert be-
kommen, damit sich das pädagogische Per-
sonal vollständig auf die Bildungsarbeit kon-
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zentrieren kann. Gleichzeitig werden wir die 
Fortbildungsmöglichkeiten ausbauen, da spe-
zialisierte Fachkräfte, etwa in der Sprachför-
derung oder für Integration und Inklusion, zu-
nehmend gefragt sind.

Sprachförderung ausbauen

Sprache ist ein zentraler Schlüssel für gesell-
schaftliche Teilhabe. Die bisherige Orientierung 
an einem Mindestanteil von 40 Prozent an Kin-
dern nicht-deutscher Herkunft wird dem tatsäch-
lichen Bedarf nicht gerecht, denn Sprachschwie-
rigkeiten und -verzögerungen treten heute auch 
bei Kindern mit deutscher Muttersprache ver-
mehrt auf. Wir werden die Sprachförderung in 
Kindertageseinrichtungen auf eine neue Grund-
lage stellen und dafür sorgen, dass alle Einrich-
tungen über Sprachförderkräfte verfügen.

Mehrsprachige Bildungsangebote 
fördern

Mehrsprachige Angebote in der frühkindlichen Bil-
dung, wie sie in bilingualen und internationalen 
Kitas zu finden sind, werden wir stärker fördern.

Qualifikation und Ausbildung 
vereinheitlichen

Wir werden Qualifikationen aus anderen Bun-
desländern ohne Nachqualifikation anerken-
nen und uns für eine Vereinheitlichung der 
Erzieher:innenausbildung einsetzen. Beruf-
liche Abschlüsse aus dem Ausland werden 
wir schneller prüfen und zulassen, um quali-
fiziertes Fachpersonal zeitnah gewinnen zu 
können. Qualifizierungsmöglichkeiten für 
Quereinsteiger:innen werden wir ausbauen. 
Für die Ausbildung selbst setzen wir uns für 
einheitliche Standards an staatlichen und pri-
vaten Schulen ein und befürworten den Aus-
bau staatlicher Erzieher:innenschulen, um ein 
gleichbleibend hohes Ausbildungsniveau si-
cherzustellen.

Freie Träger gleichwertig fördern

Die finanzielle Förderung freier Kita-Träger 
werden wir an die Förderung kommunaler Ei-
genbetriebe angleichen. Das würde freien Trä-
gern erleichtern, ihre Mitarbeiter:innen nach 
Tarif zu entlohnen.

Betreuungsangebot ausweiten und Kita-
Navigator verbessern

Wir unterstützen das Recht auf einen Ganz-
tagsplatz in der Kinderbetreuung für alle Kin-
der ab einem Jahr, unabhängig davon, ob und 
wie viele Stunden die Eltern erwerbstätig sind. 
Den Kita-Navigator, der Eltern freie Plätze an-
zeigt, werden wir aktueller und zuverlässiger 
gestalten, damit er als Vermittlungsinstru-
ment tatsächlich funktioniert. 

Individuelle Betreuungsangebote 
erhalten

Tagesmütter und -väter sind eine unverzicht-
bare Alternative zu institutionellen Betreu-
ungsangeboten. Ihre Arbeit werden wir weiter-
hin gezielt fördern.

Digitalisierung in der frühkindlichen  
Bildung fortsetzen

Die Digitalisierungsoffensive werden wir auch 
im Bereich der frühkindlichen Bildung fortset-
zen. Digitale Werkzeuge können die Arbeit der 
Pädagog:innen erleichtern und zeitgemäßer 
gestalten. Gleichzeitig ist es wichtig, Kinder 
frühzeitig im Bereich Medienkompetenz zu 
stärken und ihnen einen bewussten Umgang 
mit digitalen Medien zu vermitteln.

Tierschutz und Naturerfahrungen  
in den Kita-Alltag integrieren

Das Berliner Bildungsprogramm als Grundlage 
der Arbeit für die frühkindlichen Bildungsein-
richtungen werden wir um die Bereiche Tier-
schutz und Tierethik ergänzen. Viele Kinder in 
städtischen Umgebungen haben kaum noch Zu-
gang zum direkten Erleben von Tieren, dem Zu-
sammenhang zwischen Ernährung und Tieren 
sowie Naturerfahrungen, etwa dem Anbauen von 
Gemüse. Diese Erfahrungen werden wir gezielt in 
den Kita-Alltag integrieren.

Kita-Essen kostenfrei und  
pflanzenbasiert gestalten

Das Kita-Essen soll für alle Familien kostenfrei 
sein. In kommunalen Einrichtungen werden wir 
verstärkt auf eine gesunde, pflanzenbasierte Er-
nährung setzen.
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3.2 Schulen
Schule als Ort gesellschaftlicher  
Verantwortung begreifen
Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) will ein Schulsystem, das für Schü-
ler:innen, Eltern und Lehrkräfte gleichermaßen 
funktioniert. Schule ist der Ort, an dem Gesell-
schaft Gestalt annimmt. Was und wie Kinder 
dort lernen, prägt nicht nur ihre eigene Zukunft, 
sondern die Zukunft aller. Das Berliner Schul-
system wird dieser Verantwortung in zentralen 
Punkten nicht gerecht: Es sortiert zu früh, lässt 
zu viele zurück und hält an Strukturen fest, die 
längst überholt sind.

Gemeinschaftsschule schrittweise 
ausbauen

Das mehrgliedrige Schulsystem stößt in seiner 
jetzigen Form an klare Grenzen. Es legt Bildungs-
wege zu einem Zeitpunkt fest, an dem sich die Po-
tenziale von Kindern oft noch gar nicht vollstän-
dig entfaltet haben. Bildungsgerechtigkeit sieht 
anders aus. Wir setzen uns für den schrittweisen 
Ausbau einer landesweiten Gemeinschaftsschu-
le ein. Der erste Schritt sind sechs gemeinsame 
Grundschuljahre, der Entfall der 5. und 6. Klassen 
an Gymnasien und die Abschaffung der Gymna-
sialempfehlung als Selektionsinstrument. An 
ihre Stelle treten individuelle Beratungsgesprä-
che, die Kinder und Familien begleiten statt ein-
stufen. Die Vergabe von Schulplätzen werden wir 
stärker per Losverfahren regeln, um die soziale 
Durchmischung in den Klassen zu stärken. In der 
Übergangszeit werden wir Schulformwechsel er-
heblich erleichtern.

Schulreform in drei Schritten umsetzen

Langfristig muss neben der Schulstruktur das 
gesamte Schulsystem grundlegend erneuert wer-
den. Deswegen sehen wir eine Schulreform in drei 
Schritten vor: Zunächst erarbeitet ein multipers-
pektiver Bildungsrat, frei von parteipolitischer Ein-
flussnahme und mit eigenem Budget, ein konkre-
tes Schulkonzept der Zukunft. Steht das Konzept, 
ergänzen Verwaltungsexpert:innen den Bildungs-
rat und erarbeiten, basierend auf jahrzehntelanger 
Evidenz, einen unabhängigen Gesetzesentwurf. 
Auf die Umsetzung folgt eine langjährige wissen-
schaftliche Evaluation. Dieser gesamte Prozess 
wird in Gesetzesform abgesichert.

Lehrkräftemangel und  
Personalpolitik angehen

Kein Reformvorhaben gelingt ohne Men-
schen, die es tragen. Lehrkräftemangel, Über-
lastung und ausufernde Bürokratie gefähr-
den die Bildungsqualität täglich. Wir führen 
die Verbeamtung fort, reduzieren den Verwal-
tungsaufwand konsequent und bauen multi-
professionelle Teams aus. Supervision und 
Fortbildungen werden wir verlässlich und flä-
chendeckend ausbauen. Ein duales Lehramts-
studium führen wir ein, um Theorie und Praxis 
enger zu verzahnen. Quer- und Seiteneinstei-
ger:innen begleiten wir durch erfahrene Men-
tor:innen. Wir begreifen die Schulaufsicht als 
unterstützendes und nicht als kontrollieren-
des Element und stärken die Verbindung zwi-
schen Kollegien und Schulaufsicht.

Sprachförderung stärken und Übergang 
von Kita in die Schule besser begleiten

Beim Schuleintritt führen wir eine wissenschaft-
lich fundierte Sprachstandserhebung ein und 
verbinden sie mit verbindlichen, niedrigschwel-
ligen Förderangeboten. Für Elterngespräche und 
-abende stellen wir Sprachmittler:innen bereit. 
Den Übergang von der Kita in die Grundschu-
le begleiten wir pädagogisch, damit keine Brü-
che entstehen, die Kinder schon vor dem ersten 
Schultag benachteiligen.

Ganztagsschule ausbauen und  
Lernzeiten integrieren

Berlin soll bei der Einführung des Rechts auf 
Ganztagsbetreuung eine Vorreiterrolle einneh-
men und bestehende Rückstände konsequent 
abbauen. Deshalb unterstützen wir Schulen 
weiterhin dabei, Ganztagskonzepte zu entwi-
ckeln, umzusetzen und auszubauen. Gleich-
zeitig wollen wir Eltern gezielt ermutigen und 
darin unterstützen, ihre Kinder am Ganztags-
angebot teilnehmen zu lassen. Noch immer 
nehmen vor allem Kinder aus sozial besser 
gestellten Familien am Ganztag teil. So kann 
dieses wichtige Instrument sein volles Poten-
zial für mehr Chancengerechtigkeit nicht ent-
falten. Lernzeiten integrieren wir stärker in 
den Schulalltag, damit nicht das Elternhaus 
darüber entscheidet, wer beim Lernen Unter-
stützung bekommt.
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Schulorganisation an biologische  
Rhythmen anpassen

Die Erkenntnisse der Schlafforschung sind ein-
deutig: Jugendliche lernen besser, wenn sie nicht 
schon um 7:30 Uhr im Unterricht sitzen müssen. 
Wir setzen uns für einen späteren Schulstart 
ein und werden die starre 45-Minuten-Stunde 
schrittweise überwinden. Schulen entwickeln 
eigenständig ihre Hausaufgaben- und Lernzeit-
konzepte. Lernzeiten integrieren wir stärker in 
den Ganztag. Einen Methodenkoffer mit erprob-
ten Best-Practice-Beispielen stellen wir bereit, 
damit Schulen ihren Alltag eigenständig und 
zeitgemäß gestalten können.

Materielle Grundlage für  
Bildungsgerechtigkeit schaffen

Wer hungrig in der Schule sitzt, kann sich nicht 
aufs Lernen konzentrieren. Wer sich kein Schul-
buch leisten kann, kann dem Unterricht nicht fol-
gen. Wir werden die Lernmittelbefreiung bis zum 
Schulabschluss sichern und ein kostenloses, regi-
onales, pflanzliches Mittagessen an allen Schulfor-
men einführen. Schulen in sozial belasteten Lagen 
erhalten dauerhafte Chancenbudgets und Brenn-
punktzulagen für das tätige Personal.

Schulgebäude sanieren und  
Lernumgebungen verbessern

Marode Schulgebäude, schlechte Luft und ka-
putte Toiletten sind das Ergebnis jahrelanger 
Vernachlässigung. Wir beschleunigen die Sanie-
rung bestehender Schulgebäude und ergänzen 
sie nur dort durch Neubauten, wo eine Moder-
nisierung nicht ausreicht. Dabei setzen wir auf 
Energieeffizienz, ausreichend Platz, gute Akus-
tik, genügend Tageslicht und gesunde Raumluft. 
Die Schulgemeinschaft beteiligen wir an Baupla-
nungsprozessen. Damit Schulgebäude dauer-
haft in einem guten Zustand bleiben, richten wir 
zweckgebundene Sondertöpfe für Reparaturen 
und Vandalismusprävention ein. Schulgärten 
bauen wir aus und öffnen Schulhöfe als Sozial-
räume für die Kieze.

Demokratische Werte  
im Schulalltag leben

Schulen müssen Orte sein, die nicht von ver-
meintlicher Neutralität geprägt sind, sondern 
von demokratischen Werten und einem dis-

kriminierungsfreien Umgang. Alle an Schulen 
tätigen Personen sind dazu verpflichtet, den 
Beutelsbacher Konsens einzuhalten und zu 
verteidigen. Demokratie- und menschenfeind-
liche Aussagen sowie Rechtsextremismus 
haben keinen Platz in Schulen und unserer 
Gesellschaft. Politische Bildung werden wir 
durch tagesaktuelle Themen bereichern, etwa 
durch das gemeinsame Verfolgen aktueller 
Nachrichtensendungen zu Unterrichtsbeginn.

Demokratische Mitbestimmung  
strukturell verankern

Echte Mitbestimmung braucht mehr als guten 
Willen. Schüler:innen, Eltern und Schulpersonal 
werden echte Mitsprache erhalten, nicht nur auf 
dem Papier, sondern mit Geld, Rechten und ver-
bindlichen Strukturen. Wir werden die Entschei-
dungsgewalten der Schulkonferenz stärken und 
Zuständigkeiten klar regeln. Konflikte im Schul-
alltag, etwa über Handyregelungen, Hausaufga-
ben oder Vandalismus, werden wir als Gelegen-
heiten begreifen, demokratisches Aushandeln 
zu üben und zu leben. Die Senatsverwaltung für 
Bildung soll dafür konkrete Best-Practices und 
ein zweckgebundenes Budget für Demokratie- 
und Beteiligungsprojekte bereitstellen.

Vertretungsgremien finanziell  
und rechtlich stärken

Jede Schüler:innenvertretung erhält für ihre Ar-
beit ein dreistelliges Budget pro Jahr. Den Etat 
der Landesausschüsse von Schüler:innen, Eltern 
und pädagogischem Personal erhöhen wir. Da 
Schüler:innen den größten Teil der aktiven Schul-
gemeinschaft ausmachen, werden wir ihnen ein 
Antragsrecht in der Gesamtelternvertretung und 
der Gesamtkonferenz einräumen. Den Landes-
ausschuss des pädagogischen Personals wer-
den wir dazu verpflichten, seine Protokolle trans-
parent online zugänglich zu machen und eine 
jährliche Tagung abzuhalten, um den Austausch 
mit den Kolleg:innen in der Praxis zu erhöhen. 
Ehrenamtliches Engagement von Schüler:innen, 
Eltern und Lehrkräften werden wir anerkennen, 
etwa durch die Ehrenamtskarte Berlin-Branden-
burg. Freistellungsregelungen für Vertretungs-
arbeit bauen wir aus und sichern das Ehrenamt 
im Schulgesetz ab.
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Alltagskompetenzen und 
Berufsorientierung  
im Schulalltag verankern

Kochen, Werken, Finanzen und weitere Alltags-
kompetenzen werden wir an allen Schulformen 
verbindlich verankern, um alle Schüler:innen op-
timal auf das Leben vorzubereiten. Mindestens 
drei einwöchige Praktika in der Sekundarstufe I 
sowie eine strukturierte Begleitung beim Über-
gang in Ausbildung, Studium oder Freiwilligen-
dienste sind für uns selbstverständlich.

Gesellschaftswissenschaften, Tierethik  
und Klimabildung stärken

Gesellschaftswissenschaftliche Fächer werden 
wir stärken. Den konfessionellen Religionsunter-
richt prüfen wir kritisch und streben seine Integ-
ration gemeinsam mit Tierethik und Tierrechten 
in das Fach Ethik/Philosophie an. Klimabildung 
verankern wir fächerübergreifend: Faktenbasiert, 
lösungsorientiert und handlungsbefähigend. 
Schule soll kein Gefühl der Ohnmacht erzeugen, 
sondern die Überzeugung, etwas bewirken zu 
können.

Leistungskultur und Notengebung 
differenzierter gestalten

Wir werden das Sitzenbleiben abschaffen, da 
es pädagogisch kaum wirksam und teuer ist 
und soziale Ungleichheiten verstärkt. Wer Lern-
rückstände hat, soll individuelle Förderung be-
kommen. Bei Leistungsproblemen ziehen wir 
Schulsozialarbeit hinzu, weil hinter schlech-
ten Noten häufig mehr steckt als mangelnder 
Fleiß. Wir werden mehr Klassenarbeitsersatz-
leistungen ermöglichen und Mitarbeit sowie 
Lernhaltung stärker gewichten. In Musik, Kunst 
und Sport entwickeln wir alternative Bewer-
tungsmaßstäbe, die Ausdrucksfähigkeit und 
Engagement honorieren. Leistungstabellen im 
Sportunterricht passen wir an eine vielfältige 
Gesellschaft an, anstatt überholte Rollenbilder 
zu reproduzieren. Schulrankings lehnen wir ab, 
da sie die Komplexität einer Schule nie voll-
ständig abbilden können.

Tierverbrauchende Lehrmethoden 
abschaffen

Tierverbrauchende Lehrmethoden wie das Sezieren 
von Tieren im Biologieunterricht werden wir ab-

schaffen. Die Anatomie von Lebewesen lässt sich 
heute mit modernen, tierfreien Lehrmaterialien ge-
nauso anschaulich vermitteln.

Inklusion strukturell verankern

Inklusion bedeutet nicht, Kinder mit besonde-
ren Bedarfen in bestehende Strukturen zu zwin-
gen, sondern Strukturen so zu gestalten, dass 
alle darin ihren Platz finden. Wir werden Förder- 
und Regelschulen stärker vernetzen, uns an be-
währten Best-Practices-Modellen orientieren 
und den Einsatz von Schulhelfer:innen sowie 
Assistenzkräften ausbauen. Die Beantragung 
von Unterstützung vereinfachen wir erheblich. 
Reizarme Klassenräume, ruhigere Schulhöfe 
und Rückzugsräume sind kein Luxus, sie sind 
Grundvoraussetzung für das Lernen vieler Kin-
der. Multiprofessionelle Teams aus Lehrkräften, 
Schulsozialarbeit, Schulpsychologie und Assis-
tenz sichern wir strukturell ab.

Mentale Gesundheit schützen

Psychische Belastungen bei Schüler:innen neh-
men zu. Wir werden die Schulsozialarbeit und die 
Schulpsychologischen und Inklusionspädagogi-
schen Beratungs- und Unterstützungszentren 
(SIBUZ) tiefgreifend ausbauen, Resilienzstrate-
gien im Schulrahmen vermitteln und verpflich-
tende Supervision für pädagogisches Personal 
sicherstellen. Wir fördern reizarme Unterrichts-
methoden und stellen Hilfsmittel wie Fidget Toys 
und Ohrenschützer niedrigschwellig bereit. Jede 
Schule erhält verbindliche institutionelle Schutz-
konzepte gegen Gewalt und Machtmissbrauch. 
Unabhängige Beschwerde- und Beratungsstel-
len geben Schüler:innen, Eltern und Personal 
eine verlässliche Anlaufstelle. Unser Grundsatz 
bei Konflikten unter Schüler:innen lautet: Me-
diation vor Sanktion. Krisen- und Konfliktteams 
unterstützen Schulen, wenn Konflikte eskalieren. 
Gleichzeitig werden wir den Rechtsrahmen festi-
gen, um Missbrauch durch Schulpersonal kon-
sequent zu verfolgen und zu ahnden.

Digitale Bildung und  
Medienkompetenz stärken

Digitale Bildung muss ein wesentlicher Be-
standteil in der Grundschule werden. Kritische 
Medienreflexion, Quellenverifikation, Suchtprä-
vention, der kompetente und kritische Umgang 
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mit KI-Anwendungen sowie Grundkenntnisse in 
Datenschutz und digitalen Gefahren gehören für 
uns zu einem guten Schulprogramm. Pauschale 
Handyverbote lehnen wir ab und befürworten die 
pädagogische und demokratische Ausgestal-
tung durch die Schulen selbst.

Digitale Souveränität der Schulen 
sichern

Berliner Schulen dürfen nicht von einzelnen 
kommerziellen, insbesondere US-amerikani-
schen Anbietern abhängig sein. Wir setzen auf 
geprüfte, datenschutzkonforme Schulsoftware 
und treiben ein länderübergreifendes digitales 
Gesamtsystem voran, das Lehrkräfte entlastet 
und bürokratische Prozesse beschleunigt. Das 
IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ) bauen 
wir dafür aus. Einen Rechtsanspruch auf schu-
lische IT-Betreuung führen wir ein. Wir stellen 
mobile Endgeräte in ausreichender Anzahl bereit 
und modernisieren die Computerräume.

Bildung verlässlich finanzieren und 
länderübergreifend denken

Bildung braucht einen transparenten, lang-
fristigen Finanzierungsrahmen. Wir werden 
ein konkretes Finanzierungsziel gesetzlich 
verankern, um die Bildungsfinanzierung auch 
bei Regierungswechseln zu sichern. Bei der 
Mittelvergabe berücksichtigen wir soziale In-
dikatoren, indem Schulen mit größerem Be-
darf mehr bekommen. Maßnahmen evaluieren 
wir regelmäßig und partizipativ, ohne Ran-
king-Logik, die Schulen gegeneinander aus-
spielt. Langfristig braucht es eine engere Zu-
sammenarbeit der Bundesländer. Prüfungen 
und Lerninhalte gleichen wir an, Schulgesetze 
harmonisieren wir schrittweise und eine digi-
tale Infrastruktur bauen wir gemeinsam auf. 
Wer in Deutschland umzieht, darf nicht in ein 
bildungspolitisches Labyrinth geraten.

Externe Partner gezielt einbinden

Die Zusammenarbeit von Schulen mit Jugend-
clubs, Vereinen und zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen werden wir stärken. Sie schlagen 
inhaltliche Brücken, die Lehrkräfte andernfalls 
zusätzlich belasten würden. Schulbesuche durch 
die Bundeswehr zu Werbezwecken lehnen wir 
entschieden ab.

3.3 Ausbildung und Studium
Ausbildung und Studium als 
gleichwertige Bildungswege stärken
Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) steht für ein Bildungssys-
tem, das faire Chancen für alle bietet und un-
terschiedliche Bildungswege gleichermaßen 
wertschätzt. Ausbildung und Studium sind 
beide tragende Säulen einer gerechten und 
zukunftsfähigen Gesellschaft. Eine berufliche 
Ausbildung im Handwerk, in der Pflege oder 
im technischen Bereich ist kein „Plan B”, son-
dern ein tragendes Fundament unserer Gesell-
schaft. Wir werden eine breite Kampagne star-
ten, die beide Bildungswege sichtbar macht 
und gesellschaftlich anerkennt. Freiwilligen-
dienste wie FSJ und FÖJ werden wir als wich-
tige Formen gesellschaftlichen Engagements 
ebenfalls hervorheben.

Faire Vergütung und Schutz  
für Auszubildende sichern

Im Sinne der Chancengleichheit werden wir 
eine Ausbildungsgarantie und eine Mindest-
ausbildungsvergütung einführen. Jeder jun-
ge Mensch soll die Möglichkeit haben, ohne 
finanzielle Not eine gewünschte Ausbildung 
aufzunehmen. Verbindliche Standards für 
Ausbildungsvergütungen werden wir einfüh-
ren. Faire Bezahlung muss in allen Branchen 
selbstverständlich sein, die Lebenshaltungs-
kosten der Auszubildenden decken und ihnen 
ein selbstbestimmtes Leben ermöglichen. Un-
abhängige Beschwerdestellen werden wir ein-
richten, die niedrigschwellig erreichbar sind 
und Auszubildenden ermöglichen, Missstände 
vertraulich zu melden.

Ausbildungsbegleitende Hilfen  
flächendeckend ausbauen

Ausbildungsbegleitende Hilfen wie sozialpä-
dagogische Begleitung, kostenfreie Nachhilfe 
sowie psychologische und finanzielle Unter-
stützung werden wir flächendeckend ausbau-
en. Kein Ausbildungsverhältnis soll an fehlen-
der Betreuung oder Existenzsorgen scheitern. 
Betriebe, die sich aktiv für faire Arbeitsbedin-
gungen, Diversität und ökologische Nachhal-
tigkeit einsetzen, werden wir gezielt fördern.
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Duale Ausbildung modernisieren  
und vernetzen

Duale Ausbildungen und Verbundausbildungen 
werden wir gezielt stärken, weil sie Theorie und 
Praxis eng verzahnen und jungen Menschen fle-
xible, zukunftsfähige Bildungswege eröffnen. 
Dafür braucht es eine bessere Vernetzung von 
Berufsschulen, Betrieben und weiterführenden 
Bildungseinrichtungen. Kooperationen zwischen 
Betrieben unterschiedlicher Branchen werden wir 
fördern, um Auszubildenden vielfältige Lernfelder 
zu erschließen.

Berufsschulen digital und  
zukunftsfähig gestalten

Die Berufsschulen werden wir konsequent digitali-
sieren. Tablets, digitale Lernplattformen und Unter-
richtskonzepte werden fester Bestandteil der Aus-
bildung. Sie sollen das Lernen modernisieren und 
Souveränität in einer zunehmend digitalen Welt er-
möglichen, ohne den persönlichen Bezug zwischen 
Lehrkräften und Auszubildenden zu ersetzen.

Studium sozial absichern

Studieren darf kein Privileg sein. Wir werden 
das BAföG mit deutlich höheren Regelsätzen, 
einer größeren Zielgruppe und einer verein-
fachten Beantragung umfassend ausbauen. 
Bildung darf nicht vom Einkommen der Eltern 
abhängen. Langfristig streben wir eine Grund-
sicherung für Studierende an, die ein Studium 
unabhängig von der sozialen Herkunft ermög-
licht. Den Bau studentischen Wohnraums wer-
den wir durch Neubauten nachhaltiger Wohn-
heime und den Ankauf bestehender Gebäude 
vorantreiben, um der Wohnungsnot unter Stu-
dierenden entgegenzuwirken.

Flexibles Studium für unterschiedliche 
Lebensrealitäten ermöglichen

Flexible Teilzeitstudiengänge werden wir flä-
chendeckend ermöglichen, weil viele Studie-
rende neben dem Studium arbeiten, Angehö-
rige betreuen oder Kinder haben. Teilzeit- und 
Hybridstudiengänge, modulare Studienmodel-
le und digitale Lehrformate sind dabei zentrale 
Bausteine. Mehr Freiheiten in der Studienge-
staltung, interdisziplinäre Wahlmöglichkeiten 
und projektbasiertes Lernen fördern Kreativi-
tät und Eigenverantwortung. Bachelor-Absol-

vent:innen werden wir einen verlässlichen An-
spruch auf einen konsekutiven Masterplatz 
einräumen, um Studienverläufe planbarer und 
chancengerechter zu gestalten. 

Hochschulen verlässlich finanzieren  
und Studium planbar machen

Da eine steigende Anzahl Studierender zu-
sätzliche Lehrveranstaltungen und Parallelan-
gebote erforderlich machen, muss eine Erhö-
hung der Zulassungszahlen mit entsprechend 
ausgebauten Lehrkapazitäten einhergehen. 
Die Finanzierung des Lehrpersonals wird sich 
daher an der Zahl der zugelassenen Studie-
renden orientieren, damit Pflichtveranstaltun-
gen ohne Überschneidungen besucht werden 
können und ein Studium in der Regelstudien-
zeit möglich bleibt. 

Hochschulen besser vernetzen

Die Zusammenarbeit zwischen Universitäten 
und Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften werden wir intensivieren, damit Pra-
xiswissen und akademische Forschung enger 
verzahnt werden.

Hochschulen ökologisch und sozial 
transformieren

Die klimaneutrale Transformation aller Ber-
liner Hochschulen werden wir vorantreiben: 
Durch nachhaltige Energieversorgung, res-
sourcenschonende Gebäude und faire Be-
schaffung. Sozial-ökologische Forschung wer-
den wir gezielt stärken.

Hochschulmensen gesund, tierleidfrei 
und ökologisch aufstellen

Hochschulmensen werden wir auf pflanzli-
ches, regionales und biologisches Essen um-
stellen, um Tierleid zu vermeiden, die Umwelt 
zu schützen und nachhaltige Ernährungswei-
sen zu fördern.

3.4 Erwachsenenbildung
Lebenslanges Lernen fördern und  
Weiterbildung stärken

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) sieht Erwachsenenbildung als 
unverzichtbaren Bestandteil einer zukunfts-
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fähigen Gesellschaft. Gerade in Zeiten tiefgrei-
fender Veränderungen brauchen Menschen die 
Möglichkeit, sich kontinuierlich weiterzubilden. 
Volkshochschulkurse und außerschulische 
Bildungsangebote zu Digitalisierung, Medien-
kompetenz, Umweltschutz, Nachhaltigkeit und 
Tierschutz werden wir gezielt ausbauen und für 
alle zugänglich machen. Weiterbildungs- und 
Umschulungsangebote werden wir stärken. Um 
Umweltbildung dauerhaft zu verankern, wird je-
der Berliner Bezirk ein eigenes Umweltbildungs-
zentrum erhalten. Senior:innen werden wir mehr 
Möglichkeiten eröffnen, sich in Projekten für 
Umweltschutz, Tierrechte und Tierschutz zu en-
gagieren oder nachhaltige Initiativen an Schulen 
zu unterstützen.

3.5 Wissenschaft und Forschung
Hochschulen verlässlich finanzieren

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) steht für eine zukunftsfä-
hige Wissenschaft, die auf verlässlicher Fi-
nanzierung und fairen Arbeitsbedingungen 
aufbaut. Hochschulen und Universitäten wer-
den wir umfassend staatlich fördern, um un-
abhängige, qualitativ hochwertige Forschung 
zu sichern und die finanzielle Unabhängigkeit 
der Berliner Wissenschaftslandschaft zu stär-
ken. Externe Finanzierungsinteressen werden 
in einem Transparenzregister offengelegt. 

Arbeitsbedingungen in Hochschulen 
verbessern

Doktorand:innen und wissenschaftliche Mitar-
beiter:innen brauchen faire, planbare Arbeits-
verhältnisse. Deshalb werden wir Befristungen 
im akademischen Mittelbau deutlich redu-
zieren und freie Lehrbeauftragte angemessen 
vergüten. Wir sorgen für familienfreundliche 
und barrierefreie Hochschulen, damit Wissen-
schaft für alle zugänglich bleibt.

Open Science umsetzen

Alle Ergebnisse öffentlich finanzierter Forschung 
müssen frei zugänglich sein. Forschungsprojek-
te werden wir regelmäßig auf ihre Nachhaltigkeit 
prüfen, nicht tragfähige oder schädliche Vor-
haben werden eingestellt. Gleichzeitig braucht 
es eine klare wissenschaftliche Verantwortung 

im Umgang mit Informationen. Berlin wird For-
schung stärken, die aktiv zur Aufklärung bei-
trägt, Desinformation entgegenwirkt und evi-
denzbasierte Entscheidungsgrundlagen schafft. 
Open Science bedeutet damit nicht nur freien 
Zugang zu Wissen, sondern auch den Schutz der 
Gesellschaft vor manipulativen oder unwissen-
schaftlichen Inhalten.

Bibliotheken als Bildungsinfrastruktur 
erhalten

Berliner Bibliotheken werden wir erhalten und 
der Öffentlichkeit dauerhaft zugänglich machen. 
Der kostenfreie Zugang zu Lehrmaterialien wie 
Büchern und anderen Medien ist Grundlage für 
Allgemeinbildung und wissenschaftliches Arbei-
ten gleichermaßen.

Forschungsschwerpunkte gezielt 
stärken

Um den großen Herausforderungen unserer Zeit 
zu begegnen, werden wir Forschung vor allem zu 
Nachhaltigkeit, Klima, erneuerbaren Energien, 
Umwelt und Mobilität gezielt fördern. Berlin soll 
zu einem führenden Zentrum freier, öffentlich 
finanzierter Klimaforschung werden, die alle re-
levanten Disziplinen, wie Umwelt- und Natur-
wissenschaften, Datenschutz, Verbraucher:in-
nenschutz, gesellschaftlichen Zusammenhalt, 
Digitalisierung, Kreislaufwirtschaft, Ressourcen-
verbrauch und Tierschutz umfasst. Forschung 
und Entwicklung zu Zukunftstechnologien wie 
Künstlicher Intelligenz, Quantentechnologien 
und Cellular Agriculture werden wir dort unter-
stützen, wo diese Technologien zu gemeinwohl-
orientierten und nachhaltigen Zwecken einge-
setzt werden. Forschung zu Rüstungsgütern, 
Waffentechnologien oder fossilen Brennstoffen 
lehnen wir entschieden ab.
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4. GESELLSCHAFT UND 
ZUSAMMENLEBEN
In Berlin erfahren viele Menschen täglich Diskri-
minierung, Ausgrenzung und Gewalt – aufgrund 
von Herkunft, Geschlechtsidentität, sexueller 
Orientierung, Behinderung, Aufenthaltsstatus 
oder sozialer Lage. Strukturelle Ungleichheiten 
bestehen in Bildung, Wohnen, Gesundheit und 
Arbeit fort, während Schutzangebote zu oft un-
terfinanziert und politische Teilhabe ungleich 
verteilt bleiben. Gesellschaftlicher Zusammen-
halt entsteht nicht von selbst. Er erfordert eine 
Politik, die Machtverhältnisse hinterfragt und 
aktiv gegensteuert.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Antidiskriminierung, In-
klusion und Gleichstellung als Grundlagen einer 
gerechten Stadtpolitik. Selbstbestimmung und 
Würde sind keine Privilegien, sondern grundle-
gende Rechte für alle Menschen und Tiere. Wir 
erkennen Speziesismus als eigenständige Form 
der Diskriminierung an, denn der Schutz aller 
fühlenden Lebewesen ist fester Bestandteil un-
serer gesellschaftspolitischen Haltung.

Wir stärken Antidiskriminierungsstellen und bau-
en niedrigschwellige Beratungsangebote aus. Ge-
flüchteten sichern wir gleichen Zugang zu Bildung, 
Arbeit und würdigem Wohnen und beseitigen büro-
kratische Hürden. Queere und feministische Räu-
me und Schutzangebote fördern wir dauerhaft in 
allen Bezirken. Für Menschen mit Behinderung sor-
gen wir für umfassende Barrierefreiheit im öffent-
lichen Raum, im ÖPNV und in digitalen Angeboten, 
ergänzt durch inklusive Bildung von Anfang an. Die 
Förderung von Demokratieprojekten und Initiati-
ven gegen Rechtsextremismus bauen wir flächen-
deckend aus und gestalten so eine Stadt, die Viel-
falt, Teilhabe und Zusammenhalt stärkt.

4.1 Antidiskriminierung
Antidiskriminierungsbeauftragte 
stärken

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich für eine konsequente 
Antidiskriminierungspolitik auf allen Ebenen 
ein, denn Berlin muss eine Stadt für alle sein. Die 

Stelle des:der Antidiskriminierungsbeauftrag-
te:n erhält mehr Einfluss und Ressourcen, um 
wirksam gegen gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit vorzugehen. Betroffene brauchen 
anonyme Beschwerdestellen und niedrigschwel-
lige Beratungsangebote, die schnell und unkom-
pliziert erreichbar sind.

Mobbing und Cybermobbing an Schulen 
wirksam bekämpfen

Wir werden konsequente Anti-Mobbing-Strate-
gien an Schulen und Bildungseinrichtungen ein-
führen, um Gewalt und Ausgrenzung zu verhin-
dern. Dazu gehören regelmäßige Workshops für 
Schüler:innen, Lehrkräfte und Eltern, damit psy-
chische Gewalt frühzeitig erkannt und verhindert 
wird. Leicht zugängliche, anonyme Meldeplatt-
formen sowie gut geschulte Schulsozialarbei-
ter:innen und Vertrauenspersonen ermöglichen 
schnelle und kompetente Intervention. Eine enge 
Anbindung schulischer an außerschulische 
Frühinterventionsstellen ist dabei unverzicht-
bar, um eine ganzheitliche und bedürfnisorien-
tierte Betreuung dauerhaft zu gewährleisten.

Demokratieprojekte und Initiativen 
gegen Rechtsextremismus 
flächendeckend fördern

Jugend- und Demokratieförderprojekte werden 
flächendeckend bezirklich abgesichert und 
ausgebaut. Initiativen gegen Rechtsradikalis-
mus und Rechtsextremismus, einschließlich 
Opferberatungsstellen, stärken wir gezielt und 
strukturell.

Diversität und Antidiskriminierung in  
Bildung und Ausbildung verankern

Vielfalt und Antidiskriminierung werden ver-
pflichtende Bestandteile der Aus- und Fortbil-
dung von Lehrkräften, Sozialarbeitenden und an-
deren pädagogischen Fachkräften. Gleichzeitig 
bauen wir die Qualifizierung und Weiterbildung 
für Engagierte und Mitarbeitende in sozialen und 
kulturellen Einrichtungen aus.

Koloniale Vergangenheit kritisch 
aufarbeiten

Wir werden die kritische Aufarbeitung der Ko-
lonialverbrechen vorantreiben, die Provenienz-
forschung zur Herkunft kolonialer Kulturgüter 
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stärken und die Erinnerungskultur durch laufen-
de Ausstellungen, Bildungsinitiativen und Maß-
nahmen wie die Umbenennung kolonial belaste-
ter Straßennamen sichtbar machen. Öffentliche 
Kultureinrichtungen und der Bildungssektor 
werden noch aktiver über die Folgen kolonialer 
Gewalt informieren als bisher.

Klimagerechtigkeit als Teil der 
Antidiskriminierung verstehen

Wir erkennen die Verantwortung Berlins an, so-
lidarisch mit Menschen und Ländern umzuge-
hen, die von neo-kolonialer Ausbeutung und den 
Folgen der Klimakrise besonders betroffen sind. 
Diese globale Perspektive ist Teil unseres Ver-
ständnisses von Antidiskriminierung.

Zum Landesantidiskriminierungsgesetz 
bekennen

Wir stehen klar zum Landesantidiskriminierungs-
gesetz und lehnen jede Rückabwicklung oder Ab-
schwächung dieses wichtigen Instruments ab.

Speziesismus als Form der  
Diskriminierung anerkennen

Speziesismus bezeichnet die Diskriminierung 
von Tieren aufgrund ihrer Artzugehörigkeit. Wir 
werden uns für eine Gesellschaft einsetzen, die 
Tierausbeutung und Tierdiskriminierung er-
kennt und beendet. Der Schutz aller fühlenden 
Lebewesen ist uns ein zentrales Anliegen.

4.2 Menschen mit 
Migrationsgeschichte und 
Fluchterfahrung
Gleichen Zugang zu Bildung, Arbeit  
und sozialer Teilhabe schaffen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird Sprachkurse unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus anbieten – auch für diejenigen, 
die durch das Raster bundesweiter Programme 
fallen. Für ältere Geflüchtete schaffen wir gezielte 
Qualifizierungsangebote, die auf ihre Lebenslage 
zugeschnitten sind. Unternehmen, die Menschen 
mit Fluchterfahrung beschäftigen, erhalten mehr 
Unterstützung und Begleitung. Bürokratische Hür-
den bauen wir ab, damit die Integration in den Ar-
beitsmarkt einfacher und schneller gelingt.

Migrant:innenorganisationen stärken  
und Mitbestimmung sichern

Migrant:innenorganisationen leisten wichtige 
Arbeit in den Kiezen. Sie vermitteln Vertrauen und 
bieten konkrete Hilfe. Ihre Arbeit werden wir besser 
finanzieren, strukturell absichern und politisch 
aufwerten. Ihre Beteiligung in Beiräten auf Landes- 
und Bezirksebene wird gestärkt und verbindlich 
ausgestaltet. Der öffentliche Dienst in Berlin soll 
die Vielfalt der Bevölkerung widerspiegeln. Des-
halb setzen wir uns für eine verbindliche Quote für 
Menschen mit Migrationsgeschichte und Rassis-
muserfahrung ein, orientiert am Anteil dieser Grup-
pen an der Stadtbevölkerung. Zusätzlich etablieren 
wir Beauftragte für Menschen mit Migrationsge-
schichte, die in Behörden aktiv an Einstellungsver-
fahren und Fördermaßnahmen mitwirken und mit 
vergleichbaren Rechten ausgestattet werden, wie 
sie heute Frauenvertretungen haben.

Schutz, Begleitung und Beratung  
für Geflüchtete sicherstellen

Geflüchtete Menschen brauchen Schutz, Per-
spektiven und eine Versorgung, die ihre oft 
schwierige Lebenslage berücksichtigt. Beson-
ders schutzbedürftige Gruppen – darunter trau-
matisierte Menschen, Frauen, queere Menschen 
sowie ethnische und religiöse Minderheiten – er-
halten psychosoziale Unterstützung und spe-
zialisierte Anlaufstellen. Die Clearingstelle für 
traumatisierte Geflüchtete wird ausgebaut und 
besser mit Fachstellen im Gesundheits- und 
Sozialwesen vernetzt. Übersetzungsdienste, ins-
besondere im medizinischen Bereich, müssen 
flächendeckend verfügbar gemacht werden. Die 
unabhängige Asylverfahrensberatung bauen wir 
aus, um faire Verfahren zu garantieren und Be-
troffene besser zu begleiten.

Menschenwürdiges Wohnen statt 
Sammelunterkünfte ermöglichen

Wohnen ist ein Menschenrecht. Die dauerhaf-
te Unterbringung von Geflüchteten in Sam-
melunterkünften ist keine akzeptable Lösung. 
Wir setzen uns für dezentrale, individuelle 
Wohnformen ein, in denen Privatsphäre und 
gesellschaftliche Teilhabe möglich sind. Auch 
Geflüchtete ohne gesicherten Aufenthaltssta-
tus sollen Zugang zu einem Wohnberechti-
gungsschein erhalten. Wir setzen uns sowohl 
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auf Bundes- als auch auf Landesebene dafür 
ein, die notwendigen Gesetze anzupassen und 
die rechtlichen Grundlagen hierfür zu schaf-
fen. Gemeinwohlorientierte Wohnprojekte, 
auch im genossenschaftlichen Bereich, wer-
den wir fördern. Niemand soll durch Herkunft, 
Fluchterfahrung oder Aufenthaltstitel vom 
Wohnungsmarkt ausgeschlossen werden.

Verbindliche Qualitätsstandards in 
Unterkünften durchsetzen

Wo Unterbringung notwendig ist, müssen ver-
bindliche Qualitätsstandards gelten, die regel-
mäßig kontrolliert und um ein starkes Kinder-
schutzkonzept ergänzt werden. Das Personal 
in den Unterkünften verdient faire Bezahlung, 
gute Arbeitsbedingungen und Tarifbindung. 
Flächendeckender WLAN-Ausbau, transparen-
te Beschwerdestrukturen und funktionierende 
Schutzkonzepte für besonders gefährdete Be-
wohner:innen sind dabei selbstverständlich.

Berufsabschlüsse schneller und  
zentraler anerkennen

Die Anerkennung ausländischer Berufsabschlüs-
se ist entscheidend für eine schnelle Integration 
in den Arbeitsmarkt. Zwar existieren in Berlin Be-
ratungsangebote, die informieren und unterstüt-
zen, doch die Abläufe sind weiterhin komplex. Wir 
wollen ein Berliner Anerkennungszentrum für 
Berufsqualifikationen schaffen, das alle Schritte 
zentral koordiniert, digitale Antragstellungen er-
möglicht und mehrsprachige Beratung anbietet. 
Auf diese Weise werden Zuständigkeiten klarer, 
Bürokratie reduziert und die Wege in den Beruf 
deutlich verkürzt. 

Diskriminierung bekämpfen und  
Teilhabe sichern

Bestehende Unterstützungsangebote müs-
sen alle Menschen erreichen – unabhängig 
von Sprache, Aufenthaltsstatus oder sozia-
lem Hintergrund. Sie werden besser bekannt 
gemacht, barrierefrei zugänglich und mehr-
sprachig gestaltet. Diskriminierung bei der 
Wohnungssuche begegnen wir mit gezielter 
Aufklärung, rechtlicher Beratung und Sensi-
bilisierungsprogrammen für Vermieter:innen. 
Die Anlaufstelle „Fair mieten – Fair wohnen“ 
wird berlinweit ausgebaut. Die Umstellung 

auf Sachleistungen für Asylsuchende lehnen 
wir entschieden ab. Sie ist entmündigend und 
entspricht nicht unserem Verständnis von 
Menschenwürde.

4.3 LGBTQIA+
Safe Spaces für queeres Leben  
erhalten und ausbauen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich für den langfristigen 
Erhalt und die strukturelle Förderung beste-
hender queerer Einrichtungen ein. Dazu zäh-
len Beratungsstellen, Wohnprojekte, Schutz-
wohnungen, Clubs und Kulturzentren. Berlin 
ist für viele LGBTQIA+-Personen (lesbische, 
schwule, bisexuelle, trans-, inter- und asexuel-
le sowie weitere queere Identitäten) ein Ort der 
Hoffnung. Doch sichere Räume sind für diese 
Menschen zunehmend bedroht. Wir werden 
den gezielten Ausbau solcher Safe Spaces in 
allen Bezirken vorantreiben.

Queere Clubkultur als eigenständige  
Kulturform anerkennen

Queere Clubs sind kulturelle, politische und 
emotionale Schutzräume. Wir werden sie als 
festen Bestandteil der Berliner Kulturlandschaft 
anerkennen, schützen und fördern. Damit sie be-
stehen können, berücksichtigen wir sie bei der 
Stadtentwicklung, sichern ihre Förderung durch 
Kulturprogramme und unterstützen sie beim 
Umgang mit Lärmschutzregelungen.

Queere Wohnformen und  
Schutzangebote ausbauen

Queere Wohnkonzepte – ob WGs, generationsüber-
greifende Hausprojekte oder Schutzwohnungen 
für marginalisierte Gruppen – werden gefördert, 
abgesichert und weitergedacht. Wir schaffen mehr 
Plätze in Schutzunterkünften, spezifische Wohn-
projekte für queere Geflüchtete und gezielte Unter-
stützung für queere Menschen in Wohnungsnot.

Queere Bildungsprojekte und  
Jugendzentren langfristig fördern

Queere Bildungsprojekte werden wir langfristig 
und verlässlich finanzieren, damit Aufklärungs-
arbeit, Sensibilisierung und Beratung nachhaltig 
wirken. Queere Jugendzentren stärken wir und 
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bauen sie aus, um jungen Menschen sichere 
Räume zu bieten, in denen sie Unterstützung, 
Orientierung und Gemeinschaft finden. Ziel ist 
eine Stadt, in der alle Geschlechtsidentitäten 
und sexuellen Orientierungen anerkannt und re-
spektiert werden und in der Diskriminierung kei-
nen Platz hat.

Rechte von trans*, inter* und nicht-
binären Menschen konsequent stärken

Wir treten für die Selbstbestimmung von 
trans*, inter* und nicht-binären Menschen ein. 
Im Bundesrat setzen wir uns für den Erhalt des 
Selbstbestimmungsgesetzes ein und dafür, 
dass Änderungen im Personenstandsregis-
ter ohne verpflichtende Angabe von Gründen 
möglich sind. Freie Namenswahl, geschützte 
medizinische Versorgung und der Zugang zu 
nicht-pathologisierenden Verfahren werden 
gewährleistet.

Antidiskriminierung durch  
Aufklärung verankern

Diskriminierung gegen LGBTQIA+-Personen ist 
leider nach wie vor Alltag. Wir setzen auf umfas-
sende Bildungs- und Aufklärungsmaßnahmen 
in Schulen, Verwaltung, Polizei und Gesundheits-
wesen. Lehrkräfte und pädagogisches Personal 
werden verpflichtend für geschlechtliche und 
sexuelle Vielfalt sensibilisiert. Queerfeindlichkeit 
darf nirgends einen Platz haben.

Das Landesantidiskriminierungsgesetz 
weiterentwickeln

Das Berliner Landesantidiskriminierungsgesetz 
(LADG) wird erhalten und konsequent weiterentwi-
ckelt. Wir sorgen für flächendeckende Aufklärung, 
regelmäßige Evaluationen und verbindliche Richt-
linien für Schulen, Behörden und Polizeidienststel-
len. Öffentliche Informationskampagnen machen 
die Rechte, die das LADG bietet, für alle sichtbar.

Gewaltprävention und  
Krisenhilfe queer denken

Homo-, trans- und interfeindliche Gewalt ist ein 
strukturelles Problem. Wir sichern die dauerhafte 
Finanzierung und den Ausbau von Präventions-
arbeit, Krisenhotlines, Schutzunterkünften und 
psychosozialen Hilfsangeboten ab, insbesonde-
re für mehrfach diskriminierte queere Personen.

Sprachliche Freiheit  
beim Gendern garantieren

Genderneutrale Sprache ermöglicht es, Menschen 
jeglicher Geschlechtsidentität gleichermaßen an-
zusprechen. Diese Freiheit werden wir in der Berli-
ner Landesverfassung verankern. In Bildungs- und 
Verwaltungseinrichtungen darf sie nicht durch Vor-
schriften oder Verbote eingeschränkt werden.

4.4 Feminismus
Feministische Stadtpolitik als 
Grundhaltung verankern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) stellt Selbstbestimmung, Si-
cherheit und soziale Teilhabe unabhängig von 
Geschlechtsidentität in den Mittelpunkt ihrer 
Stadtpolitik. Der Kampf gegen patriarchale 
Machtstrukturen, geschlechtsspezifische Ge-
walt und ökonomische Ungleichheit wird auf 
allen Ebenen konsequent geführt.

Schutzräume ausbauen und Gewalt  
gegen Frauen beenden

Geschlechtsspezifische Gewalt ist ein struk-
turelles Problem. Berlin braucht ausreichend 
Schutzräume und Unterstützungsangebote für 
Betroffene, darunter flächendeckend Frauen-
häuser, Schutzwohnungen und spezialisierte 
Beratungsstellen. Die Istanbul-Konvention ver-
langt mindestens 2,5 Frauenhausplätze pro 
10.000 Einwohner:innen. Dieses Ziel ist in Berlin 
weiterhin nicht erfüllt. Wir sichern die langfristi-
ge Finanzierung professioneller Täterarbeit und 
bauen Präventions- und Interventionsprojekte 
flächendeckend aus, die gezielt an gewaltfrei-
em Verhalten arbeiten. Berlin muss diese Pro-
gramme strukturell fördern und in das Gewalt-
schutzkonzept integrieren. Polizei, Justiz und 
Verwaltung werden für Hate Speech, Stalking, se-
xualisierte Übergriffe und Femizide besser sensi-
bilisiert und geschult. Niedrigschwellige Online-
beratungsangebote werden gestärkt.

Körperliche Selbstbestimmung und 
reproduktive Gerechtigkeit sichern

Selbstbestimmung über den eigenen Körper ist 
ein fundamentales Recht. Berlin setzt sich klar 
für reproduktive Gerechtigkeit und körperliche 
Autonomie ein. Nach der Abschaffung von § 219a 
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muss auch § 218 aus dem Strafgesetzbuch ge-
strichen werden. Schwangerschaftsabbrüche 
gehören nicht ins Strafrecht. Ungewollt schwan-
ger gewordene Menschen müssen barrierefreien 
und diskriminierungsfreien Zugang zu Informa-
tionen und umfassender, ergebnisoffener Bera-
tung erhalten. Diese Leistungen werden wir klar, 
niedrigschwellig und als Teil der allgemeinen Ge-
sundheitsversorgung umsetzen.

Geburtshilfliche Versorgung ausbauen

Wir bauen wohnortnahe Hebammenangebote und 
Geburtshäuser aus und stellen Übersetzungsleis-
tungen im geburtshilflichen Bereich sicher, damit 
eine zuverlässige und diskriminierungsfreie Ver-
sorgung aller Gebärenden gewährleistet ist.

Medizin und Forschung  
geschlechtergerecht gestalten

Medizinische Forschung orientiert sich noch im-
mer häufig am männlichen Normkörper. Dies 
hat gravierende Folgen für die Gesundheit nicht-
männlicher Personen. Studien, Diagnostik und 
medizinische Lehrmittel werden die körperliche 
Vielfalt der Bevölkerung abbilden müssen: Durch 
geschlechtergerechte Datenerhebung, inklusive 
Dummys und verbindlicher Repräsentanz nicht-
männlicher Körper in Forschung und Ausbildung. 
Die Vergabe von Fördermitteln im Gesundheits-
wesen und der Wissenschaft knüpfen wir an die 
Einhaltung dieser Standards.

Periodenarmut beenden

Viele menstruierende Menschen in Berlin können 
sich regelmäßig keine Menstruationsprodukte 
leisten. Wir schaffen den kostenfreien Zugang 
zu Menstruationsprodukten in allen öffentlichen 
Einrichtungen wie Schulen, Universitäten und 
Verwaltungsgebäuden. Periodenarmut hat in ei-
ner gerechten Stadt keinen Platz.

Feministische Bildung und  
Empowerment strukturell fördern

Feministische Bildungs- und Empowermen-
tangebote mit einem intersektionalen Blick 
auf Diskriminierung, Rollenbilder und Macht-
verhältnisse werden in Schulen, Jugendzent-
ren und der außerschulischen Bildungsarbeit 
strukturell ausgebaut. Junge Menschen wer-
den früh darin bestärkt, für Gleichberech-

tigung, Selbstbestimmung und Solidarität 
einzutreten. Spezifische Förderprogramme 
qualifizieren Mädchen gezielt für digitale Zu-
kunftsfelder. Feministische Projekte, Mäd-
chenarbeit und queere Jugendarbeit erhalten 
eine langfristig gesicherte Förderung.

Repräsentation von Frauen und 
queeren Menschen in Stadtbild  
und Kultur stärken

Frauen und queere Menschen sind im öffentlichen 
Raum noch immer massiv unterrepräsentiert. 
Ihre Leistungen, Kämpfe und Perspektiven werden 
kaum abgebildet. Wir setzen uns für eine feminis-
tische Erinnerungskultur ein. Straßen, Plätze, Ge-
bäude und Schulen werden beispielsweise gezielt 
nach weiblichen und queeren Aktivist:innen oder 
Künstler:innen benannt. Auch in kulturellen Räu-
men, wie zum Beispiel Museen oder Galerien, sollen 
ihre Geschichten, Perspektiven und Werke stärker 
sichtbar werden. Repräsentation schafft Vorbilder 
und macht politische Kämpfe sichtbar.

Ökonomische Gerechtigkeit  
für Frauen herstellen

Die strukturelle Benachteiligung von Frauen, ins-
besondere von Müttern und Alleinerziehenden, 
zeigt sich deutlich im Arbeitsmarkt. Wir schaffen 
gezielte Unterstützungsangebote für Alleinerzie-
hende und alleinstehende Schwangere – durch Be-
treuungslösungen außerhalb regulärer Kita- und 
Hortzeiten, Teilzeitausbildungen in Kooperation 
mit Betrieben sowie barrierefreie Beratung über 
Rechtsansprüche und beruflichen Wiedereinstieg. 
Teilzeitausbildung, existenzsichernde Beschäfti-
gung und gezielte Programme für Gründerinnen, 
insbesondere in MINT- und Digitalberufen, müs-
sen massiv ausgebaut werden. Tariflücken im öf-
fentlichen Dienst und in landeseigenen Betrieben 
werden geschlossen, der Gender Pay Gap durch 
Tarifbindung und Entgelttransparenz abgebaut. 
Care-Arbeit wird gerecht auf beide Elternteile ver-
teilt. Wir bauen flexible Betreuungsangebote, Kita-
plätze, Stadtteilmütterprojekte und mobile Kinder-
betreuung aus.

Feminismus intersektional denken

Wir fördern queere, migrantische und intersek-
tional arbeitende feministische Initiativen. Inter-
sektional bedeutet, dass unterschiedliche For-
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men von Diskriminierung – etwa aufgrund von 
Geschlecht, Herkunft, Hautfarbe, Behinderung 
oder sexueller Orientierung – zusammenwirken 
und die Lebensrealitäten von Menschen prägen. 
Deshalb muss auch die Repräsentation vielfälti-
ger werden. Politik, Verwaltung und Unternehmen 
sollen paritätisch besetzt sein, sowohl in Auf-
sichtsräten als auch in Vorständen und Gremien.

4.5 Inklusion und 
Barrierefreiheit
Inklusion als verbindliche  
Querschnittsaufgabe umsetzen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) bekennt sich ausdrücklich zur 
UN-Behindertenrechtskonvention und wird sie 
vollständig, überprüfbar und konsequent auf 
Landesebene umsetzen. Inklusion und Barrie-
refreiheit sind Querschnittsaufgaben, die in al-
len Bereichen staatlichen Handelns verbindlich 
berücksichtigt werden. Ziel ist eine Stadt, in 
der Selbstbestimmung, Teilhabe und Chancen-
gleichheit für alle Menschen gewährleistet sind.

Barrierefreie Stadt und  
Mobilität schaffen

Berlin wird eine Stadt, in der sich alle Menschen frei 
bewegen und selbstbestimmt wohnen können. Öf-
fentliche Gebäude, Verkehrseinrichtungen, Plätze 
und Wohnungen werden wir barrierefrei gestalten: 
Mit stufenlosen Zugängen, funktionierenden Auf-
zügen, taktilen Leitsystemen, barrierefreien Sani-
täranlagen und ausreichend breiten Gehwegen. 
Visuelle Fahrgastinformationen wie schriftliche 
Einblendungen von Durchsagen in Bahnhöfen und 
Fahrzeugen sowie Lichtsignalanlagen für Alarme 
werden konsequent eingeführt. Wo immer möglich, 
stellen wir Informationen in Deutscher Gebärden-
sprache bereit. Neubauten werden grundsätzlich 
barrierearm oder barrierefrei errichtet. Den Berliner 
ÖPNV werden wir bis 2030 vollständig barrierefrei 
nutzbar machen – von Bahnhöfen und Haltestellen 
bis hin zu Fahrgastinformationen.

Digitale Barrierefreiheit  
konsequent gewährleisten

Digitale Angebote der Stadt werden für alle 
Menschen zugänglich und verständlich ge-
staltet. Webseiten, Formulare und Verwal-

tungsportale sind barrierefrei zu gestalten 
und kontinuierlich weiterzuentwickeln. Sämt-
liche schriftliche Informationen und Doku-
mente stellen wir in Leichter Sprache und in 
Deutscher Gebärdensprache bereit. Behörden 
halten zudem notwendige Assistenz- und 
Übersetzungsdienste vor, um einen gleich-
berechtigten und diskriminierungsfreien Zu-
gang zu staatlichen Leistungen zu sichern.

Inklusive Bildung von Anfang  
an ermöglichen

Kitas und Schulen werden wir barrierefrei ge-
stalten und personell so ausstatten, dass ge-
meinsames Lernen von Kindern mit und ohne 
Behinderung selbstverständlich wird. Dafür 
braucht es ausreichend Fachpersonal, thera-
peutische Unterstützung und inklusive Lehr- 
und Lernmaterialien. 

Gezielte Unterstützung für taube und 
hörbehinderte Kinder schaffen

Befindet sich ein taubes oder hörbehinder-
tes Kind in einer Einrichtung, wird gebärden-
sprachkompetente Assistenz oder taubes 
Fachpersonal verfügbar gemacht, um sprachli-
cher und sozialer Isolation wirksam vorzubeu-
gen. Erzieher:innen, Lehrkräfte sowie Kinder 
im unmittelbaren Umfeld werden durch ge-
zielte Kurse in die Lebenswelt tauber und hör-
behinderter Kinder eingeführt und erwerben 
grundlegende Kommunikationskompetenzen. 
Diese Schulungen werden, sofern verfügbar, 
von tauben oder schwerhörigen Fachpersonen 
durchgeführt. Diese Maßnahmen leisten einen 
wesentlichen Beitrag zu Verständigung, Inklu-
sion und einem gelingenden Miteinander in 
der Gesellschaft.
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5. FAMILIEN- UND 
GENERATIONENPOLITIK
Kinder wachsen in Berlin unter sehr unterschied-
lichen Bedingungen auf. Während manche Fa-
milien gut versorgt sind, fehlt es anderen an Be-
treuungsplätzen, finanzieller Unterstützung oder 
verlässlichen Anlaufstellen. Jugendliche haben 
zu wenig Mitsprache bei Entscheidungen, die ihr 
Leben direkt betreffen. Alleinerziehende tragen 
doppelte Verantwortung mit zu wenig Rückhalt. 
Und ältere Menschen stoßen in einer Stadt, die 
auf Tempo ausgerichtet ist, zu oft auf soziale, di-
gitale und räumliche Barrieren.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Familien- und Generatio-
nenpolitik als Querschnittsaufgabe, die Wohnen, 
Bildung, Mobilität, Gesundheit und soziale Infra-
struktur gleichermaßen umfasst. Jede Lebens-
form verdient Anerkennung und Unterstützung, 
unabhängig davon, ob Menschen in klassischen 
Familienstrukturen, als Alleinerziehende, in Re-
genbogenfamilien oder im Alter allein leben.

Wir setzen auf Unterstützung, die Menschen wirk-
lich im Alltag erreicht. Kinder- und Jugendfreizeit-
einrichtungen bauen wir aus, Familienzentren und 
passende Beratungsangebote sichern wir dauer-
haft in allen Bezirken, Spielplätze gestalten wir bar-
rierefrei und mit ausreichend Schatten und Schutz 
vor Hitze. Älteren Menschen ermöglichen wir eine 
vollwertige Teilnahme am Stadtleben durch eine 
barrierefreie Infrastruktur, bezahlbaren Wohnraum 
und gezielte Angebote gegen Einsamkeit. Die Mög-
lichkeit, auch im Alter Tiere zu halten, unterstützen 
wir ausdrücklich, denn der Kontakt zu Tieren tut 
Menschen nachweislich gut.

5.1 Kinder und Jugendliche
Kinderrechte in der Landesverfassung  
verankern und durchsetzen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, Kinderrechte in 
der Berliner Landesverfassung zu verankern und 
ihre Einhaltung verbindlich zu kontrollieren. Das 
Wohl des Kindes ist bei allen staatlichen Maß-
nahmen vorrangig zu berücksichtigen. Kinder 
haben das Recht, sich zu eigenverantwortlichen 

Persönlichkeiten zu entwickeln, und müssen bei 
Entscheidungen, die sie betreffen, entsprechend 
ihrem Alter und ihrer Reife angehört werden – 
auch bei gerichtlichen Entscheidungen in fami-
liären Angelegenheiten.

Echte Beteiligung von Kindern und  
Jugendlichen sicherstellen

Kinder- und Jugendparlamente, wie Jugendbei-
räte der Bezirksverordnetenversammlungen, 
werden gestärkt. Außerdem ermöglichen wir an 
möglichst allen Schulen Probewahlen, um Kin-
der und Jugendliche früh an demokratische Pro-
zesse heranzuführen.

Amt einer/eines 
Landesjugendbeauftragten schaffen

Wir schaffen die Stelle einer/eines Landes-
jugendbeauftragten. Dieses Amt wird von der 
AG 78, der Arbeitsgemeinschaft aller Träger der 
Jugendhilfe, gewählt. Das Amt ist Minderjähri-
gen vorbehalten und wird mit einer Aufwands-
entschädigung vergütet. Die Person wird als 
beratendes Mitglied in der Senatsverwaltung 
für Bildung, Jugend und Familie eingesetzt, 
muss zu allen offiziellen Terminen eingeladen 
werden, die Kinder und Jugendliche betreffen, 
und erhält ein dauerhaftes Besprechungs-
recht mit dem/der Senator:in sowie besondere 
schulrechtliche Entschuldigungsrechte. Um 
Interessenskonflikte zu vermeiden, darf die 
Person kein höheres Amt in einer Kinder- oder 
Jugendorganisation, einer Schüler:innenver-
tretung oder einem Jugendgremium beklei-
den.

Diskriminierung von Kindern aus  
Regenbogenfamilien beenden

Wir werden jede Form der Diskriminierung von Kin-
dern aus Regenbogenfamilien beenden und die 
Rechte von trans*- und inter*geschlechtlichen Kin-
dern und Jugendlichen gezielt stärken.

Geflüchtete Kinder und Familien  
sofort versorgen

Geflüchtete Kinder und Familien werden weiter-
hin aufgenommen und erhalten sofortigen Zu-
gang zum Gesundheitssystem sowie zu Kinder-
betreuungs- und Bildungseinrichtungen.
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Mobilität von Kindern und Jugendlichen 
verbessern

Die kostenfreie ÖPNV-Nutzung für Schüler:innen 
werden wir beibehalten. Wir unterstützen den 
Ausbau von Rad- und Fußwegen sowie die Redu-
zierung des Autoverkehrs, um Mobilität für jün-
gere Verkehrsteilnehmer:innen sicherer und um-
weltfreundlicher zu gestalten.

Berliner Spielplätze modernisieren  
und für alle attraktiv gestalten

Berlins Spielplätze werden wir hinsichtlich Attrak-
tivität, Barrierefreiheit und Hitzeschutz moderni-
sieren. Eine Kombination verschiedener Angebote 
erhöht die Aufenthaltsqualität für alle. Dazu zählen 
Spielmöglichkeiten für Kleinkinder mit Wasserele-
menten, Sport- und Fitnessgeräte für ältere Kinder 
und Jugendliche sowie Sitzgelegenheiten für Er-
wachsene und Senior:innen. Gegen zunehmende 
Hitzebelastung setzen wir auf Trinkbrunnen und 
großzügige Beschattung durch Bepflanzung. Öf-
fentliche Toiletten an und auf Spielplätzen werden 
ausgebaut. Spielmöglichkeiten schaffen wir auch 
in und vor Behördengebäuden.

Kinder- und 
Jugendfreizeiteinrichtungen ausbauen

Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtungen werden wir 
deutlich ausbauen, personell aufstocken und stär-
ker fördern. Das Angebot umfasst sportliche, künst-
lerische, handwerkliche und mediengestaltende 
Aktivitäten sowie die Vermittlung ethischer, ökologi-
scher und sozialer Werte. Das SEZ in Friedrichshain 
soll modernisiert und wiedereröffnet werden, statt 
die Flächen für teure Wohnungen herzugeben.

Sportvereinsmitgliedschaft für  
alle Kinder ermöglichen

Jedes Kind muss die Möglichkeit haben, Mitglied 
eines Sportvereins zu sein. Da es vielerorts an Trai-
ner:innen mangelt, werden wir die Ausbildung zur/
zum Sporttrainer:in stärker bewerben und besser 
vergüten. Ehrenamtliche Trainer:innen erhalten 
mehr Anerkennung durch finanzielle Anreize.

Ganztagsbetreuung und  
Nachhilfe sichern

Eine garantierte, möglichst kostenfreie Ganz-
tagsbetreuung für alle Grundschulkinder bis 
Klasse 6 werden wir einführen. Nachhilfeange-

bote werden ausgeweitet und insbesondere für 
Kinder aus einkommensschwachen Familien 
kostengünstig oder kostenfrei angeboten.

Jugendämter stärken und besser 
ausstatten

Die Berliner Jugendämter wurden durch mas-
sive Kürzungen geschwächt. Wir schaffen ver-
besserte Rahmenbedingungen: Mit dem Recht 
auf Supervision, regelmäßiger Fort- und Wei-
terbildung sowie angemessener räumlicher 
und digitaler Arbeitsplatzausstattung für alle 
Beschäftigten.

5.2 Familie

Alleinerziehende gezielt entlasten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird Alleinerziehende besser un-
terstützen. Dazu zählen unter anderem Maßnah-
men wie kostenfreier Eintritt in alle öffentlich 
geförderten Kultureinrichtungen und die Berliner 
Bäderbetriebe für Kinder und Jugendliche bis 18 
Jahre, um diese Familien im Alltag zu entlasten.

Familienfördergesetz verabschieden

Wir werden ein Familienfördergesetz verabschie-
den, das Familienzentren, Familienservicebüros 
und Beratungsstellen als verbindliche Qualitäts-
standards in allen Bezirken festschreibt. Bewähr-
te Angebote sichern wir ab, Netzwerke für Allein-
erziehende werden gestärkt.

Armutsbetroffene Familien stärken

Kinder können sich ihre Eltern nicht aussuchen 
und haben keinen Einfluss auf deren wirtschaftli-
che Lage. Eine zentrale, einfach gestaltete Website 
wird armutsbetroffenen Familien eine übersichtli-
che Anlaufstelle für schnelle Hilfsangebote bieten.

Familien durch Patenschaften und 
Unterstützung durch Großeltern 
entlasten

Da Menschen immer älter werden, lohnt es sich, 
Großeltern dabei zu unterstützen, mehr Verantwor-
tung für ihre Enkelkinder zu übernehmen. Wo leib-
liche Großeltern nicht verfügbar sind, sollen mehr 
Patenschaftsprogramme ins Leben gerufen wer-
den. Die ehrenamtliche Unterstützung berufstäti-
ger Familien werden wir angemessen honorieren.
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5.3 Senior:innen
Berlin seniorengerecht gestalten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, Berlin konse-
quent seniorengerecht zu gestalten. Dazu gehö-
ren der verpflichtende barrierefreie Aus-, Um- und 
Neubau von Wohnungen, Kultureinrichtungen 
und öffentlichen Gebäuden sowie die Förderung 
von Mehrgenerationenhäusern und Senior:innen-
WGs. Wohnangebote müssen für jede:n Rentner:in 
bezahlbar sein. Kurze Wege und barrierefreie Zu-
gänge zu Einrichtungen der Daseinsvorsorge, wie 
Verkaufsstellen, Gesundheits- und Sozialeinrich-
tungen sowie Ämtern und Behörden, werden in der 
Stadtplanung verbindlich berücksichtigt. Barriere-
freie, kostenlose öffentliche Toiletten in Bahnhöfen, 
Umstiegspunkten und Parks gehören ebenso dazu 
wie ausreichend lange Ampelphasen, die es jedem 
Menschen ermöglichen, eine Straße vollständig 
und sicher zu überqueren.

Spezialisierte Ansprechpartner:innen  
vor Ort etablieren

Wir werden spezialisierte Ansprechpartner:innen 
vor Ort einsetzen, die Senior:innen bei der Orga-
nisation von Arztterminen für Hausbesuche, bei 
konkreter Amtshilfe oder bei behördlichen Termi-
nen persönlich oder per Hotline unterstützen.

Nähe und Bindung mit Tieren  
für Senior:innen ermöglichen

Die Nähe zu Tieren tut Menschen nachweis-
lich gut. Gerade im Alter soll der Kontakt zu 
Tieren überall leicht möglich sein, sofern dies 

gewünscht ist. Deshalb setzen wir uns in Senio-
ren- und Pflegeeinrichtungen dafür ein, dass so-
genannte „Haustiere” unkompliziert und tierge-
recht gehalten werden können.

Bildung und Teilhabe für  
ältere Menschen sichern

Ältere Menschen haben das Recht auf Bildung und 
soziale Teilhabe. Wir schaffen Schulungsangebo-
te und Unterstützung beim Zugang zu digitalen 
Geräten und Online-Services. Bewegungs-, Ernäh-
rungs- und Präventionsangebote, wie Sturzprophy-
laxe oder Gedächtnistraining, werden speziell auf 
die Bedürfnisse älterer Menschen zugeschnitten. 
Projekte gegen Einsamkeit im Alter werden wir ge-
zielt fördern. Vergünstigter Eintritt in öffentliche 
Einrichtungen des Landes Berlin und der Ausbau 
sozialer Infrastruktur – mit Stadtteilzentren, Bera-
tungsstellen und Begegnungsstätten – gehören zur 
selbstverständlichen Grundlage sozialer Teilhabe.

Digitalisierung der Verwaltung  
inklusiv und flexibel gestalten

Die Digitalisierung der Verwaltung wird transpa-
rent und unter Berücksichtigung älterer Bürger:in-
nen gestaltet. Der Zugang zu Verwaltungsdienst-
leistungen soll digital, telefonisch, schriftlich oder 
persönlich möglich und damit frei wählbar sein. In 
der Pflege und Gesundheitsversorgung hat persön-
licher Kontakt Vorrang. Robotik und Telemedizin 
sollen ausschließlich ergänzende Angebote dar-
stellen. Digitale Kompetenzen älterer Menschen 
fördern wir über Bibliotheken, Stadtteilzentren und 
Senior:inneneinrichtungen.

6. GESUNDHEIT  
UND PFLEGE
Berlins Gesundheits- und Pflegesystem steht 
unter erheblichem Druck. Der Rettungsdienst ist 
überlastet, Therapieplätze für psychische Erkran-
kungen sind unzureichend, Pflegekräfte arbeiten 
unter schwierigen Bedingungen und der Zugang 
zur Versorgung hängt zu oft von Einkommen, 
Wohnort oder Versicherungsstatus ab. Gleich-

zeitig dominieren wirtschaftliche Interessen zu-
nehmend ein System, das eigentlich dem Wohl 
der Menschen dienen sollte. Prävention kommt 
zu kurz und soziale sowie gesundheitliche Un-
gleichheiten wachsen.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Gesundheit als gemein-
schaftliche Aufgabe, die soziale, ökologische und 
ethische Verantwortung einschließt. Kranken-
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häuser und Pflegeeinrichtungen sollten nicht 
von privaten Gewinninteressen geleitet werden. 
Hilfe muss erreichbar sein, bevor Krisen eskalie-
ren. Und sie muss allen Menschen ohne Ausnah-
me offenstehen.

Wir stärken die medizinische Versorgung in Ber-
lin und richten Krankenhäuser konsequent am 
Gemeinwohl aus. Mehr psychosoziale Unterstüt-
zungsangebote, mehr Therapieplätze und eine 
rund um die Uhr erreichbare Krisenhilfe sorgen da-
für, dass Menschen schneller Hilfe bekommen. In 
der Pflege setzen wir verbindliche Personalschlüs-
sel durch, verbessern die Arbeitsbedingungen und 
entlasten Pflegebedürftige finanziell. Unsere Dro-
genpolitik richten wir stärker an Gesundheit und 
Prävention aus statt an Repression, denn Sucht ist 
in erster Linie eine gesundheitliche und soziale He-
rausforderung. Deshalb bauen wir Suchthilfe und 
Beratung flächendeckend aus und entkriminali-
sieren Konsumierende.

6.1 Gesundheitssystem
Rettungsdienst stärken und  
medizinische Grundversorgung sichern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) stärkt den Rettungsdienst und die 
medizinische Grundversorgung entlang der ge-
samten Versorgungskette. Dazu gehören eine 
bessere Ausstattung und Koordination von Ret-
tungsdienst und Krankentransporten sowie Quali-
tätsverbesserungen vom Notruf bis zur Übergabe. 
Bereits in Kitas und Grundschulen sollen Erste-
Hilfe-Schulungen für jedes Kind angeboten wer-
den. Erste-Hilfe-Kurse für sogenannte „Haustiere” 
werden an allen Volkshochschulen eingeführt. Eine 
schrittweise Elektrifizierung von Einsatzfahrzeu-
gen halten wir für sinnvoll, um auch hier umwelt- 
und gesundheitsbewusst zu agieren.

Gesundheitsversorgung für  
alle zugänglich machen

Gesundheit darf nicht vom Wohnort oder Versi-
cherungsstatus abhängen. Wir erleichtern den 
Zugang zur Versorgung für Menschen ohne Kran-
kenversicherung, verbessern die medizinische 
Versorgung in den Außenbezirken und bauen 
Medizinische Versorgungszentren sowie integ-
rierte Gesundheitszentren aus.

Krankenhäuser am Gemeinwohl 
ausrichten

Krankenhäuser dürfen nicht länger dem Ziel 
wirtschaftlicher Gewinnmaximierung folgen. Wir 
setzen uns für eine Entprivatisierung und Ent-
profitisierung zentraler Bereiche ein und richten 
das System konsequent an der Gesunderhal-
tung der Menschen aus, nicht an Fallzahlen oder 
schneller Wiederbelegung.

Gesunde Ernährung in  
Krankenhäusern verankern

Eine gesunde, pflanzliche Verpflegung in allen 
Krankenhäusern ist uns ein zentrales Anliegen. 
Da wichtige Behandlungsmaßnahmen im Be-
reich der Ernährungstherapie häufig fehlen, wer-
den wir in jedem Krankenhaus ein Ernährungs-
team einrichten. Multiresistente Erreger, die 
durch den übermäßigen Antibiotikaeinsatz in 
der konventionellen Tierhaltung entstehen, ver-
ursachen lebensbedrohliche Infektionen. Eine 
pflanzliche Krankenhausverpflegung trägt dazu 
bei, dieses Risiko zu senken.

Psychosoziale Gesundheit stärken

Die psychosoziale Gesundheit stärken wir durch 
frühe Interventionen in Zusammenarbeit mit 
Schulen, Kitas sowie Jugend- und Stadtteilein-
richtungen. Wo es therapeutisch sinnvoll ist, 
setzen wir uns für die Mitnahme von sogenann-
ten „Haustieren” in Krankenhäusern und Ge-
meinschaftseinrichtungen ein. Zur besseren 
Terminvermittlung stellen wir ein digitalisiertes 
Therapeut:innen-Register bereit. Menschen mit 
Behinderung erhalten konsequente Unterstüt-
zung durch barrierefreie Angebote, Hilfsmittel 
und verbesserte Mobilität.

Gesundheitswesen digital, sozial und 
klimagerecht modernisieren

Wir modernisieren das Gesundheitswesen so-
zial, digital und klimagerecht. Dazu gehören die 
Digitalisierung der Gesundheitsämter, der Aus-
bau virtueller Sprechstunden und hohe Sicher-
heitsstandards für Patient:innen- und Pflegeda-
ten. Die IT-Infrastruktur in Krankenhäusern und 
Pflegeeinrichtungen werden wir modernisieren 
und Gesundheitsgebäude energetisch sanieren. 
Ziel ist es, möglichst resiliente und autarke Ein-
richtungen zu schaffen.
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6.2 Mentale Gesundheit
Niedrigschwelligen Zugang zu 
psychosozialer Versorgung für alle 
ermöglichen
Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, dass alle Men-
schen in Berlin unabhängig von Einkommen, Her-
kunft oder Aufenthaltsstatus einen schnellen und 
niedrigschwelligen Zugang zu Beratung, Therapie 
und Krisenhilfe erhalten. Psychische Belastungen 
müssen frühzeitig erkannt und präventiv begleitet 
werden, bevor sie sich verfestigen. Dafür schaffen 
wir mehr wohnortnahe, kostenfreie und mehrspra-
chige Angebote in allen Bezirken.

Mehr Therapieplätze durch  
höhere Kassensitzzahlen schaffen

Der massive Mangel an Therapieplätzen ist eine 
der größten Barrieren in der psychischen Gesund-
heitsversorgung. Wir werden auf eine deutliche Er-
höhung der Kassensitze für Psychotherapeut:innen 
in Berlin hinwirken, insbesondere für Kinder- und 
Jugendtherapie, Traumatherapie und queersensi-
ble Versorgung. Im Bundesrat werden wir dafür ein-
treten, dass die Bedarfsplanung endlich der Reali-
tät einer wachsenden Großstadt angepasst wird.

Psychosoziale Zentren in  
allen Bezirken ausbauen

Wir bauen psychosoziale Zentren flächende-
ckend in allen Berliner Bezirken aus. Diese bieten 
Beratung, Krisenintervention, Gruppenangebo-
te und Weitervermittlung unter einem Dach an. 
Lange Wege und monatelange Wartezeiten dür-
fen kein Hindernis für Hilfe sein.

Krisenhilfe rund um die Uhr sichern

Wir bauen die Krisenhilfe, wie den Berliner Krisen-
dienst, weiter aus, damit Menschen rund um die 
Uhr Unterstützung erhalten. Angebote sollen telefo-
nisch, online oder vor Ort zur Verfügung stehen. Mo-
bile Krisenteams müssen berlinweit zur Verfügung 
stehen, um Menschen in akuten Notlagen direkt zu 
unterstützen, ohne dass Polizei oder Zwangsmaß-
nahmen zum ersten Mittel werden.

Mentale Gesundheit an Schulen  
und Kitas stärken

Psychische Gesundheit beginnt in der Kindheit. Wir 
werden mehr Schulpsycholog:innen, Sozialarbei-

ter:innen und Therapeut:innen an Berliner Schulen 
und Kitas einsetzen. Präventionsprogramme zu 
Stress, Mobbing, Angststörungen und Depressio-
nen werden verbindlich in den Bildungsalltag in-
tegriert. Diese werden altersgerecht, diskriminie-
rungssensibel und kostenfrei sein.

Wohnungslose, Geflüchtete und 
armutsbetroffene Menschen gezielt 
erreichen

Wohnungslose Menschen, Geflüchtete und Men-
schen in prekären Lebenslagen sind überdurch-
schnittlich oft von psychischen Erkrankungen 
betroffen. Wir schaffen aufsuchende psychologi-
sche Hilfe und mehrsprachige Angebote gezielt 
für diese Gruppen.

Kostenfreie Erstberatungen und 
Kurzzeittherapien ausbauen

Den Ausbau kostenfreier Erstberatungsstellen 
und kurzfristiger Therapieangebote werden wir 
vorantreiben, damit Menschen nicht monate-
lang ohne Hilfe bleiben. Kurzzeitinterventionen 
stabilisieren Betroffene und verhindern, dass 
sich psychische Krisen zuspitzen.

6.3 Körperliche Gesundheit
HIV bis 2030 überwinden

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, dass HIV 
und die daraus resultierende Erkrankung AIDS 
bis spätestens 2030 in Berlin überwunden 
werden. Dieses Ziel, das auch von den Verein-
ten Nationen verfolgt wird, ist erreichbar, wenn 
Prävention, frühzeitige Diagnose und medi-
zinische Versorgung konsequent ausgebaut 
werden. Wir stärken die Berliner Infrastruktur 
im Kampf gegen HIV und AIDS, etwa durch den 
langfristig abgesicherten Ausbau von Einrich-
tungen wie dem Checkpoint BLN sowie eine 
bedarfsgerechte Finanzierung von Beratung, 
Testung und Präventionsangeboten. Eine me-
dizinisch optimale Behandlung aller HIV-po-
sitiven Menschen muss möglich sein, sodass 
niemand mehr an AIDS stirbt. Dies geht ein-
her mit der konsequenten Verhinderung von 
Neuansteckungen durch Aufklärungskampa-
gnen. Die Clearingstelle für Menschen ohne 
Krankenversicherung werden wir ausbauen, 



39WAHLPROGRAMM BERLIN 2026 
PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ  // TIERSCHUTZPARTEI

PARTEI MENSCH
UMWELT TIERSCHUTZ

Tierschutzpartei

um vollständige Behandlung unabhängig vom 
Versicherungsstatus zu gewährleisten.

Bewegung und Sport für alle  
im Alltag verankern

Regelmäßige Bewegung ist ein zentraler Schlüs-
sel zur körperlichen und seelischen Gesundheit. 
Wir schaffen vielfältige, leicht zugängliche Mög-
lichkeiten für Sport und Bewegung im Alltag. 
Dies umfasst kostenlose, niedrigschwellige An-
gebote im öffentlichen Raum, eine bessere Nut-
zung von Parks, Grünflächen und Stadtwäldern 
sowie den Ausbau öffentlicher Fitnessgeräte, 
Bewegungsparcours und offener Sportflächen 
für alle Altersgruppen. Alle Angebote werden kon-
sequent barrierefrei gestaltet. Besonders Kinder 
und Jugendliche brauchen Bewegung als Aus-
gleich zum schulischen Alltag. Deshalb bauen 
wir Sportangebote an Schulen aus, insbesondere 
im Nachmittags- und Ganztagsbereich und stär-
ken die Zusammenarbeit zwischen Schulen und 
Sportvereinen als wichtige Orte für Gesundheits-
förderung, Integration und Gemeinschaft.

6.4 Pflege
Pflege menschenwürdig und 
gemeinwohlorientiert gestalten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt auf eine menschenwürdige, 
gemeinwohlorientierte Pflege, die Pflegebedürf-
tige schützt, Angehörige entlastet und gute Ar-
beitsbedingungen für Pflegekräfte schafft. Die 
aktuelle Pflegekrise ist das Ergebnis von Perso-
nalmangel, jahrelanger Überlastung und zuneh-
mender Ökonomisierung. Dem stellen wir uns 
entschieden entgegen.

Gute Arbeitsbedingungen und  
faire Ausbildung in der Pflege sichern

Damit Pflegeberufe attraktiv werden und bleiben, 
schaffen wir mit verbindlichen, gesetzlich fest-
geschriebenen Personalschlüsseln in Kranken-
häusern, Altenheimen, Hospizen und der ambu-
lanten Pflege verlässliche Rahmenbedingungen. 
Bessere Bezahlung, insbesondere für ungüns-
tige Arbeitszeiten, sowie mehr Flexibilität und 
Mitsprache bei Dienstplänen müssen selbstver-
ständlich sein. Faire Ausbildungsbedingungen 
in allen Pflegeberufen werden wir durchsetzen. 

Dies umfasst auch eine angemessene Vergütung 
während der Ausbildung. Die Arbeitsbedingun-
gen von Hebammen verbessern wir, freiberufli-
che Hebammen erhalten eine bessere Vergütung 
und staatliche Unterstützung bei ihren hohen 
Haftpflichtversicherungsbeiträgen.

Pflege bedarfsgerecht, wohnortnah  
und bezahlbar organisieren

Pflege muss sich an den Bedürfnissen der Men-
schen orientieren, nicht an wirtschaftlichem 
Druck. Wir bauen ambulante Pflegeangebote 
und pflegeunterstützende Wohnformen aus und 
schaffen neue wohnortnahe stationäre Pflege-
einrichtungen. Wir stärken die öffentliche Trä-
gerschaft im Pflegebereich, passen Pflegeleis-
tungen an und senken den Eigenanteil in der 
ambulanten Pflege deutlich. Pflege darf kein Ar-
mutsrisiko sein. Eine dauerhafte Finanzierung 
von Selbsthilfeinitiativen in der Pflege trägt dazu 
bei, dass Unterstützung überall erreichbar bleibt.

6.5 Ernährung
Pflanzliche Ernährung in öffentlichen 
Einrichtungen verbindlich anbieten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, dass pflanzli-
che Ernährung in unserer Gesellschaft gestärkt 
und gefördert wird. Eine pflanzliche Ernäh-
rungsweise reduziert Tierleid, schont Ressour-
cen, verringert Treibhausgasemissionen und 
beugt Krankheiten vor. Jede dritte Person, die in 
Deutschland an Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
stirbt, stirbt aufgrund einer unausgewogenen 
Ernährung. Rotes und verarbeitetes Fleisch gilt 
als gesichert krebserregend. Die öffentlichen 
Gesundheitskosten durch deren Konsum sind 
enorm, hinzu kommen Umwelt- und Klima-
schäden bei der Fleischerzeugung. Deshalb füh-
ren wir ein verbindliches Angebot pflanzlicher 
Gerichte zu jeder Mahlzeit in allen öffentlichen 
Einrichtungen ein, wie zum Beispiel in Kan-
tinen, Kitas, Schulen, Mensen, Senior:innen-, 
Pflegeheimen und Krankenhäusern. Schüler:in-
nen aller Klassen erhalten kostenlosen Zugang 
zu vollwertigen veganen Mahlzeiten, damit ge-
sunde Ernährung von Anfang an gefördert wird. 
Nicht-pflanzliche Gerichte in Kantinen werden 
nicht länger steuerlich gefördert.
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Förderprogramme und 
Beratungsangebote  
für gesunde Ernährung einführen

Damit die Umstellung gelingt, führen wir Förderpro-
gramme und Beratungsangebote für Kantinen und 
Mensen zu gesunder, ethischer und klimafreund-
licher Ernährung ein. Fortbildungen für medizini-
sches Personal werden zur Pflicht.

Nachhaltige Gastronomie und regionale 
Produktion fördern

Wir fördern regionale und biologische Lebens-
mittel, um kurze Transportwege zu sichern, die 
regionale Landwirtschaft zu stärken und die Qua-
lität der Nahrungsmittel zu verbessern. Nachbar-
schaftsgärten, Urban Farming und solidarische 
Landwirtschaft auf landeseigenen Flächen wer-
den gefördert. Supermärkte, Restaurants und Ca-
terer werden verpflichtet, überschüssige Lebens-
mittel an gemeinnützige Organisationen oder 
die Bevölkerung weiterzugeben statt sie wegzu-
werfen. Überproduktion von Lebensmitteln bau-
en wir schrittweise ab.

EU-Schulmilchprogramm beenden  
und pflanzliche Alternativen einführen

Das EU-Schulmilchprogramm ist nicht mehr 
zeitgemäß. Wir beenden Berlins Teilnahme und 
rufen die damit verbundenen Fördermittel nicht 
mehr ab. Statt tierlicher Milch erhalten Schu-
len, Kitas und andere öffentliche Einrichtungen 
pflanzliche, tierleidfreie Alternativen.

6.6 Drogenpolitik
Aufklärung, Prävention und Safer Use  
in den Mittelpunkt stellen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) setzt in ihrer Drogenpolitik 
auf Gesundheit, Aufklärung und Hilfe, statt 
auf Bestrafung und Ausgrenzung. Deshalb 
braucht es umfassende, frühzeitige und ziel-
gerichtete Aufklärung über Drogenkonsum in 
Schulen, Jugendzentren und anderen sozialen 
Einrichtungen, einschließlich digitaler Ange-
bote und Peer-to-Peer-Ansätze. Gleichzeitig 
fördern wir den sogenannten „Safer Use”, also 
den möglichst risikoarmen Umgang mit Dro-
gen für Konsumierende.

Konsumierende entkriminalisieren  
und unterstützen

Konsumierende dürfen nicht länger kriminali-
siert werden. Die Entkriminalisierung des Besitzes 
geringer Mengen entlastet Polizei und Justiz und 
schafft Raum für die Verfolgung schwerer Strafta-
ten. Konsumierende brauchen Unterstützung und 
medizinische Versorgung, keine Strafe. Repressive 
Maßnahmen verschärfen soziale Probleme und 
können Menschen davon abhalten, Hilfe anzuneh-
men. Eine gesundheitsorientierte Drogenpolitik 
ermöglicht frühzeitige Intervention, reduziert Fol-
geschäden und entlastet das System insgesamt. 
Ausstiegs-, Therapie- und Beratungsangebote wer-
den wir flächendeckend stärken. Gegen organisier-
te, gewinnorientierte Drogenkriminalität gehen wir 
konsequent und rechtsstaatlich vor, ohne sozial 
benachteiligte Menschen zu stigmatisieren.

Suchthilfe ausbauen und 
flächendeckend finanzieren

Träger der Drogen- und Suchthilfe werden dauer-
haft und ausreichend finanziert. Wir bauen nied-
rigschwellige Hilfsangebote aus, insbesondere 
in besonders betroffenen Bezirken: Durch mobile 
Dienste, mehr Straßen- und Parksozialarbeit so-
wie bedarfsgerechte Öffnungszeiten bestehen-
der Einrichtungen. Drogenkonsumräume wer-
den in allen Berliner Bezirken verfügbar sein und 
durch mobile Angebote ergänzt. Sie retten Leben, 
reduzieren Infektionen und entlasten den öffent-
lichen Raum. Drug Checking wird stadtweit aus-
gebaut, damit Konsumierende wissen, welche 
Substanzen sie zu sich nehmen, und Überdosie-
rungen vermieden werden.

Sucht im Strafvollzug konsequent 
behandeln

Auch im Strafvollzug werden Suchtprävention, 
Beratung und Substitutionsangebote konse-
quent ausgebaut. Sucht ist eine Krankheit und 
darf im Gefängnis nicht ignoriert werden, wenn 
Rückfälle und erneute Straffälligkeit wirksam 
verhindert werden sollen. 

Öffentliche Räume sauber und sicher 
gestalten

Gleichzeitig setzen wir uns für saubere und siche-
re öffentliche Räume ein, ohne Konsumierende zu 
verdrängen. Die flächendeckende Bereitstellung 
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von Abfallbehältern zur sicheren Entsorgung von 
Drogengebrauchsutensilien schützt Anwohnende, 
Kinder, Familien und Tiere.

Alkohol- und Tabakprävention stärken

Alkohol und Tabak sind legale, aber besonders 
gesundheitsschädliche Drogen. Wir werden alko-
holische Getränke und Tabakprodukte aus dem 
unmittelbaren Kassenbereich entfernen lassen, 
um Impulskäufe zu reduzieren und den Jugend-
schutz zu stärken. Wir setzen uns für ein Verbot 
von Alkoholwerbung insbesondere im öffentli-
chen Raum ein. Rauchfreie Bereiche, vor allem in 
der Nähe von Spielplätzen, Schulen, Bahnhöfen 
und Haltestellen, werden ausgeweitet.

Konzept „Berlin kippenfrei“ entwickeln

Wir entwickeln das Konzept „Berlin kippenfrei“, 
das Gesundheitsprävention stärkt und Zigaret-
tenmüll im öffentlichen Raum reduziert. Schwer-
punkte sind mehr rauchfreie Zonen an sensiblen 
Orten, gezielte Aufklärungskampagnen, ein Aus-
bau gut sichtbarer Aschenbecher sowie ein ent-
schiedeneres Vorgehen gegen das Wegwerfen 
von Zigarettenstummeln. Zigarettenbehälter sol-
len spielerische Elemente erhalten, um zu einer 
ordnungsgemäßen Entsorgung zu motivieren.

6.7 Sterbehilfe und 
Palliativversorgung
Selbstbestimmtes Lebensende  
respektieren und begleiten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, dass Menschen 
selbstbestimmt über ihr Lebensende entscheiden 
können. Wir stärken die Beratung und Begleitung 

von Menschen in schweren Lebenssituationen und 
unterstützen Pflegekräfte, Ärzt:innen und soziale 
Einrichtungen dabei, einfühlsame Entscheidun-
gen zu ermöglichen. Informationsangebote und 
Aufklärung werden verbessert, damit Menschen 
frühzeitig wissen, welche Möglichkeiten der Unter-
stützung, palliativen Versorgung und Hospizbeglei-
tung ihnen offenstehen.

6.8 Bestattungsrecht
Bestattungsrecht modernisieren und 
individuelle Wahlfreiheit ermöglichen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich für eine grundsätzliche Mo-
dernisierung des Berliner Bestattungsrechts nach 
dem Vorbild von Bremen und Rheinland-Pfalz ein. Der 
derzeitige Friedhofszwang schränkt viele Menschen 
in ihrer persönlichen Entscheidung über ihren letz-
ten Weg unnötig ein. Wir werden ermöglichen, dass 
Menschen frei wählen können, was mit ihren Über-
resten geschehen soll: Etwa eine Urne im eigenen 
Zuhause aufzubewahren, Ascheverstreuung oder 
vollständig kompostierbare Naturbestattungen, 
solange Umwelt und Wildtiere nicht beeinträchtigt 
werden. Wir werden zudem prüfen, ob Mensch-Tier-
Bestattungen zugelassen werden können, um die 
enge Bindung zwischen Menschen und ihren Tieren 
auch im Abschied würdig abzubilden.

7. SOZIALPOLITIK

Berlins soziale Infrastruktur steht unter Druck. 
Sozialämter sind überlastet und unterbesetzt, 
soziale Berufe werden schlecht bezahlt, Fach-
kräfte gehen verloren und wohnungslose Men-
schen finden selten schnelle, unbürokratische 
Hilfe. Soziale Angebote sind ungleich über die 

Bezirke verteilt und viele Menschen erhalten 
Unterstützung erst dann, wenn Krisen längst 
eskaliert sind.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Sozialpolitik als präven-
tive, bedarfsgerechte und menschenrechtsori-
entierte Aufgabe. Hilfe darf nicht an Bürokratie, 
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Sprache oder Aufenthaltsstatus scheitern. Wer 
soziale Gerechtigkeit ernst nimmt, muss soziale 
Infrastruktur als das behandeln, was sie ist: Ein 
unverzichtbarer Bestandteil des städtischen Le-
bens. Berlin soll eine Stadt sein, in der niemand 
durchs soziale Netz fällt.

Wir stärken Sozialämter mit mehr Personal 
und modernisieren ihre Strukturen, damit Be-
ratung und Versorgung direkt bei hilfesuchen-
den Menschen ankommen. Straßensozialarbeit 
wollen wir in ganz Berlin fördern und finanziell 
absichern, damit von Wohnungslosigkeit be-
troffene Menschen direkte und unbürokratische 
Unterstützung erhalten. Gleichzeitig begegnen 
wir dem Fachkräftemangel in sozialen Berufen 
durch faire Bezahlung und bessere Arbeitsbe-
dingungen. Ehrenamtliches Engagement unter-
stützen wir gezielt, damit freiwillige Hilfe dort an-
kommt, wo sie wirklich gebraucht wird.

7.1 Soziale Infrastruktur und 
Existenzsicherung
Sozialämter personell und  
strukturell stärken

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die Berliner Sozialämter 
personell deutlich aufstocken, denn sie bilden 
das Rückgrat der sozialen Daseinsvorsorge. 
Um Menschen in Notlagen schnell, unbürokra-
tisch und zuverlässig unterstützen zu können, 
werden Strukturen modernisiert, Verwaltungs-
prozesse digitalisiert und die interne Koordi-
nation verbessert. Mitarbeitende werden ge-
zielt durch Schulungen in Kommunikation, 
Fallmanagement und Antidiskriminierung 
gefördert, damit Beratung und Unterstützung 
noch professioneller und respektvoller gestal-
tet werden können.

Regelbedarf für Leistungsberechtigte 
erhöhen

Der aktuelle Regelbedarf für Leistungsberech-
tigte reicht häufig nicht aus, um ein selbstbe-
stimmtes und würdevolles Leben in Berlin zu 
führen. Leistungsberechtigte sind Menschen, 
deren Einkommen nicht ausreicht, um die 
grundlegenden Kosten des Lebens zu decken. 
Wir setzen uns daher für eine Erhöhung des 

Regelbedarfs ein, damit alle Menschen ihre 
Grundbedürfnisse decken und aktiv am ge-
sellschaftlichen Leben teilnehmen können.

Berlin-Pass wieder einführen

Der Berlin-Pass hat vielen Menschen mit gerin-
gem Einkommen den unkomplizierten Zugang 
zu Mobilität, Kultur, Bildung und Freizeit ermög-
licht. Seine Abschaffung hat zu einer deutli-
chen Benachteiligung für Betroffene geführt. Sie 
müssen derzeit bei Fahrkartenkontrollen ihren 
Leistungsbescheid vorzeigen. Wie die LADG-Om-
budsstelle (zentrale Beratungs- und Schlich-
tungsstelle des Landes Berlin bei Diskriminie-
rung) festgestellt hat, verstößt dies gegen das 
Landesantidiskriminierungsgesetz. Wir setzen 
uns daher für die Wiedereinführung des Berlin-
Passes ein. Sozialtickets werden so gestaltet, 
dass sie diskriminierungsfrei nutzbar sind, da-
mit niemand beim Zugang zu wichtigen Ange-
boten benachteiligt wird.

Bedingungsloses Grundeinkommen  
erproben und prüfen

Das Bedingungslose Grundeinkommen bietet 
allen Menschen eine verlässliche finanzielle Ba-
sis, damit sie frei von Existenzangst leben und 
selbstbestimmt über Arbeit und Lebensweg 
entscheiden können. Es ist sozial ausgerichtet, 
nachhaltig und eine sinnvolle Antwort auf die 
ökonomischen Herausforderungen der Zukunft. 
Wir werden das Bedingungslose Grundeinkom-
men daher in Berlin testweise erproben und prü-
fen, inwiefern eine Einführung rechtlich und öko-
nomisch in Berlin umsetzbar ist.

7.2 Soziale Arbeit
Soziale Berufe aufwerten und  
Fachkräftemangel entgegentreten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) steht für eine starke Soziale Arbeit. 
Ob in der Kinder- und Jugendhilfe, der Wohnungs-
losenhilfe, Familienberatung oder der Straßen-
sozialarbeit: Die Beschäftigten leisten täglich 
essenzielle Arbeit für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt, oft unter prekären Bedingungen 
und mit wachsender Belastung. Soziale Arbeit 
ist systemrelevant und muss auch so behandelt 
werden. Um dem Fachkräftemangel zu begeg-
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nen, braucht es eine faire Bezahlung, verbesserte 
Arbeitsbedingungen und weniger Befristungen. 
Wir werden die Tarifbindung und die Gleichstel-
lung der Bezahlung zwischen freien und öffent-
lichen Trägern durchsetzen, denn gleiche Arbeit 
muss gleich entlohnt werden. Die Finanzierung 
freier und gemeinnütziger Träger wird nachhal-
tig verbessert, damit Qualität, Fachlichkeit und 
Kontinuität in der sozialen Arbeit gesichert sind. 
Eine praxisnahe, qualitativ hochwertige Ausbil-
dung mit bezahlten Pflichtpraktika sowie Spe-
zialisierungsmöglichkeiten, etwa für Aufgaben 
in Jugendämtern, ist die Grundlage dafür, dass 
neue Fachkräfte gut vorbereitet in die sozialen 
Berufe eintreten. Außerdem müssen mehr Stu-
dienplätze geschaffen werden, damit insgesamt 
mehr Menschen die Chance erhalten, in sozialen 
Berufen tätig zu werden. 

Soziale Angebote dauerhaft  
und verlässlich finanzieren

Viele soziale Angebote wie Beratungsstellen oder 
Straßensozialarbeit hängen derzeit von projekt-
basierter Finanzierung ab. Dadurch entstehen 
Unsicherheiten für Fachkräfte und für die Men-
schen, die auf diese Hilfen angewiesen sind. Um 
Qualität, Kontinuität und langfristige Planung zu 
gewährleisten, müssen diese Angebote künftig 
als Regelangebote verlässlich finanziert werden, 
statt jedes Jahr neu um Mittel konkurrieren zu 
müssen.

Mobile, niedrigschwellige Hilfe  
im Kiez ausbauen

Soziale Angebote müssen dort sein, wo die Men-
schen leben. Wir setzen auf mobile Kiez-Teams 
mit aufsuchender Beratung und Straßensozial-
arbeit, die Menschen in ihrer jeweiligen Sprache 
erreichen und besonders suchtkranke oder woh-
nungslose Menschen unterstützen. Der Zugang 
zu Hilfe darf nicht an Behörden oder Sprachbar-
rieren scheitern. Außerdem setzen wir uns für 
Familienservicebüros in allen Jugendämtern ein, 
die Leistungen bündeln und beratend begleiten.

Kinder, Jugendliche und Familien  
besser unterstützen

Wir bauen die Schulsozialarbeit flächendeckend 
aus und finanzieren sie dauerhaft, statt sie jedes 
Jahr aufs Neue zur Disposition zu stellen. Frühzei-

tige, bedarfsgerechte Hilfen zur Erziehung, unter-
stützt durch Flexi-Budgets, werden weitergeführt 
und gestärkt. Flexi-Budgets ermöglichen niedrig-
schwellige, präventive Unterstützung für Familien 
und junge Menschen in belasteten Lebenslagen, 
bevor umfangreiche Hilfen zur Erziehung notwen-
dig werden. Besonders junge Volljährige sollen 
beim Übergang aus der Jugendhilfe in Ausbildung, 
Studium oder eigenes Wohnen gezielt unterstützt 
werden. Dazu gehören verlängerte Hilfen, vernetzte 
Übergangsstrukturen und verlässliche finanzielle 
Unterstützung, um ihnen klare Perspektiven und 
Anschlussmöglichkeiten zu bieten.

Soziale Infrastruktur stärken und  
Einsamkeit bekämpfen

In einer wachsenden Stadt brauchen wir mehr 
soziale Infrastruktur im Quartier. Wir unterstüt-
zen Instrumente wie einen Kiezfonds für zivil-
gesellschaftliche Projekte in der Nachbarschaft. 
Einsamkeit, gerade unter älteren oder isolierten 
Menschen, ist eine reale soziale Not. Wir setzen 
eine umfassende Strategie gegen Einsamkeit 
um, einschließlich der Einsetzung einer/eines 
Einsamkeitsbeauftragten.

7.3 Von Wohnungslosigkeit 
betroffene Menschen
Wohnungslosigkeit frühzeitig 
verhindern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt auf frühzeitige Intervention 
bei Mietschulden, um Wohnungsverlust zu ver-
hindern. Niedrigschwellige Angebote zur Media-
tion zwischen Mieter:innen und Vermieter:innen 
sowie eine flächendeckende, kostenlose Schul-
denberatung werden ausgebaut. Modelle, wie der 
Einsatz von Sozialarbeitenden bei landeseigenen 
Wohnungsunternehmen zur Stabilisierung von 
Mietverhältnissen, werden berlinweit verstetigt 
und ausgeweitet. Menschen, die von Wohnungs-
losigkeit bedroht sind, erhalten frühzeitig, unbü-
rokratisch und verbindlich Unterstützung.

Housing First als Grundprinzip 
verankern

In einer reichen Stadt wie Berlin darf niemand ge-
zwungen sein, auf der Straße zu leben. Dennoch 
steigt die Zahl wohnungsloser und obdachloser 
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Menschen seit Jahren. Wir setzen uns für das 
Housing-First-Prinzip ein. Menschen erhalten zu-
erst eine eigene Wohnung – ohne Vorbedingun-
gen. Erst wenn Menschen ein festes Zuhause 
haben, können sie gesundheitliche, soziale oder 
berufliche Herausforderungen nachhaltig ange-
hen. Studien und Praxiserfahrungen zeigen, dass 
dieses Modell langfristig erfolgreicher und kos-
teneffizienter ist als Notunterkünfte oder Über-
gangslösungen.

Soziale Wohnhilfe personell  
und finanziell stärken

Die soziale Wohnhilfe der Berliner Sozialämter 
spielt eine zentrale Rolle bei der Verhinderung 
und Überwindung von Wohnungslosigkeit. Wir 
stocken sie personell deutlich auf und statten sie 
ausreichend finanziell aus. Nur mit qualifizier-
tem Personal können individuelle Hilfen schnell, 
unbürokratisch und bedarfsgerecht gewährt 
werden, insbesondere für Menschen in akuter 
Wohnungsnot oder mit mehrfachen sozialen, ge-
sundheitlichen oder psychischen Belastungen. 
Kontinuierliche Schulungen in Kommunikation 
und Gesprächsführung sind dabei unverzicht-
bar, denn viele Betroffene befinden sich in hoch-
belastenden Lebenssituationen und benötigen 
eine respektvolle und empathische Ansprache.

Tee- und Wärmestuben ausbauen

Gerade in den Wintermonaten sind Orte der Wär-
me und Begegnung überlebenswichtig. Tee- und 
Wärmestuben bieten weit mehr als Schutz vor 
Kälte. Sie sind Rückzugsorte, soziale Anlaufstel-
len und oft der erste Zugang zu weiterführender 
Hilfe. Das Angebot werden wir deutlich ausbauen 
und gleichmäßig über alle Berliner Bezirke ver-
teilen, damit niemand lange Wege in Kauf neh-
men muss. Öffnungszeiten werden ausgeweitet, 
auch in den Abend- und Nachtstunden sowie an 
Wochenenden und Feiertagen.

Standards in ASOG-Unterkünften  
verbindlich kontrollieren

Bestehende Standards in Unterkünften nach dem 
Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz 
(ASOG) werden systematisch überprüft, aktuali-
siert und verbindlich umgesetzt. Viele Vorgaben 
zu Wohnqualität, Hygiene, Sicherheit und sozialer 
Betreuung existieren auf dem Papier, werden aber 

in der Praxis kaum kontrolliert. Eine unabhängi-
ge Stelle überprüft regelmäßig die Einhaltung der 
Standards, dokumentiert Mängel und verpflichtet 
Betreiber:innen zur Nachbesserung, damit Bewoh-
ner:innen menschenwürdige Bedingungen vorfin-
den und ihre Rechte gewahrt bleiben.

Medizinische Versorgung für  
Wohnungslose niedrigschwellig sichern

Wohnungslose haben oft keinen Zugang zu 
regulärer medizinischer Betreuung. Fehlende 
Krankenversicherung, bürokratische Hürden, 
Angst vor Behörden und schlechte Erfahrun-
gen im Gesundheitssystem führen dazu, dass 
notwendige Behandlungen zu spät oder gar 
nicht stattfinden. Wir setzen deshalb auf kos-
tenfreie, unbürokratische Angebote. Mobile 
Teams mit medizinischem Fachpersonal kön-
nen Hilfe direkt dort leisten, wo sie gebraucht 
wird – auf der Straße, in Notunterkünften oder 
an bekannten Treffpunkten. Sie bieten me-
dizinische Erstversorgung, Behandlung bei 
akuten Erkrankungen und eine Vermittlung in 
weiterführende Versorgung. Ergänzend werden 
niedrigschwellige telefonische Anlaufstellen 
eingerichtet.

Straßensozialarbeit nachhaltig stärken

Damit Unterstützung wirklich bei allen an-
kommt, müssen wir den Zugang zu Be-
ratungsstellen und Behörden erleichtern. 
Straßensozialarbeit ist deshalb ein unver-
zichtbarer Bestandteil der sozialen Infrastruk-
tur Berlins. Streetworker:innen sind direkt im 
öffentlichen Raum ansprechbar, bauen lang-
fristig Vertrauen auf und begleiten Menschen 
niedrigschwellig in passende Hilfsangebote. 
Dafür braucht es deutlich mehr Personal und 
verlässliche, mehrjährige Förderstrukturen. 
Projekte der Straßensozialarbeit dürfen nicht 
von befristeten, jährlichen Projektmitteln ab-
hängen.

Übergang von Jugend- zu 
Erwachsenenhilfe nahtlos gestalten

Der Übergang von der Jugendhilfe in die Erwach-
senenhilfe ist häufig problematisch. Viele junge 
Menschen finden nach dem Ende stationärer 
Einrichtungen oder Jugendhilfemaßnahmen kei-
ne adäquaten Angebote und landen nicht selten 
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auf der Straße. Wir schaffen passgenaue Wohn- 
und Unterstützungsangebote für junge Erwach-
sene, die individuell zugeschnitten sind und 
nahtlos an die Jugendhilfe anschließen.

7.4 Ehrenamt
Ehrenamt anerkennen, fördern  
und besser ausstatten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) steht für die Stärkung des bürger-
schaftlichen Engagements in Berlin. Ob in der 
Nachbarschaftshilfe, im Tierschutz, in der Kultur, 
bei der Feuerwehr oder in sozialen Projekten: Ehren-
amtliche tragen wesentlich dazu bei, dass unsere 
Stadt funktioniert und zusammenhält. Wir fördern 
dieses Engagement durch finanzielle Unterstüt-
zung für Vereine, eine gelebte Anerkennungskultur 
und unbürokratische Hilfen.

Ehrenamt im öffentlichen Raum  
sichtbar machen

Um mehr Menschen für freiwilliges Engagement 
zu gewinnen, wird das Land Berlin kontinuier-
liche Informations- und Werbekampagnen im 
öffentlichen Raum durchführen. Dabei werden 
konkrete Mitmachmöglichkeiten vor Ort sicht-

bar gemacht, statt nur allgemein für Ehrenamt 
zu werben. Die Ehrenamtskarte Berlin-Branden-
burg wird besser beworben, damit engagierte 
Bürger:innen stärker von den damit verbunde-
nen Vorteilen profitieren.

Kostenfreien ÖPNV für Ehrenamtliche 
einführen

Wer ehrenamtlich aktiv ist, soll auch kostenfrei 
zum Einsatzort gelangen können. Wir werden 
den ÖPNV für alle Träger:innen einer Ehrenamts-
karte Berlin-Brandenburg kostenfrei machen, so-
lange er noch nicht für alle kostenlos ist.

Zentrale Ehrenamtsplattform  
für Berlin schaffen

Wir schaffen eine zentrale, barrierefreie Berliner Eh-
renamtsplattform, auf der sich Initiativen vorstel-
len, Unterstützung suchen und Engagierte passge-
nau vermittelt werden. So wird Ehrenamt nicht nur 
gewürdigt, sondern nachhaltig gestärkt.

8. ARBEIT UND 
WIRTSCHAFT

Berlins Wirtschaft wächst. Doch von diesem 
Wachstum profitieren nicht alle gleicherma-
ßen. Prekäre Beschäftigung, fehlende Tarif-
bindung und ungleiche Entlohnung prägen 
den Alltag vieler Arbeitnehmer:innen. Wer 
Vollzeit arbeitet, kann in einer der teuersten 
deutschen Städte dennoch kaum die Mie-
te bezahlen. Gleichzeitig orientiert sich Wirt-
schaftspolitik noch immer zu stark am reinen 
BIP-Wachstum – auf Kosten von Mensch, Tier, 
Umwelt und Klima.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) steht für eine ökosoziale Wirt-
schaft, die Gemeinwohl, Nachhaltigkeit und 

faire Arbeitsbedingungen in den Mittelpunkt 
stellt. Arbeit soll nicht krank machen, sondern 
Sinn stiften und ein selbstbestimmtes Leben 
ermöglichen – für alle, unabhängig von Her-
kunft, Geschlechtsidentität oder Lebenslage.

Wir stehen für eine Wirtschaftspolitik, die das Ge-
meinwohl in den Mittelpunkt menschlicher Arbeit 
stellt und ökologische Grenzen einhält. Wir schaffen 
faire Löhne, gute Arbeitsbedingungen und zukunfts-
fähige Arbeitsmodelle. Deshalb heben wir den Lan-
desmindestlohn an, fördern mobiles Arbeiten und 
die Vier-Tage-Woche. Wir machen Jobcenter zu Orten, 
die Menschen gezielt beraten, fördern und für Ausbil-
dung und Qualifizierung stark machen, statt sie mit 
Sanktionen unter Druck zu setzen. Weiterhin unter-
stützen wir nachhaltige Unternehmen, die auf er-
neuerbare Energien, vegane Produkte oder Kreislauf-
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wirtschaft setzen. Unser Ziel ist eine Wirtschaft, die 
Wohlstand für alle schafft, soziale Teilhabe ermög-
licht und ökologische Verantwortung übernimmt.

8.1 Arbeitsrecht und 
Arbeitsbedingungen
Tarifbindung stärken und faire  
Löhne durchsetzen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird den Landesmindestlohn auf 
mindestens 16 Euro anheben und jährlich an die 
Inflation anpassen. Die gestiegenen Lebenshal-
tungskosten und Mieten belasten Berliner:innen 
zunehmend. Faire Löhne sind deshalb keine Op-
tion, sondern eine Notwendigkeit. Die Einhaltung 
des Mindestlohns in landeseigenen Unternehmen 
und bei öffentlicher Auftragsvergabe wird stärker 
kontrolliert. Zudem müssen die niedrigsten Gehäl-
ter in diesen Unternehmen mindestens ein Zwan-
zigstel der Spitzengehälter des Vorstands betragen. 
Für landeseigene Betriebe und Unternehmen, die 
öffentliche Gelder erhalten, gilt eine Transparenz-
pflicht über Einkommensstrukturen.

Faire Arbeitsbedingungen sichern

Sachgrundlose Befristungen werden in allen 
Bereichen verboten, in denen das Land Berlin 
Arbeitgeberin ist. Leiharbeit, Werkverträge und 
Null-Stunden-Verträge schränken wir im Ein-
flussbereich des Landes ein, etwa bei Auftrags-
vergabe und öffentlichen Beteiligungen. Wir stel-
len sicher, dass in landeseigenen Unternehmen 
für alle Beschäftigten, unabhängig von ihrer Her-
kunft, gleiche und faire Arbeitsbedingungen gel-
ten. Wir fördern gezielt Frauen für Führungsposi-
tionen und verankern barrierefreie Arbeitsplätze 
in allen landeseigenen Betrieben.

Work-Life-Balance verbessern

Betriebe mit Vier-Tage-Woche oder 32-Stunden-
Modell fördern wir durch landeseigene Program-
me und Vergabevorteile. Das Recht auf mobiles 
Arbeiten wird in allen Bereichen des Landes Ber-
lin eingeführt. So kann Bürofläche für Wohnen 
und Gemeinschaft umgewidmet werden. Die Ein-
haltung des Arbeitszeitgesetzes wird verstärkt 
kontrolliert und Verstöße werden konsequent 
sanktioniert. Väter werden durch gezielte Anreize 
dazu ermutigt, mehr Elternzeit zu nehmen, um 

die Last zu teilen und Karrierechancen für beide 
Elternteile zu verbessern.

8.2 Arbeitsmarktintegration und 
Arbeitsvermittlung
Berliner Jobcenter neu ausrichten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) richtet die Berliner Jobcenter kon-
sequent auf individuelle Beratung, Qualifizierung 
und Unterstützung aus, statt auf Sanktionen. Pass-
genaue Bildungs- und Qualifizierungsangebote für 
Langzeitarbeitslose werden sich an tatsächlichen 
Kompetenzen und Interessen orientieren. Zwangs-
vermittlungen in prekäre oder nicht-tarifgebunde-
ne Jobs werden abgeschafft. Arbeitsvermittlung 
erfolgt nur noch in Stellen mit fairen Löhnen, Tarif-
standards und sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung. In allen Berliner Jobcentern werden 
Clearing- und Ombudsstellen eingerichtet. Mitar-
beitende werden gezielt fortgebildet, um sensibel 
mit sozialen Ängsten, Diskriminierungserfahrun-
gen und Traumata umzugehen. Mehrsprachiges 
Personal baut Sprachbarrieren ab. Kommunale Be-
schäftigungsprogramme mit existenzsichernden 
Löhnen, Weiterbildung und Anschlussmöglichkei-
ten werden ausgebaut. Soziale und ökologische Un-
ternehmen sowie Genossenschaften, die gemein-
wohlorientierte Arbeitsplätze schaffen, werden wir 
gezielt fördern.

Zugang zum Arbeitsmarkt für  
Migrant:innen erleichtern

Beratungsstellen zur Anerkennung ausländi-
scher Berufsabschlüsse werden ausgebaut und 
durch landeseigene Ergänzungsqualifizierungen 
ergänzt. Sprachförderung verknüpfen wir mit 
Jobcoachings und Berufsanbindung in Koope-
ration mit Bezirken, Kammern und Bildungsträ-
gern. Mentoring-Programme für Migrant:innen 
und Geflüchtete werden staatlich gefördert und 
in Zusammenarbeit mit Betrieben, Gewerkschaf-
ten und Ehrenamtsinitiativen umgesetzt.

Inklusion und Teilhabe am  
Arbeitsmarkt stärken

Werkstätten für Menschen mit Behinderung wer-
den so weiterentwickelt, dass sie faire Entloh-
nung mindestens auf Mindestlohnniveau bieten, 
die Teilnahme freiwillig bleibt und Wahlfreiheit in 
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der Tätigkeit gewährleistet ist. Inklusive Betriebe 
werden finanziell gefördert und Übergänge in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt gezielt unterstützt. In-
tegrationsbetriebe werden ausgebaut und eine 
Inklusionsquote in öffentlichen Einrichtungen 
eingeführt.

Ausbildung, Weiterbildung und  
Umschulung ausbauen

Die Jugendberufsagentur werden wir ausbauen, 
um jungen Menschen den Übergang von der 
Schule in Ausbildung und Beruf zu erleichtern. 
Ein Recht auf Weiterbildung und Umschulung 
mit staatlicher Unterstützung wird eingeführt, 
insbesondere für Berufe der Energiewende, Kreis-
laufwirtschaft, Pflege und Bildung und im Tier-
schutz. Staatliche Empowerment-Programme 
unterstützen Frauen, Alleinerziehende, ältere 
Erwerbslose und Jugendliche ohne Ausbildung 
durch Mentoring, Qualifizierung und soziale Be-
gleitung. Für Alleinerziehende schaffen wir fami-
liengerechte Programme mit Teilzeitausbildun-
gen, flexiblen Arbeitszeiten und der Möglichkeit 
zum mobilen Arbeiten. In Kooperation mit Hand-
werkskammern, Hochschulen und Betrieben 
entwickeln wir neue klimagerechte Ausbildungs-
berufe.

8.3 Gemeinwohlorientierte 
Wirtschaft
Donut-Ökonomie als 
wirtschaftspolitisches Leitbild 
verankern
Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) nimmt die Donut-Ökonomie als 
Leitbild für ihre Wirtschaftspolitik. Das Modell 
zeigt, wie eine Wirtschaft das Wohlergehen der 
Menschen sichern kann, ohne die ökologischen 
Grenzen des Planeten zu überschreiten. Der 
Name leitet sich von der Form eines Donuts ab: 
Der Ring steht symbolisch für den sicheren und 
gerechten Handlungsraum der Menschheit – zwi-
schen sozialen Mindeststandards und ökologi-
schen Belastungsgrenzen. Nur innerhalb dieses 
Rahmens kann Berlin eine Stadt sein, die allen 
ein gutes Leben ermöglicht und auch kommen-
den Generationen eine lebenswerte Zukunft bie-
tet. Berlin wird Modellregion für diesen Ansatz, in 
enger Partnerschaft mit anderen Pionieren wie 
Amsterdam.

Gemeinwohlbilanz als verbindliches 
Steuerungsinstrument einführen

Öffentliche Unternehmen und landeseigene Be-
triebe werden zur Erstellung einer Gemeinwohl-
bilanz verpflichtet. Die Gemeinwohlbilanz – ein 
standardisiertes Verfahren zur Bewertung des 
gesellschaftlichen Nutzens eines Unternehmens 
– wird zudem als Kriterium für öffentliche Auf-
träge eingesetzt. Unternehmen, die eine solche 
Bilanz erstellen und sich an EU-Nachhaltigkeits-
kriterien orientieren, erhalten Fördermittel oder 
steuerliche Erleichterungen. Ein Berliner Zen-
trum für Gemeinwohlökonomie wird als Bera-
tungs- und Vernetzungsstelle aufgebaut.

Nachhaltige und gemeinwohlorientierte 
Unternehmen gezielt fördern

Wir fördern kleine und mittelständische Unter-
nehmen sowie Start-ups durch Investitionsprä-
mien und Steuervorteile. Unternehmen, die sich 
veganen bzw. tierfreundlichen Produkten, erneu-
erbaren Energien, Nachhaltigkeit oder Digitali-
sierung widmen, werden steuerlich begünstigt. 
Für die Finanzierung schaffen wir einen „Social 
Impact Fonds“. Eine Zertifizierung für ökologisch 
und sozial ausgerichtete Unternehmen wird ge-
prüft. Genossenschaften erhalten bei der Vergabe 
von Flächen und Immobilien Vorrang, insbeson-
dere für Wohnen, Energie und Nahversorgung.

Wohlstandsindikatoren jenseits des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) einführen

Das Wachstumsparadigma wird aus allen recht-
lich bindenden Verträgen und Gesetzen gestri-
chen. Berlin wird Modellregion für Postwachstum 
– eine Wirtschaftsweise, die Lebensqualität, Res-
sourcenschonung und soziale Teilhabe in den 
Mittelpunkt stellt, statt auf reines Wachstum 
des Bruttoinlandsprodukts zu setzen. Wir füh-
ren Wohlstandsindikatoren ein, die Gesundheit, 
Bildung, Nachhaltigkeit, soziale Gerechtigkeit 
und demokratische Teilhabe messen. Städtische 
Kampagnen fördern bewusstes Konsumieren 
und eine Ernährungswende hin zu pflanzlichen, 
regionalen und saisonalen Lebensmitteln.

Innovationen für Kreislaufwirtschaft  
und Nachhaltigkeit stärken

Staatliche Förderung muss sich auf soziale 
und ökologische Innovationen konzentrieren, 
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nicht auf rein technologisches Wachstum. 
Innovationscluster für Kreislaufwirtschaft, 
pflanzenbasierte Ernährung, nachhaltige Mo-
bilität und Ressourcenschonung werden auf-
gebaut. Open-Source-Projekte werden wir 
fördern. Künstliche Intelligenz und Quanten-
technologien werden durch öffentliche För-
derprogramme vorangetrieben, wenn sie dem 
Gemeinwohl dienen und auf Nachhaltigkeit 
ausgerichtet sind. Öffentliche Unternehmen 
und landeseigene Betriebe verpflichten sich 
zu fairen Lieferketten und nachhaltiger Be-
schaffung unter Berücksichtigung ökologi-
scher Standards und Fair Trade.

Donut Action Lab als partizipatives  
Instrument einrichten

Wir errichten ein „Donut Action Lab“. Dort ent-
wickeln Bürger:innen gemeinsam Ideen und Re-
geln für eine Wirtschaft, die soziale Bedürfnisse 
sichert und gleichzeitig die ökologischen Gren-
zen respektiert. Ausgehend von den Ergebnissen 
werden Gesetzgebung und Förderpolitik neu aus-
gerichtet. So entsteht eine Wirtschaftspolitik, die 
nicht von oben verordnet, sondern gemeinsam 
entwickelt wird.

9. HAUSHALT UND 
FINANZEN
Berlins Haushalt steht vor wachsenden Anfor-
derungen: Klimaschutz, soziale Infrastruktur, 
Bildung und Tierschutz brauchen verlässliche 
Finanzierung, während gleichzeitig Investi-
tionsstaus aus Jahren der Unterfinanzierung 
abgebaut werden müssen. Sparpolitik auf 
Kosten öffentlicher Daseinsvorsorge hat in der 
Vergangenheit Schäden hinterlassen, die teu-
er zu beheben sind. Gleichzeitig wächst die 
Vermögensungleichheit.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Haushaltspolitik als Ge-
staltungsaufgabe. Öffentliche Mittel müssen 
dort eingesetzt werden, wo sie den größten Nut-
zen für Menschen, Tiere und Umwelt entfalten. 
Generationengerechtigkeit bedeutet dabei nicht, 
Schulden um jeden Preis zu vermeiden, sondern 
sicherzustellen, dass kommende Generationen 
eine Stadt vorfinden, die ökologisch intakt, sozi-
al gerecht und finanziell handlungsfähig ist. Wer 
heute nicht in Klimaschutz, Bildung und soziale 
Infrastruktur investiert, schiebt Kosten auf, die 
morgen weitaus höher ausfallen.

Den haushaltspolitischen Schwerpunkt set-
zen wir auf bezahlbares Wohnen, Mobilität, 
Bildung, Klimaschutz, Tierschutz und soziale 

Infrastruktur. Ein Bürger:innenhaushalt soll 
Berliner:innen direkt mitentscheiden lassen, 
wofür ihr Geld verwendet wird. Haushalts-
transparenz werden wir durch eine öffentlich 
zugängliche Plattform herstellen. Gleichzeitig 
werden wir Steuerverschwendung und Kosten-
explosionen bei Großprojekten eindämmen. 
Damit Projekte sozial gerecht finanzierbar 
sind, werden wir uns für die Wiedereinführung 
der Vermögensteuer einsetzen. Grundsteuer 
und Grunderwerbsteuer entwickeln wir pro-
gressiv weiter. 

9.1 Haushalt
Berliner Haushalt sozial, klimagerecht  
und tierfreundlich ausrichten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) gestaltet den Berliner Haus-
halt so, dass er das soziale Miteinander, die 
Erreichung von Klimaneutralität und das Wohl 
von Tieren gleichermaßen berücksichtigt. Ber-
lin darf nicht erneut durch Sparzwänge aus-
gehöhlt werden. Wir nehmen den Dialog mit 
sozialen Trägern, Bezirksbehörden, Beschäf-
tigten des Landes und der Stadtgesellschaft 
wieder auf, besonders mit denen, die von einer 
tier- und klimafreundlichen Wirtschaftspoli-
tik betroffen sind. Wir stellen den Haushalt so 
auf, dass er langfristig stabile Finanzrahmen 
schafft und gleichzeitig Mittel für artgerech-
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te Tierhaltung, den Ausbau von Grünflächen 
und den Schutz heimischer Arten bereitstellt. 
Gemeinsam sichern wir die wichtigsten Auf-
gaben, finanzieren sie zuverlässig und verhin-
dern unkontrolliertes Ausgabenwachstum.

Investitionen gezielt und nachhaltig 
einsetzen

Investitionen dürfen nicht nach dem Gießkan-
nenprinzip erfolgen. Wir investieren bevorzugt 
in bezahlbaren Wohnraum, in Bildung, in Klima- 
und Tierschutz, eine nachhaltige Mobilität sowie 
dort, wo es im sozialen Bereich besonders drin-
gend nötig ist, etwa bei Frauenhäusern und der 
Wohnungs- und Obdachlosenhilfe. Der Boden-
fonds, der Grundstücke für bezahlbaren Wohn-
raum, Schulen, Kitas und Grünflächen sichert, 
wird fortgeführt. Der Anteil des Landeshaushalts 
für die Bezirke wird nicht gekürzt.

Klimabudget fortführen und Tierbudget 
einführen

Den bereits gestarteten Prozess zu einem wirk-
lichen Klimabudget im Rahmen des Klimapakts 
führen wir fort und passen ihn an den Emissions-
pfad Berlins an. Der Senat wird verpflichtet, kon-
krete Maßnahmen im Rahmen der mittelfristigen 
Finanzplanung umzusetzen. Darüber hinaus stär-
ken wir das Gender-Budgeting und führen außer-
dem ein eigenständiges Tierbudget ein, das gezielt 
Mittel für den Ausbau von Tier- und Naturschutz-
projekten sowie für Forschung zu tierfreundlichen 
Technologien bereitstellt.

Unabhängige Kommission gegen 
Kostenexplosionen bei Großprojekten 
einsetzen

Eine Expert:innenkommission wird eingesetzt, um 
verbindlich festzulegen, wie Kostenexplosionen bei 
Groß- und Infrastrukturprojekten künftig verhin-
dert werden können. Die Kommission prüft dabei 
insbesondere, welche Verfahren, Vertragsmodelle 
und Risikomanagementstrategien eingesetzt wer-
den müssen, um Kostenüberschreitungen frühzei-
tig zu erkennen und zu begrenzen. Auf umstrittene 
und teure Prestigeprojekte wird verzichtet. Der Kul-
turetat soll künftig vorrangig für soziokulturelle In-
itiativen und Projekte eingesetzt werden, nicht für 
kostspielige Prestigevorhaben.

Haushaltstransparenz für alle 
Berliner:innen herstellen

Alle Berliner:innen haben das Recht, zu erfahren, 
wofür ihre Steuergelder verwendet werden. Wir 
schaffen eine öffentlich zugängliche Plattform, auf 
der die Verwendung öffentlicher Mittel transparent 
und nachvollziehbar einsehbar ist.

9.2 Finanzen
Vermögensteuer über den  
Bundesrat wiedereinführen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, dass sehr hohe 
Vermögen wieder zur Finanzierung unserer ge-
meinsamen Zukunft beitragen. Die Aussetzung 
der Vermögensteuer seit 1996 hat der Gemein-
schaft laut Oxfam und dem Netzwerk Steuerge-
rechtigkeit über 380 Milliarden Euro gekostet, 
während das Vermögen der 100 reichsten Deut-
schen im gleichen Zeitraum um rund 460 Mil-
liarden Euro wuchs. Die oft geäußerte Sorge vor 
Steuerflucht ist unbegründet. Deutschland hat 
wirksame Regeln etabliert, die Steuerflucht mas-
siv erschweren. Wir setzen uns deshalb dafür ein, 
dass Berlin über den Bundesrat eine Initiative 
zur Wiedereinführung der Vermögensteuer star-
tet, um gezielt Investitionen in klimafreundliche 
Mobilität, Bildung, soziale Infrastruktur und Tier-
schutz zu ermöglichen.

Tourismusabgabe beibehalten  
und bedarfsgerecht anpassen

Die Berliner Tourismusabgabe werden wir weiterhin 
beibehalten und bei Bedarf behutsam erhöhen. Seit 
dem 1. Januar 2025 liegt sie bei 7,5 Prozent des Net-
to-Übernachtungspreises und trägt bereits deut-
lich zum städtischen Gemeinwohl bei.

Grundsteuer fair und zeitgemäß 
weiterentwickeln

Wir setzen uns dafür ein, dass die Grundsteuer 
an moderne Bewertungsgrundlagen angepasst 
wird, weg von veralteten Einheitswerten hin zu 
bodenwertbasierten Modellen mit Abschlägen 
für klimafreundliche und soziale Nutzung. Die 
Umlagefähigkeit der Grundsteuer in den Neben-
kosten wird gestrichen, um Mieter:innen zu ent-
lasten. Wohnungs- und Gewerbesektor werden 
gerecht bewertet und Hebesätze nachvollziehbar 
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gestaltet. Ziel ist ein Modell, das Wohnen bezahl-
bar hält, steuerliche Gerechtigkeit stärkt und 
Raum für nachhaltige Stadtentwicklung schafft.

Grunderwerbsteuer progressiv gestalten

Die Grunderwerbsteuer werden wir progressiv 
weiterentwickeln. Berlin erhebt derzeit 6 Prozent 
Grunderwerbsteuer. Wer wenig Landeigentum 
besitzt, soll Freibeträge erhalten, größerer Be-
sitz zieht höhere Sätze nach sich. So verbessern 
wir den Zugang zu innerstädtischen Flächen für 
Wohnprojekte, Genossenschaften und gemein-
wohlorientierte Vorhaben und dämmen Boden-
spekulation ein. Eine progressive Staffelung ent-
lastet dort, wo sie gebraucht wird und stärkt eine 
demokratische Stadtentwicklung.

Öffentliche Finanzen  
nachhaltig anlegen

Von Finanzinstituten wie der Postbank und der 
Landesbank, die weiterhin in Kohlekraft oder 

Rüstungsindustrie investieren, trennen wir uns 
und wechseln zu sozial-ökologischen Banken. 
Die Finanzflüsse des Landes müssen konse-
quent an den Klimazielen ausgerichtet werden.

Berlinweiten Bürger:innenhaushalt  
nach Pariser Vorbild einführen

Wir führen einen berlinweiten Bürger:innen-
haushalt ein. Projekte werden von Einwoh-
ner:innen eingereicht, von der Verwaltung auf 
Umsetzbarkeit und Zuständigkeit geprüft und 
anschließend stadtweit oder bezirklich online 
und vor Ort zur Abstimmung gestellt. In Mar-
zahn-Hellersdorf und Lichtenberg funktioniert 
dieses Modell bereits erfolgreich. Wir werden 
es auf ganz Berlin ausweiten.

10. INNERE SICHERHEIT  
UND JUSTIZ
Innere Sicherheit ist mehr als Polizeipräsenz und 
Strafverfolgung. Sie entsteht dort, wo Menschen 
in stabilen sozialen Verhältnissen leben, wo öf-
fentliche Räume funktionieren und wo staatliche 
Institutionen vertrauenswürdig handeln. Anlass-
lose Kontrollen, biometrische Überwachung und 
ein Strafrecht, das Armut bestraft, schaffen kei-
ne Sicherheit, sie untergraben das Vertrauen in 
den Rechtsstaat. Gleichzeitig braucht es wirksa-
me Instrumente gegen organisierte Kriminalität 
und Extremismus, die Grundrechte achten und 
demokratisch kontrolliert werden.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht innere Sicherheit als ge-
sellschaftliche Aufgabe, die Prävention, soziale 
Stabilität und einen handlungsfähigen Rechts-
staat gleichermaßen erfordert. Überwachung ist 
kein Ersatz für gute Sozialpolitik. Und ein Sicher-
heitsapparat, der selbst zum Risiko für Grund-
rechte wird, verfehlt seinen Auftrag.

Wir werden das polizeiliche Handeln kontrollie-
ren und die digitale Überwachung begrenzen, 
um die Grundrechte der Menschen zu schützen. 
Den Verfassungsschutz reformieren wir grundle-
gend und bekämpfen Extremismus konsequent. 
Unsere Kriminalpolitik richten wir präventiv aus. 
Lebensräume gestalten wir so, dass Konflikte gar 
nicht erst entstehen. Zusätzlich setzen wir auf 
die Förderung psychischer Gesundheit, um Eska-
lationen zu verhindern. Konflikte sollen vorrangig 
durch Mediation und Dialog gelöst werden.

10.1 Polizei
Digitale Überwachung begrenzen  
und Grundrechte schützen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) stellt sich entschieden gegen die 
Ausweitung von Überwachung. Die Digitalisierung 
der Polizei werden wir so gestalten, dass sie der 
Transparenz, Effizienz und Nachvollziehbarkeit 
dient. Biometrische Überwachungssysteme wie 
Gesichtserkennung im öffentlichen Raum lehnen 
wir ab, da sie Grundrechte gefährden. Bodycams 
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kommen nur bei Zwangsmaßnahmen zum Ein-
satz, unterliegen strengen Datenschutzvorgaben 
und verbindlichen Löschfristen. In privaten Wohn-
räumen sollen sie ausgeschlossen sein, eine au-
tomatische Aktivierung ist ausschließlich beim 
Gebrauch der Dienstwaffe zulässig. Online-Durch-
suchungen und Quellen-Telekommunikations-
überwachung werden ausgeschlossen. Der Droh-
neneinsatz erfolgt ausschließlich innerhalb klarer 
gesetzlicher Grenzen und unterliegt unabhängiger 
Datenschutzkontrolle. Statt anlassloser Vorratsda-
tenspeicherung wird das Quick-Freeze-Verfahren 
angewendet. Daten dürfen demnach nur bei kon-
kretem Verdacht und nach richterlicher Anordnung 
gesichert werden.

Polizeiliches Handeln kontrollieren

Eine unabhängige Polizeibeschwerdestelle so-
wie ein:e Polizeibeauftragte:r sollen transparen-
te Anlaufstellen für Bürger:innen schaffen. Ein 
Quittungssystem nach Polizeieinsätzen sorgt für 
Nachvollziehbarkeit und Kontrolle polizeilichen 
Handelns. Anlasslose Kontrollen werden wir be-
enden, denn polizeiliche Maßnahmen müssen 
stets begründet, verhältnismäßig und rechtlich 
überprüfbar sein. Schmerzgriffe und unverhält-
nismäßige Gewaltmittel werden wir verbieten, 
da sie ein hohes Verletzungsrisiko bergen und 
Eskalationen begünstigen. Die demokratische 
Kontrolle über Polizei und Sicherheitsbehörden 
werden wir ausbauen. Regelmäßige Rotation 
und Kontrolle in sensiblen Einheiten wie Staats-
schutz oder Spezialeinsatzkommandos beugen 
Machtmissbrauch vor. Außerhalb des Dienstes 
werden wir das Tragen privater Waffen durch Po-
lizist:innen nicht erlauben.

Niedrigschwellige Anlaufstellen 
und diskriminierungsfreie 
Polizeiarbeit stärken

Gleiche Rechtssicherheit muss in allen Stadt-
teilen und für alle sozialen Gruppen gelten. Dis-
kriminierende Unterschiede in der Polizeipraxis 
werden wir abbauen. Dezentrale Polizeistationen, 
insbesondere in Außenbezirken, müssen aus-
gebaut werden. Quartierspolizist:innen sorgen 
durch sichtbare Präsenz und präventive Arbeit 
für Vertrauen und Ansprechbarkeit im Wohn-
umfeld. Sogenanntes „Community Policing” för-
dert den dauerhaften Austausch zwischen Poli-

zei, Bürger:innen und marginalisierten Gruppen. 
Fuß- und Fahrradstreifen erhöhen Sichtbarkeit 
und Erreichbarkeit im Alltag. Mehr Diversität in-
nerhalb der Polizei, insbesondere durch Frauen, 
queere Menschen und Personen mit Migrations-
geschichte, fördert Vertrauen und verbessert die 
gesellschaftliche Repräsentation. Rassistischen 
und extremistischen Strukturen innerhalb der 
Polizei werden wir aktiv entgegentreten. Krisen-
interventionsteams unterstützen oder überneh-
men Einsätze bei sozialen und psychischen Not-
lagen, um Gewalt zu vermeiden.

10.2 Feuerwehr
Feuerwehr als Teil der öffentlichen 
Daseinsvorsorge stärken

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) versteht die Feuerwehr als 
unverzichtbaren Teil der öffentlichen Daseins-
vorsorge, die Menschen, Tiere und die Umwelt 
schützt. Wir werden die digitale Vernetzung 
der Leitstellen von Feuerwehr und Polizei tech-
nisch und organisatorisch angleichen, damit 
Informationen schneller ausgetauscht und 
Einsätze besser koordiniert werden können. 
Nachhaltige Investitionen in Ausbildung und 
Ausrüstung sollen einen wirksamen Schutz 
gewährleisten. So stärken wir eine zentrale 
Säule der öffentlichen Sicherheit.

10.3 Verfassungsschutz
Extremismus konsequent bekämpfen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) bekennt sich uneingeschränkt 
zu Demokratie, Menschenrechten und einer 
freiheitlichen Gesellschaft. Jede Form von Ex-
tremismus, egal ob politisch, religiös oder 
ideologisch motiviert, lehnen wir entschieden 
ab. Gleichzeitig darf staatliche Sicherheits-
politik selbst kein Risiko für Freiheit, Trans-
parenz und Grundrechte darstellen. Extremis-
tische Bestrebungen werden wir konsequent 
und unabhängig von ihrer politischen Ausrich-
tung bekämpfen. Dabei muss jedes staatliche 
Handeln strikt rechtsstaatlich, demokratisch 
legitimiert und überprüfbar erfolgen. Finanz-
ströme, die extremistische Gruppierungen 
unterstützen, werden wir wirksam kontrollie-
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ren. Gleichzeitig müssen zivilgesellschaftliche 
Strukturen zur Prävention, politischen Bildung 
und Opferberatung gezielt gestärkt werden.

Verfassungsschutz grundlegend 
reformieren

Den Verfassungsschutz werden wir grundlegend 
reformieren. Er muss transparent, unter stär-
kerer parlamentarischer Kontrolle und ethisch 
überprüfbar sein. Geheimdienstliche Kompe-
tenzen werden wir klar begrenzen. Ein unabhän-
giges Ethik-Gremium wird die Arbeit dauerhaft 
begleiten. Mitarbeitende erhalten umfassenden 
Whistleblower-Schutz. Der Einsatz verdeckter 
Informant:innen in politischen Parteien, Ver-
einen oder zivilgesellschaftlichen Bewegungen 
darf nur in eng begrenzten sicherheitsrelevanten 
Ausnahmefällen, nach richterlicher Genehmi-
gung und unter parlamentarischer Kontrolle zu-
lässig sein. Bestehende Einsätze werden offenge-
legt und missbräuchliche Maßnahmen rechtlich 
aufgearbeitet. Das Informationsfreiheitsgesetz 
werden wir in angepasster Form auf den Berliner 
Verfassungsschutz anwenden. Bürger:innen und 
Organisationen, die auf Transparenz staatlichen 
Handelns bestehen, werden unterstützt. Werden 
Auskünfte verweigert oder Informationen zu-
rückgehalten, ermöglichen und fördern wir stra-
tegische Klagen.

Informationelle Selbstbestimmung 
schützen

Freiheit, Datenschutz und informationel-
le Selbstbestimmung sind Grundpfeiler ei-
ner offenen Gesellschaft. Flächendeckende 
Überwachung der Bevölkerung lehnen wir 
ab. Vorratsdatenspeicherung, automatisierte 
algorithmische Überwachung, umfassende Te-
lekommunikationsüberwachung sowie satel-
litengestützte Erfassung personenbezogener 
Daten werden wir verbieten oder strikt auf das 
absolut notwendige Maß begrenzen.

10.4 Überwachung
Videoüberwachung im öffentlichen  
Raum ablehnen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) lehnt Videoüberwachung im öf-
fentlichen Raum und Vorratsdatenspeicherung 

grundsätzlich ab, da sie die Privatsphäre ein-
schränken, Misstrauen erzeugen und einen ho-
hen Energieverbrauch haben. Überwachungs-
technologien aus Drittstaaten, die gegen 
europäische Datenschutzstandards verstoßen, 
werden wir einschränken oder untersagen. Auto-
matische Gesichtserkennung im öffentlichen 
Raum schließen wir aus. Biometrische Identifi-
kation wird nur in eng begrenzten Ausnahmefäl-
len und ausschließlich mit richterlicher Geneh-
migung zulässig sein. Bei der Entwicklung von 
Smart-City-Technologien werden wir sicherstel-
len, dass keine verdeckte oder flächendeckende 
Überwachung entsteht. Kinder und Jugendliche 
werden wir vor kommerzieller Überwachung, Tra-
cking und Manipulation schützen. Gleichzeitig 
untersagen wir die Profilbildung von Minderjäh-
rigen vollständig.

Drohneneinsatz streng regulieren

Den Einsatz von Drohnen werden wir streng 
rechtsstaatlich regulieren. Drohnen und Senso-
ren zur Umweltbeobachtung dürfen nicht un-
begrenzt eingesetzt werden. In Tier- und Natur-
schutzgebieten müssen klare Schutzgrenzen 
gelten. Überwachungstechnologien zu Umwelt-
zwecken werden ausschließlich in demokratisch 
legitimierte und transparente Kontrollmecha-
nismen eingebunden. Behörden müssen regel-
mäßig Transparenzberichte über Umfang, Zweck 
und rechtliche Grundlage von Drohnen- und 
Überwachungsmaßnahmen veröffentlichen. Un-
abhängige Kontrollinstanzen sollen staatliche 
und polizeiliche Einsätze prüfen und Missbrauch 
verhindern. Tiere dürfen durch Überwachungs-
maßnahmen weder in ihrem Verhalten noch 
in ihrem Lebensraum beeinträchtigt werden. 
Künstliche Beleuchtung, Kameras oder Senso-
ren in Rückzugsräumen werden wir untersagen, 
wenn sie Stress oder Störungen verursachen.

KI-Einsatz verantwortungsvoll regeln

Personenbezogene Daten dürfen nur innerhalb 
der EU gespeichert werden. DNA- und Gesund-
heitsdaten begrenzen wir strikt auf medizinische 
oder wissenschaftliche Zwecke unter strengem 
Datenschutz. Die Verwendung genetischer Daten 
zu kommerziellen, polizeilichen oder Überwa-
chungszwecken werden wir untersagen. Gemein-
wohlorientierte digitale Infrastrukturen wie Open 
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Source Lösungen, Open Data und öffentliche 
Cloud-Alternativen müssen gefördert werden. 
Wir setzen uns für die Reduzierung digitaler Ab-
hängigkeiten von großen Technologiekonzernen 
ein, um digitale Souveränität zu erreichen. In-
transparente, diskriminierende oder unkontrol-
lierte KI-Systeme werden wir wirksam begrenzen. 
Der Einsatz von KI in Verwaltung, Polizei und Jus-
tiz darf ausschließlich unter klarer menschlicher 
Aufsicht erfolgen. Alle KI-Systeme müssen nach-
vollziehbar, überprüfbar und ethisch verantwort-
bar sein. Für Algorithmen wird eine verbindliche 
Transparenzpflicht gelten. Automatisierte Bewer-
tungssysteme wie Social Scoring oder Risikopro-
file sowie KI-gestützte Verhaltensanalyse im öf-
fentlichen Raum schließen wir aus.

10.5 Kriminalität
Kriminalpolitik präventiv ausrichten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Kriminalpolitik als Teil 
einer umfassenden Sozial- und Präventionspoli-
tik. Sicherheit entsteht nicht durch Härte oder 
Ausgrenzung, sondern durch soziale Stabilität, 
Teilhabe, Bildung und einen funktionierenden 
Rechtsstaat. Ziel ist es, die Ursachen von Krimi-
nalität zu bekämpfen, nicht nur ihre Symptome.

Justiz sozial gerecht gestalten

Bagatelldelikte wie das Fahren ohne gültigen 
Fahrschein werden wir entkriminalisieren. Die Er-
satzfreiheitsstrafe schaffen wir ab, da Armut kein 
Straftatbestand ist. So werden Polizei und Justiz 
entlastet und können sich auf schwere Straf-
taten konzentrieren. Strafverfahren bei Alltags-
kriminalität müssen zügig und rechtsstaatlich 
geführt werden. Der Zugang zum Rechtssystem 
muss unabhängig vom Einkommen gewährleis-
tet sein. Beratungsangebote, Prozesskostenhilfe 
und faire Pflichtverteidigungsmodelle sichern 
gleiche Rechte für alle.

Konfliktlösung durch Mediation  
und Dialog stärken

Mediation, Gemeinwesenarbeit und zivilgesell-
schaftliche Beteiligung bieten Alternativen zur 
strafzentrierten Konfliktbearbeitung. Bei Nach-
barschafts-, Jugend- und Alltagskonflikten stel-
len wir dialogorientierte Lösungen in den Vorder-

grund. Der Täter-Opfer-Ausgleich, ein Verfahren, 
bei dem Verantwortung, Wiedergutmachung und 
Verständigung im Mittelpunkt stehen, werden 
wir ausbauen, um Opfer aktiv einzubeziehen und 
nachhaltige Konfliktlösungen zu schaffen. Die-
se Ansätze entlasten Gerichte und stärken die 
Rechte der Betroffenen.

Organisierte Kriminalität gezielt 
bekämpfen

Organisierte Kriminalität werden wir entschieden 
bekämpfen, ohne ganze Bevölkerungsgruppen 
unter Generalverdacht zu stellen. Herkunft oder 
familiäre Zugehörigkeit dürfen nicht Grundla-
ge staatlichen Handelns sein. Den Schwerpunkt 
legen wir auf die Zerschlagung illegaler Finanz- 
und Vermögensstrukturen sowie auf Bildungs-, 
Integrations- und Ausstiegsangebote. Ein Immo-
bilien- und Vermögensregister wird Transparenz 
schaffen und ein wirksames Instrument gegen 
Geldwäsche sein.

Kriminalprävention durch 
Stadtgestaltung  
und psychische Gesundheit fördern

Kriminalprävention ist eine zentrale kommuna-
le Aufgabe. Lebensräume müssen so gestaltet 
werden, dass Konflikte gar nicht erst entstehen. 
Gute Stadtplanung, sichere öffentliche Räume, 
soziale Infrastruktur, Quartiersarbeit und Ju-
gendangebote fördern Sicherheit nachhaltig. 
Durch den Ausbau des Modells der Nachtbürger-
meister:innen sollen Konflikte zwischen Anwoh-
nenden, Kommunen und der Kulturszene früh-
zeitig moderiert werden. Auch ist die psychische 
Gesundheit ein zentraler Bestandteil wirksamer 
Kriminalprävention. Frühzeitige Unterstützung 
bei psychischen Belastungen verhindert Eskala-
tionen. Sozialtherapeutische Angebote im Straf- 
und Maßregelvollzug fördern Resozialisierung 
und senken Rückfallquoten.

Digitale Sicherheit ausbauen

Wir werden den Schutz vor Cyberkriminalität 
insbesondere durch spezialisierte Einheiten und 
eine höhere staatliche IT-Kompetenz ausbauen. 
Sicherheit im digitalen Raum darf dabei nicht 
auf Kosten von Datenschutz und Freiheitsrech-
ten erreicht werden.
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11. VERWALTUNG UND 
DIGITALISIERUNG
Verwaltung und Digitalisierung stehen mit 
dem demografischen Wandel, dem Fach-
kräftemangel, steigenden Anforderungen 
an Datenschutz und IT-Sicherheit sowie der 
ökologischen Verantwortung des öffentli-
chen Sektors vor großen Herausforderungen. 
Gleichzeitig warten Berliner:innen oft wochen-
lang auf einen Behördentermin, Senat und 
Bezirke arbeiten zu oft aneinander vorbei und 
IT-Systeme sind veraltet. Tierschutzverstöße 
bleiben mangels Personal in den Veterinär-
ämtern zu häufig ohne Konsequenzen. Eine 
Verwaltung, die nicht funktioniert, untergräbt 
das Vertrauen in den Staat und belastet be-
sonders diejenigen, die auf staatliche Leis-
tungen angewiesen sind.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Verwaltungsreform und 
Digitalisierung nicht als Selbstzweck, sondern 
als Voraussetzung für soziale Gerechtigkeit, 
Klimaschutz und Tierschutz. Eine leistungsfä-
hige, barrierefreie, transparente und bürger:in-
nennahe Verwaltung ist kein Luxus, sondern 
Grundlage dafür, dass politische Entscheidun-
gen tatsächlich wirken.

Wir werden die Verwaltung grundlegend refor-
mieren und transparenter gestalten. Die Zu-
sammenarbeit zwischen Senat und Bezirken 
werden wir stärken, während Zuständigkeiten 
klar verteilt sein müssen und Bezirke mehr 
Entscheidungskompetenzen bekommen. Die 
Verwaltung muss schnell, aber sicher digita-
lisiert werden und dabei auf deutsche oder 
zumindest europäische Lösungen setzen, um 
digitale Souveränität herzustellen. Berlin wer-
den wir in eine digital-nachhaltige Modell-
stadt verwandeln. Den Berliner Katastrophen-
schutz werden wir auf wissenschaftlicher 
und ethischer Basis modernisieren, um Berli-
ner:innen und Tiere im Ernstfall zu schützen. 
Den Tierschutz in der Verwaltung stärken wir 
durch eine unabhängige Landestierschutzbe-
auftragte mit klaren Befugnissen und mehr 
Amtstierärzt:innen.

11.1 Verwaltungsreform
Verwaltungsreform als politische  
Priorität verankern
Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, der Verwal-
tungsreform deutlich höhere Priorität einzuräu-
men – organisatorisch, finanziell und politisch. 
Bürokratische Prozesse werden durch personelle 
Aufstockung und effizientere Abläufe verkürzt. Alle 
Berliner:innen sollen innerhalb von 14 Tagen einen 
Termin in einem Bürgeramt ihrer Wahl erhalten 
können. Reform bedeutet dabei nicht nur, neue 
Gesetze zu schaffen, sondern auch veraltete, über-
flüssige und widersprüchliche Regelungen abzu-
schaffen. Der bestehende Rechtsrahmen wird sys-
tematisch auf den Prüfstand gestellt.

Zusammenarbeit zwischen Senat  
und Bezirken stärken

Die Zusammenarbeit zwischen Senat und Bezir-
ken werden wir durch eine klare Aufgabenvertei-
lung und vereinfachte Verwaltungsabläufe stär-
ken. Da die Bezirke häufig näher an den Problemen 
der Menschen vor Ort sind, werden Schwerpunkt-
setzungen durch die Bezirke erleichtert und Be-
schlüsse der Bezirksverordnetenversammlungen 
erhalten mehr Rechtswirkung.

Transparente Verwaltung schaffen

Die Verwaltung muss für die Menschen da sein, 
nicht andersherum. Deshalb werden wir Entschei-
dungsprozesse nachvollziehbar gestalten und 
alle dafür notwendigen Informationen öffentlich 
zugänglich machen. Über ein Portal sollen Infor-
mationen landeseigener Unternehmen öffentlich 
einsehbar sein. Verträge ab 100.000 Euro zwischen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften und der Pri-
vatwirtschaft müssen dort gebührenfrei nachzu-
lesen sein. Bestehende Berichte über gesellschaft-
liche, ökologische und soziale Parameter (wie z. B. 
der sogenannte „Armutsbericht“) werden zusam-
mengeführt, interdisziplinär ausgewertet und ent-
sprechende Handlungsfelder identifiziert.

11.2 Verwaltungsdigitalisierung
Digitalisierung von innen heraus gestalten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) lehnt die Einrichtung einer eigenen 
Senatsverwaltung für Verwaltungsdigitalisierung 
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ab. Veränderung kann nicht wirksam von einer 
außenstehenden Einheit verordnet werden. Sie 
muss aus der Verwaltung selbst heraus erfolgen. 
Es braucht eine klare, übergeordnete Steuerung 
der Verwaltungsmodernisierung mit verbindli-
chen Standards und Zielvorgaben für alle Verwal-
tungseinheiten. Die digitale Vernetzung aller Ver-
waltungsebenen, von den Senatsverwaltungen 
bis zu den Bezirken, ist dabei unverzichtbar, um 
durch einfachen Datenaustausch den Aufwand 
auf Seiten der Bürger:innen zu reduzieren. Zentrale 
Rahmenverträge mit externen Dienstleistern sollen 
von allen Behörden genutzt werden, um Doppel-
strukturen zu vermeiden. Gleichzeitig setzen wir 
auf Inhouse-Kompetenzen, um Kosten zu senken, 
Wissen zu sichern und Fluktuation zu verringern. 
Digitalisierung muss auf allen Führungsebenen als 
Chance begriffen werden, nicht als Bedrohung.

Digitale Souveränität und  
sichere IT-Infrastruktur aufbauen

Digitale Verwaltung muss souverän, sicher und 
gemeinwohlorientiert sein. Wir bevorzugen deut-
sche und europäische IT-Lösungen, um Abhän-
gigkeiten von außereuropäischen Anbietern zu 
minimieren. Daher lehnen wir ein Angebot von 
PayPal als Zahlungsmittel ab und prüfen die Ein-
führung einer europäischen Alternative wie z. B. 
Wero. Open Source Software werden wir bevor-
zugt einsetzen. Eigene oder gemeinsam betrie-
bene Lösungen werden, wo sinnvoll, entwickelt. 
Dem IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ) 
werden wir die notwendigen Mittel und Kompe-
tenzen bereitstellen. Eigenentwicklungen wer-
den stets nach dem Grundsatz „Public Money, 
Public Code“ als Open Source zur Verfügung ge-
stellt. Bewährte digitale Lösungen aus anderen 
Bundesländern oder Kommunen werden auf ihre 
Übertragbarkeit geprüft. Adaptieren statt neu 
entwickeln spart Ressourcen, Zeit und Steuer-
gelder. Datenschutz und IT-Sicherheit müssen 
höchste Priorität haben. Besonders im Bereich 
Cybersicherheit stellen wir sicher, dass die Ver-
waltung immer handlungsfähig bleibt. Hard-
warebestände und Daten werden mit Backups 
und redundanter Infrastruktur nach modernsten 
Standards geschützt. Investitionen in Digitali-
sierung werden von Anfang an als langfristige 
Aufgabe geplant, inklusive regelmäßiger War-
tung und Weiterentwicklung.

Digitalisierung ökologisch denken

Digitalisierung wird genutzt, um Prozesse zu 
vereinfachen und Ressourcen zu sparen. Res-
sourcenschonung und Umweltschutz sind Quer-
schnittsaufgaben, insbesondere bei der nach-
haltigen Beschaffung und dem Betrieb von 
Hard- und Software. Der Einsatz von Künstlicher 
Intelligenz erfolgt ausschließlich nach sorgfälti-
ger Prüfung der Auswirkungen auf Datenschutz, 
Umwelt, Kosten und gesellschaftliche Folgen. Au-
tomatisierte Einzelentscheidungen mit verbind-
licher Wirkung für Betroffene lehnen wir ab.

Bürger:innennahe digitale Services 
entwickeln

Alle Verwaltungsleistungen werden, wo möglich, 
digital verfügbar gemacht – priorisiert nach den 
am häufigsten genutzten Dienstleistungen. Ver-
bindliche Standards gelten dabei für barriere-
freies und nutzer:innenfreundliches Design, ein 
mehrsprachiges Angebot und für mobile Nut-
zung optimierte Webseiten. Alle neuen Prozesse 
werden von Beginn an digital gedacht. Das E-Go-
vernment-Gesetz wird endlich konsequent um-
gesetzt. Chatbots in der Verwaltung lehnen wir ab. 
Services für Menschen müssen von Menschen 
kommen. Ergänzend setzen wir auf mobile Bür-
geramts-Einheiten, insbesondere für Menschen 
mit körperlichen Einschränkungen, wo digitale 
Angebote einen persönlichen Zugang nicht er-
setzen können.

11.3 Digital-nachhaltige 
Modellstadt
Berlin als digitale und ökologisch 
nachhaltige Modellstadt etablieren

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, dass Berlin 
beim Thema Digitalisierung eine Vorreiterrolle 
bei ökologischer Nachhaltigkeit übernimmt und 
als Musterbeispiel für andere Städte fungiert. 
Grundlage dafür ist die Weiterführung der För-
derung des Glasfaserausbaus, auch in weniger 
dicht besiedelten Gebieten. Das Projekt „Free 
Wifi Berlin“ wird wiederaufgenommen, mit dem 
Ziel, kostenlose, öffentlich verfügbare WLAN-
Netzwerke an sinnvollen Hotspots auszubauen, 
insbesondere in und an öffentlichen Gebäuden.



56WAHLPROGRAMM BERLIN 2026 
PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ  // TIERSCHUTZPARTEI

PARTEI MENSCH
UMWELT TIERSCHUTZ

Tierschutzpartei

Datenzentren ökologisch einbinden und 
Abhängigkeiten reduzieren

Für die Berliner Verwaltung werden wir daten-
schutzorientierte und energieeffiziente Rechen-
zentren aufbauen, die Unabhängigkeit von außer-
europäischen Anbietern schaffen. Bestehende 
und neu geplante Datenzentren werden wir in 
den Wärmekreislauf der Stadt einbinden, um Ab-
wärme zu nutzen. Die Rebound-Effekte von Digi-
talisierungsmaßnahmen, also unbeabsichtigte 
Mehrverbräuche durch Effizienzgewinne, werden 
eng überwacht. Die Anschaffung und der Betrieb 
digitaler Endgeräte aus nachhaltiger Produktion 
wird gefördert. Wiederaufbereiteten Geräten wird 
dabei der Vorrang vor Neukäufen gegeben.

11.4 Katastrophenschutz und 
Krisenvorsorge 
Modernen Katastrophenschutz auf 
wissenschaftlicher und ethischer Basis 
aufbauen
Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, dass Berlin 
seine Bürger:innen wirksam schützt. Hierfür 
braucht Berlin einen modernen Katastrophen-
schutz auf wissenschaftlicher und ethischer 
Basis. Dazu gehören Schutzräume gegen Hitze, 
digitale und analoge Gefahrenwarnung, Was-
ser- und Nahrungsvorräte für den Ernstfall sowie 
klare Notfall- und Stufenpläne für Pandemien. 
Erste-Hilfe-Kurse werden wir kostenfrei für alle 
anbieten. Regelmäßige gemeinsame Übungen 
mit allen beteiligten Akteur:innen erproben und 
stärken das Zusammenspiel der Behörden. Da-
für muss klar definiert werden, welche kritischen 
Infrastrukturen es zu schützen gilt und wie der 
aktuelle Schutzzustand ist. Dabei werden wir die 
Zusammenarbeit mit dem Bund verstärken.

Vorfälle am Berliner Stromnetz 
aufarbeiten und Schutzmaßnahmen 
aktualisieren

Angesichts der Brandanschläge auf das Berliner 
Stromnetz im September 2025 und Januar 2026 
werden wir eine Arbeitsgruppe einsetzen, um die 
Vorfälle aufzuarbeiten und Handlungsfelder zu 
identifizieren. Dabei werden Perspektiven aller re-
levanten Gruppen wie Bürger:innen, Politik, THW, 
ehrenamtliche Helfer:innen, Polizei, Feuerwehr 
und Netzbetreiber einbezogen. Bestehende Katas-

trophenschutzpläne werden entsprechend aktu-
alisiert. Wir sorgen dafür, dass alle Katastrophen-
schutz-Leuchttürme dauerhaft betriebsbereit sind.

11.5 Tierschutz in der Verwaltung
Unabhängige 
Landestierschutzbeauftragte wieder 
einstellen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich für die Wiedereinstel-
lung einer unabhängigen, rechtlich abgesicher-
ten, Landestierschutzbeauftragten mit klaren 
Befugnissen ein. Sie muss weisungsfrei, unab-
hängig und mit ausreichenden finanziellen und 
personellen Ressourcen ausgestattet sein. Ihre 
Aufgabe ist es, Missstände offen zu benennen, 
wissenschaftlich fundierte Alternativen zu tier-
schutzwidrigen Praktiken aufzuzeigen und sich 
konsequent für den Schutz aller Tiere einzuset-
zen. Öffentlichkeitsarbeit und kritische Stellung-
nahmen dürfen dabei nicht sanktioniert werden. 
Ein wirksamer Tierschutz braucht eine starke, 
unabhängige Stimme auf Landesebene.

Kontrollen und Sanktionen  
im Tierschutz verschärfen

Verstöße gegen das Tierschutzgesetz werden wir 
konsequenter ahnden und höher bestrafen. Häu-
fig scheitert die Umsetzung von Tierschutzvorga-
ben an überlasteten Veterinärämtern. Wir setzen 
deshalb deutlich mehr Amtstierärzt:innen ein, 
erhöhen die Kontrollfrequenz und stellen sicher, 
dass das Tierschutzgesetz im Mittelpunkt der 
Ausbildung und Arbeit von Amtstierärzt:innen 
steht. Ordnungsämter werden wir für Tierschutz-
kontrollen fortbilden und personell aufstocken.

Tierschutzverbandsklagerecht stärken

Das Berliner Tierschutzverbandsklagerecht 
schließt eine grundlegende Lücke im Rechtsschutz. 
Tierschutzorganisationen können stellvertretend 
für Tiere auf die Einhaltung des Tierschutzrechts 
klagen. Das Gesetz gewährleistet Transparenz, 
stärkt die Kontrolle behördlicher Entscheidungen 
und macht den verfassungsrechtlichen Auftrag 
zum Tierschutz praktisch wirksam. Wir bekennen 
uns ausdrücklich zur bestehenden Ausgestaltung 
des Verbandsklagerechts und stellen sicher, dass 
dessen Anwendung verlässlich funktioniert.
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12. KULTUR UND SPORT

Kultur und Sport prägen unseren Alltag, unser 
Zusammenleben und ermöglichen Austausch. 
In einer vielfältigen Stadt wie Berlin sind sie 
ein zentraler Bestandteil demokratischer Teil-
habe und gesellschaftlichen Zusammenhalts. 
Gleichzeitig stehen viele kulturelle Angebote und 
Kulturschaffende unter Druck. Clubs und freie 
Kulturorte kämpfen gegen Verdrängung, ökolo-
gische Standards fehlen in vielen Einrichtungen, 
kulturelle Teilhabe hängt nach wie vor zu oft vom 
Einkommen ab und Kulturschaffende arbeiten 
häufig unter prekären Bedingungen. Auch Sport-
angebote sind nicht in allen Bezirken gleicher-
maßen barrierefrei zugänglich.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Kultur als öffentliches 
Gut und Sport als Ort der Begegnung und Teil-
habe. Beides muss allen Menschen offenstehen, 
unabhängig von Einkommen, Herkunft oder kör-
perlichen Voraussetzungen. Kulturpolitik darf 
sich nicht auf wenige Leuchttürme beschränken, 
sondern muss die gesamte Breite des kulturel-
len Lebens stärken und dabei ökologische Ver-
antwortung übernehmen.

Wir werden die Berliner Kultur für alle zugänglich, 
ökologisch nachhaltig, sozial gerecht und kultu-
rell vielfältig gestalten. Berlins Kulturräume wer-
den rechtlich gestärkt und langfristig gefördert. 
Kunst im öffentlichen Raum wird fester Bestand-
teil eines lebendigen Stadtbildes. Den Tourismus 
gestalten wir ökologisch verantwortungsvoll und 
sorgen für eine gleichmäßige Verteilung über die 
Stadt. Den Öffentlich-Rechtlichen Rundfunk re-
formieren wir grundlegend. Sport machen wir für 
alle Berliner:innen barrierefrei zugänglich. Eine 
Bewerbung Berlins für die Ausrichtung der Olym-
pischen Spiele lehnen wir ab.

12.1 Kultur
Kulturelle Teilhabe sozial absichern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Kultur als öffentliches 
Gut, das allen Menschen unabhängig von Ein-
kommen, Herkunft, Alter oder Behinderung offen-
stehen muss. Wir werden bauliche, digitale und 

soziale Barrieren abbauen. Bibliotheken werden 
als niedrigschwellige Kultur- und Bildungsorte 
modernisiert, digital ausgebaut und vollständig 
barrierefrei gestaltet. Digitale Angebote wie virtu-
elle Rundgänge, offene Archive oder frei zugäng-
liche Mediatheken erweitern kulturelle Teilhabe 
über räumliche Grenzen hinaus. Bestehende Ins-
trumente, wie den BuT-Pass, Kulturgutscheine 
und eintrittsfreie Tage, bauen wir aus und entwi-
ckeln sie weiter.

Kulturelle Bildung ausbauen

Kultur wird fester Bestandteil des schulischen und 
außerschulischen Bildungswesens. Wir sichern die 
dauerhafte Förderung von Workshops, Theater- und 
Musikprojekten sowie Kooperationen zwischen 
Schulen und lokalen Kultureinrichtungen. Öffent-
lich geförderte Kultur begreift Menschen nicht nur 
als Publikum, sondern als Mitgestaltende. Partizi-
pative, emanzipatorische und inklusive Projekte 
erhalten besondere Unterstützung. Kulturpolitik 
muss aktivierend wirken und gesellschaftliche 
Debatten begleiten.

Kulturelle Verantwortung für Umwelt 
und Tierethik stärken

Der Umgang mit Tieren sowie die Klima- und Um-
weltkrise gehören zu den zentralen Herausforde-
rungen unserer Zeit und müssen sich auch in der 
Kulturpolitik widerspiegeln. Kunst- und Kulturpro-
jekte, die sich mit Tierethik, Nachhaltigkeit und 
ökologischer Transformation auseinandersetzen, 
werden in der Berliner Kulturförderung gezielt un-
terstützt. Öffentlich geförderte Kultureinrichtungen 
bauen klimafreundliche Betriebsstandards aus 
und setzen nachhaltige Konzepte um. Dazu gehört 
auch die Förderung veganer Speiseangebote in Kul-
turstätten und Veranstaltungsorten.

Kreative Räume ausbauen und faire 
Bedingungen schaffen

Eine lebendige Kulturlandschaft braucht Räume, 
Planungssicherheit und soziale Stabilität. Wir 
stellen mehr Proberäume, Ateliers, Werkstätten 
und Projekträume zur Verfügung. Leerstehende 
Immobilien im Landesbesitz werden zügig und 
transparent für kulturelle Zwischennutzungen 
geöffnet, wobei langfristige Perspektiven für die 
Projektträger gewährleistet werden. Gleichzei-
tig setzen wir uns für faire Honorare, verbindliche 
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Mindeststandards bei öffentlich geförderten Pro-
jekten und einen verbesserten Zugang zu sozialen 
Sicherungssystemen für Kulturschaffende ein. 
Leitungs- und Programmentscheidungen in öf-
fentlich finanzierten Kulturinstitutionen müssen 
transparent, divers und partizipativ erfolgen. Die 
Vielfalt der Berliner Stadtgesellschaft muss sich in 
Gremien, Programmen und Führungsstrukturen 
widerspiegeln.

Kulturelle Vielfalt feiern und  
ökologisch gestalten

Veranstaltungen, wie der Karneval der Kulturen 
oder die Fête de la Musique, stehen für Offenheit, 
Begegnung und gelebte Demokratie. Wir setzen 
uns für ihre langfristige öffentliche Förderung ein, 
auch jenseits kommerzieller Interessen. Gleichzei-
tig müssen klare ökologische Standards für Groß-
veranstaltungen gelten. Mehrwegverpflegung, 
vegane Angebote, emissionsarme Mobilität und 
klimabewusste Veranstaltungsplanung werden wir 
verbindlich machen. Öffentliche Beratungs- und 
Förderangebote unterstützen Kultureinrichtungen 
bei der ökologischen Transformation, insbesonde-
re kleine und freie Kultureinrichtungen, die bislang 
kaum Zugang zu entsprechender Expertise oder 
finanziellen Ressourcen haben. Die landeseigene 
Film- und Festivalförderung wird mit vereinfachten 
Antragsverfahren sowie einer aktiven Förderung 
von Diversität, Barrierefreiheit und nachhaltiger 
Produktion gerechter ausgestaltet.

Aktive Erinnerungskultur fördern

Wir setzen uns für eine vielfältige, kritische Ausei-
nandersetzung mit Geschichte ein, insbesondere 
mit der NS-Zeit, dem DDR-Unrecht und kolonialer 
Gewalt. Die Kooperation zwischen Schulen und Ge-
denkstätten wird ausgebaut. Projektwochen, Zeit-
zeug:innen-Gespräche und digitale Lernformate 
werden langfristig gesichert und finanziell unter-
stützt. Dezentrale Formen des Erinnerns stärken 
wir gezielt, etwa durch Kiez-Gedenkprojekte, digi-
tale Stadtrundgänge und die öffentliche Kontex-
tualisierung historischer Orte. Dabei sind Straßen-
namen und Denkmäler kritisch zu prüfen. Theater, 
Film, Literatur und Performance können histori-
sche Zusammenhänge neu erfahrbar machen. Wir 
fördern gezielt Projekte, die Erinnerung intersektio-
nal, inklusiv und zukunftsorientiert denken.

Kulturgüter gerecht zurückführen

Die Rückgabe unrechtmäßig erworbener Kultur-
güter, insbesondere aus kolonialen Kontexten, 
ist ein Akt kultureller Gerechtigkeit. Berlin trägt 
als Kulturmetropole besondere Verantwortung. 
Wir setzen uns für eine konsequente, transparen-
te und gut ausgestattete Restitutionspraxis ein. 
Die Museen und Sammlungen des Landes wer-
den systematisch auf problematische Bestände 
überprüft, arbeiten kooperativ mit Herkunftsge-
sellschaften zusammen und ermöglichen Rück-
gaben zügig.

Vielfalt der Herkunftskulturen sichtbar 
machen

Kulturelle Vielfalt ist ein unverzichtbarer Be-
standteil Berlins. Postmigrantische und diaspo-
rische Communities sowie jüdische und mus-
limische Kultur prägen das kulturelle Leben der 
Stadt. Wir setzen uns für eine gezielte öffentliche 
Förderung in Museen, Theatern, Festivals und Bil-
dungsprojekten ein, um diese Kulturen sichtba-
rer zu machen und ihnen mehr Raum zur freien 
und sicheren Entfaltung zu geben.

12.2 Kulturräume
Clubs rechtlich als Kulturorte 
gleichstellen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich für die vollständige 
rechtliche Gleichstellung von Clubs mit Thea-
tern, Konzerthäusern und soziokulturellen Zen-
tren ein. Baurechtlich werden wir Clubs als Kul-
turorte anerkennen und vor Verdrängung durch 
Bebauung oder restriktive Lärmschutzregelun-
gen schützen. Das Land Berlin muss seine recht-
lichen Spielräume konsequent für eine club-
freundliche Stadtentwicklungspolitik nutzen. 
Clubs, die soziale Teilhabe ermöglichen, Nach-
wuchskünstler:innen fördern und kulturelle Viel-
falt sichtbar machen, leisten einen wichtigen 
Beitrag zum kulturellen Gemeinwohl. Wir setzen 
uns im Bundesrat dafür ein, dass Berlin sich für 
eine Reform des Gemeinnützigkeitsrechts stark 
macht, durch die kulturell relevante Musikspiel-
stätten als gemeinnützig anerkannt werden 
können. Unabhängig davon werden wir gemein-
wohlorientierte Clubs durch landeseigene För-
derprogramme strukturell unterstützen.
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Open-Air-Kultur im Einklang mit 
Mensch, Tier und Umwelt sichern

Open-Air-Locations sind ein wichtiger Bestandteil 
der Berliner Kulturlandschaft. Wir setzen uns für 
ihren langfristigen Erhalt ein, gegebenenfalls durch 
eine Anpassung der Lärmschutzverordnung im 
Rahmen landesrechtlicher Spielräume. Konflikte 
mit Anwohnenden werden nicht konfrontativ, son-
dern durch verbindliche, kompromissorientierte 
Mediation gelöst. Gleichzeitig tragen wir dem Ruhe-
bedürfnis von Mensch und Tier Rechnung. Moder-
ne Lärmschutzvorrichtungen, die mit luftfilternden 
und frostresistenten Pflanzen begrünt werden, sol-
len Lärmschutz mit Klimaanpassung und ökologi-
scher Stadtgestaltung verbinden.

Langfristige Grundförderung für 
kulturelle Räume sichern

Kulturelle Räume dürfen nicht von kurzfristigen 
Projektmitteln abhängen. Wir setzen uns für 
eine langfristige, vertraglich gesicherte Grund-
förderung ein, auch für kleine Bühnen, Clubs und 
selbstverwaltete Häuser. Mehrjährige Förderver-
einbarungen gewährleisten Planungssicherheit 
und stabilisieren Personalstrukturen.

Öffentliche Liegenschaften  
für Kultur öffnen

Un- oder untergenutzte öffentliche Gebäude 
werden wir für kulturelle Zwecke auch außer-
halb üblicher Öffnungszeiten öffnen. Dazu 
zählen Ausstellungen, Proberäume, Lesekreise 
als auch Jugendkulturprojekte. Ein transpa-
rentes Online-Register landeseigener Immobi-
lien erleichtert kulturelle Zwischennutzungen 
und baut bürokratische Hürden ab.

Kulturstätten ökologisch umbauen,  
statt abreißen 

Wir schaffen spezielle Beratungs- und Förder-
programme für Kulturbetriebe, die auf erneuer-
bare Energien, nachhaltige Baustoffe und kli-
maschonende Betriebsmodelle umstellen. Der 
Abriss historischer Kulturorte ist nicht nur ein 
Verlust an Geschichte, sondern auch ökologisch 
nicht vertretbar. Sanierung hat Vorrang vor Neu-
bau. Bei Modernisierungen müssen ökologische 
Standards verbindlich berücksichtigt werden, 
von Dämmung über Energieversorgung bis zur 
Begrünung von Fassaden und Außenflächen.

Kostenlose Museumssonntage wieder 
einführen

Wir setzen uns für die Wiedereinführung und 
dauerhafte Finanzierung des kostenlosen Muse-
umssonntags als festen Bestandteil kultureller 
Teilhabe ein.

12.3 Kunst
Street Art als Kunstform anerkennen  
und fördern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, dass künstle-
rische Ausdrucksformen im öffentlichen Raum 
erlaubt und geschützt werden. Wir bauen legale 
Graffitiwände aus, erhalten urbane Kunstorte 
und bauen repressive Regelungen gegenüber 
nichtkommerzieller Street Art ab.

Zivilgesellschaftlich organisierte  
Kunstformate langfristig sichern

Zivilgesellschaftlich organisierte Kunst- und 
Bildungsveranstaltungen brauchen langfristige 
Förderung, unabhängig vom politischen Klima 
oder Sponsor:inneninteressen.

12.4 Tourismus
Tourismus klimaverträglich ausrichten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich für eine Tourismus-
politik ein, die ökologische Aspekte in den Mit-
telpunkt stellt und nicht allein wirtschaftliche 
Wachstumszahlen. Reisen darf nicht losgelöst 
von Klima- und Umweltverantwortung gedacht 
werden. Wir werden aktiv für klimafreundliche 
Anreiseformen und stärkere Kooperationen mit 
nachhaltigen Reiseanbietern werben. Regionale 
und stadtnah gelegene Ausflugsziele werden ge-
zielt gefördert, um emissionsintensive Reisewe-
ge zu reduzieren.

Ökologische Betriebe und nachhaltige 
Infrastruktur fördern

Wir schaffen gezielte Förderprogramme für Ho-
tels und touristische Einrichtungen, die durch 
Energieeffizienz, vegane Gastronomie, Müllver-
meidung und Wassereinsparung ressourcen-
schonend wirtschaften und die tierfreundliche 
Konzepte anbieten. Nachhaltigkeit darf kein Mar-
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ketinginstrument sein, sondern muss verbindli-
cher Standard werden. Den Tourismus werden wir 
außerhalb des S-Bahn-Rings stärker entwickeln, 
um innerstädtische Belastungen zu reduzieren. 
Dezentralisierung, Radinfrastruktur, naturnahe 
Erholungsräume und kulturelle Angebote in den 
Außenbezirken werden gezielt ausgebaut.

Nachhaltiges Verhalten belohnen

Wir prüfen und pilotieren Anreizmodelle, bei 
denen nachhaltiges Verhalten, etwa die Anrei-
se mit der Bahn, die Nutzung des ÖPNV oder 
das Fahrradfahren, durch Vergünstigungen bei 
Kultur- und Freizeitangeboten honoriert wird. 
Gleichzeitig setzen wir uns für eine angemesse-
ne Erhöhung der Tourismusabgabe sowie höhere 
Parkgebühren ein, um Investitionen in öffentli-
chen Nahverkehr, Radwege und nachhaltige In-
frastruktur zu finanzieren.

Übertourismus vorbeugen

Wir setzen uns für ein ressortübergreifendes Ge-
samtkonzept gegen Übertourismus ein, das ge-
meinsam mit Bezirken, Stadtgesellschaft und 
Tourismusbranche erarbeitet wird. Ziel sind eine 
ausgewogene Besucherlenkung, der Schutz von 
Wohnquartieren und Grünflächen sowie der Er-
halt der Lebensqualität für Mensch und Tier.

12.5 Öffentlich-Rechtlicher 
Rundfunk
Öffentlich-Rechtlichen Rundfunk 
reformieren

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) bekennt sich klar zum Öffentlich-
Rechtlichen Rundfunk als staatsferne und un-
abhängige Alternative zu privatwirtschaftlichen 
Medienangeboten. Gleichzeitig sehen wir Re-
formbedarf. Doppelstrukturen und übermäßige 
Bürokratie werden wir abbauen, insbesondere 
beim RBB. Die Struktur der Steuerungsgremien 
wird überarbeitet und die Aufsicht konsequent 
professionalisiert.

Transparenz, Mitbestimmung und  
faire Strukturen sichern

Öffentliche Gelder müssen gewissenhaft und ge-
meinwohlorientiert verwendet werden. Ein Mo-
nitoring-Verfahren beim Medienboard stellt die 

Einhaltung von Tarifstandards sicher. Die Mitbe-
stimmung für arbeitnehmerähnliche Beschäf-
tigte beim RBB wird ausgebaut, insbesondere für 
programmgestaltende „feste Freie“.

Freien Zugang zu öffentlich-rechtlichen 
Inhalten dauerhaft sichern

Wir setzen uns für freien und dauerhaften Zu-
gang zu öffentlich-rechtlichen Inhalten durch 
offene Lizenzen wie Creative Commons und die 
Abschaffung der Depublikationspflicht ein. In-
halte sollen mehr Diversität in Redaktionen und 
Produktionen sicherstellen und mehr Lebens-
realitäten abbilden. Eine zentrale Mediathek und 
Audiothek der öffentlich-rechtlichen Berliner Me-
dienangebote spart Kosten und Pflegeaufwand. 
Als Antwort auf zunehmende Desinformation 
werden bestehende Faktenchecks ausgebaut 
und ausgeweitet.

12.6 Sport
Sport als Ort der Begegnung  
und Teilhabe gestalten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, dass alle Berli-
ner:innen, unabhängig von Geschlechtsidentität, 
Alter, Religion, Herkunft, körperlichen oder geis-
tigen Einschränkungen und sozialem Stand, am 
Sport teilhaben können. Sportvereine und -stätten 
sollen als Orte der gelebten Demokratie fungieren 
und Extremismus aktiv entgegentreten. Niedrig-
schwellige Programme, wie „Sport im Park“, wer-
den wir weiter stärken. Sportstätten müssen in al-
len Bezirken barrierefrei auffindbar, erreichbar und 
nutzbar sein. Unser Ziel ist mindestens eine voll-
inklusive Sportanlage pro Bezirk. Wir unterstützen 
die Weiterentwicklung zentraler Anlagen wie des 
Friedrich-Ludwig-Jahn-Sportparks zu einem in-
klusiven, modernen Sportareal. Dazu gehört auch 
die Diskussion über eine mögliche Umbenennung, 
da Friedrich Ludwig Jahns chauvinistische, antise-
mitische und nationalistische Ideologie mit einer 
Ehrung durch einen Stadionnamen unvereinbar 
ist. Außerdem soll jedes Kind schwimmen lernen. 
Ausreichend Schwimmkurse, Wasserflächen und 
Kooperationen stellen sicher, dass kein Kind aus 
Kapazitäts- oder Kostengründen auf diese grund-
legende Fähigkeit verzichten muss.
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Berliner Olympiabewerbung zugunsten  
von Mensch, Tier und Umwelt ablehnen

Olympische Spiele können punktuell Vorteile mit 
sich bringen, etwa die Modernisierung von Sport-
stätten und Infrastruktur. Doch diese Investitionen 
dürfen nicht an ein Großevent gebunden sein, son-
dern müssen unabhängig davon erfolgen. Olympia 
ist mit enormen Kosten verbunden, die letztlich 
die Steuerzahler:innen tragen, während das Inter-
nationale Olympische Komitee steuerfreie Ein-
nahmen erzielt, ohne finanzielle Verantwortung zu 
übernehmen. Hinzu kommen erhebliche soziale 
Folgen. Großveranstaltungen wie Olympia treiben 
die Wohnkosten in die Höhe, ausgerechnet in ei-
ner Stadt, in der bezahlbarer Wohnraum ohnehin 
knapp ist. Aus ökologischer Sicht verursachen zu-
sätzlicher Verkehr, umfangreiche Baumaßnahmen 
und neue Infrastruktur massive CO₂-Emissionen. 
Neben Sportstätten werden Parkplätze, Sicher-
heitszonen, Medienzentren und ein Olympisches 
Dorf benötigt, was wertvolle städtische Flächen 
bindet. Nicht zuletzt sind bei Olympia weiterhin 
Sportarten vertreten, die auf der Nutzung von Tie-
ren beruhen und bei denen es immer wieder zu Tier-
schutzverstößen kommt. Die wenigen möglichen 
Vorteile stehen in keinem Verhältnis zu den finan-

ziellen, sozialen, ökologischen und tierschutzre-
levanten Nachteilen. Wir sprechen uns daher klar 
gegen eine Olympiabewerbung Berlins aus.

E-Sport als gemeinnützige  
Kulturform anerkennen

E-Sport fördert soziale Interaktion, strategisches 
Denken und Teamwork. Wir setzen uns für seine 
rechtliche Anerkennung und gemeinwohlorien-
tierte Förderung ein.

Gaming als inklusiven Kulturzugang 
nutzen

Videospiele und E-Sport bieten niedrigschwellige 
Möglichkeiten zur sozialen und kulturellen Teilha-
be, insbesondere für Jugendliche und Menschen, 
die sonst schwer Zugang zu klassischen Kulturan-
geboten haben. Sie besitzen eigene Regeln, erzähle-
rische Strukturen, kreative Gestaltungsformen und 
ermöglichen gemeinschaftliche Erfahrungen. Wir 
werden Gaming als Kulturform anerkennen und 
pädagogisch in Bildungs- und Freizeitangebote in-
tegrieren, um kognitive, soziale und mediale Kom-
petenzen zu stärken.

13. DEMOKRATIE

Viele Menschen erleben politische Prozesse als zu 
komplex, zu weit entfernt oder als wenig repräsen-
tativ für ihre Lebenswirklichkeit. Hohe Hürden bei 
Beteiligungsmöglichkeiten, ein Wahlsystem, bei 
dem viele Stimmen ohne parlamentarische Wir-
kung bleiben und der Ausschluss etwa jeder vierten 
Person in Berlin von politischen Entscheidungen 
aufgrund des Passes – all das schwächt das Ver-
trauen in demokratische Institutionen.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) ist überzeugt: Demokratie muss 
inklusiver, transparenter und näher an den 
Menschen sein. Politische Mitbestimmung 
darf kein Privileg sein, sondern muss allen of-
fenstehen, die in dieser Stadt leben und von 
politischen Entscheidungen betroffen sind. 

Deshalb werden wir direktdemokratische Inst-
rumente stärken und deren Hürden senken. Das 
Wahlsystem werden wir reformieren und mehr 
Menschen in politische Entscheidungen einbezie-
hen. Durch den Abbau wahlrechtlicher Hürden sol-
len mehr Bürger:innen in Berliner Parlamenten ver-
treten werden. Das Versammlungsrecht werden wir 
schützen und das Neutralitätsgesetz abschaffen.

13.1 Direkte Demokratie
Direktdemokratische Instrumente 
ausbauen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) baut Volksbegehren und Volks-
entscheide auf Landesebene sowie Bürger:in-
nenbegehren, Bürger:innenentscheide und 
Einwohner:innenanträge auf Bezirksebene mit 
klar gesenkten Hürden und vereinfachten Ver-
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fahren aus. Alle direktdemokratischen Instru-
mente müssen dabei an die Grundrechtecharta 
der EU gebunden sein, um diskriminierende oder 
menschenfeindliche Abstimmungen auszu-
schließen. Die Einschränkung, ein Volksbegeh-
ren zu einem Thema nur einmal pro Wahlperiode 
durchzuführen, werden wir aufheben.

Hürden für direktdemokratische  
Instrumente absenken

Die Mindestanzahl an Stimmen für Anträge 
auf Behandlung von Volksinitiativen sowie die 
benötigten Unterschriften für Anträge auf Ein-
leitung eines Volksbegehrens werden wir von 
jeweils 20.000 auf 8.000 senken. Für den Erfolg 
eines Volksbegehrens wird die bisherige Hür-
de von 7 Prozent der Wahlberechtigten durch 
eine feste Grenze von 50.000 Stimmen ersetzt. 
Bei Anträgen auf Einleitung von Volksbegeh-
ren zur Änderung der Berliner Verfassung sen-
ken wir die Zahl der benötigten Unterschriften 
von 50.000 auf 30.000. Das Zustimmungsquo-
rum bei Volksentscheiden wird von 25 auf 15 
Prozent abgesenkt, bei gleichzeitiger Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen; bei Verfas-
sungsänderungen von 50 auf 35 Prozent, bei 
weiterhin erforderlicher Zweidrittelmehrheit 
der abgegebenen Stimmen. Die Hürde für Bür-
ger:innenbegehren soll jede Bezirksverordne-
tenversammlung selbst bestimmen können. 
Sie darf jedoch höchstens 2 Prozent der zu-
letzt Wahlberechtigten betragen. Die benötig-
ten Stimmen für Einwohner:innenanträge wer-
den wir von 1.000 auf 200 senken. 

Online-Unterschriften ermöglichen

Die digitale Sammlung von Unterschriften für 
direktdemokratische Instrumente werden wir 
ermöglichen, um demokratische Teilhabe zu er-
leichtern, Behördenressourcen zu schonen und 
Papiermüll zu vermeiden.

Volksentscheide konsequent umsetzen

Wir werden bestehende und zukünftige Volks-
entscheide konsequent umsetzen – darunter 
Deutsche Wohnen & Co. enteignen, Berlin 
2030 klimaneutral, der Volksentscheid über 
den Erhalt des Tempelhofer Feldes, Berlin au-
tofrei und Berlin werbefrei.

Bürger:innen- und Zukunftsräte als 
Beratungsinstrument einführen

Wir stärken neue Formen der Bürger:innen-
beteiligung. Bürger:innen- und Zukunftsräte 
sollen Parlamente beraten und für inklusive 
sowie gesellschaftlich breit getragene Lösun-
gen sorgen. Sie werden per repräsentativem 
Losverfahren zusammengesetzt. Bevor ein sol-
cher Rat einberufen wird, muss verbindlich 
und transparent geklärt sein, was mit seinen 
Ergebnissen geschieht. Die Ergebnisse und 
Stellungnahmen müssen verpflichtend im 
Parlament beraten und berücksichtigt werden.

Beteiligungsplattform meinBerlin 
ausbauen

Mit der Online-Plattform meinBerlin hat das 
Land Berlin bereits eine solide Grundlage für 
mehr Beteiligungskultur geschaffen. Wir werden 
sie stärken und aktiv an Berlins Bürger:innen he-
rantragen, um die direkte Teilhabe in allen Kiezen 
zu erhöhen.

13.2 Wahlrecht
Präferenzwahlsystem einführen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich für die Weiterentwick-
lung des Wahlsystems ein, damit der politische 
Wille der Wähler:innen besser abgebildet wird. 
Durch die bestehende 5-Prozent-Hürde bleiben 
viele Stimmen ohne parlamentarische Wirkung. 
Ein Präferenzwahlsystem schafft hier Abhilfe. 
Wähler:innen bewerten Parteien oder Kandidie-
rende nach ihrer persönlichen Reihenfolge. Wird 
die Erstpräferenz nicht berücksichtigt, fließt die 
Stimme automatisch in die nächste Präferenz 
ein. So geht keine Stimme verloren, politische 
Vielfalt wird besser repräsentiert und strategi-
sches Wählen gegen die eigene Überzeugung 
wird überflüssig.

Sperrklausel abschaffen

Bei den vergangenen vier Wahlen zum Berliner Ab-
geordnetenhaus blieben durchschnittlich über 10 
Prozent der Stimmen wegen der 5-Prozent-Hürde 
ohne parlamentarische Wirkung. Das bedeutet, 
dass in den vergangenen 15 Jahren durchschnitt-
lich jede:r zehnte Berliner:in nicht im Abgeordne-
tenhaus repräsentiert wurde. In einer gefestigten 
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Demokratie ist eine so hohe Sperrklausel unnötig. 
Wir werden die 5-Prozent-Hürde abschaffen. Kon-
kret würde eine Partei künftig bereits ab etwa 0,8 
Prozent mit einem Mandat ins Abgeordnetenhaus 
einziehen. Anhand des Wahlergebnisses von 2023 
hätten so rund 96 Prozent aller Berliner:innen eine 
parlamentarische Vertretung gehabt. Auch die 
3-Prozent-Hürde bei den Bezirksverordnetenver-
sammlungen wird gesenkt; dort würden Parteien 
ab etwa 1,8 Prozent einen Sitz erhalten.

Wahlalter absenken

Junge Menschen zeigen täglich, dass sie über das 
notwendige politische Urteilsvermögen verfügen, 
um an demokratischen Entscheidungen teilzuha-
ben. Angesichts der großen Herausforderungen, wie 
der Klimakrise, sozialer Ungerechtigkeit und der di-
gitalen Transformation, die sie am längsten tragen 
werden, ist es nur fair, dass sie auch mitentscheiden 
dürfen. Wir werden prüfen, inwieweit das Mindest-
wahlalter für die Wahlen zu den Berliner Bezirks-
verordnetenversammlungen auf 14 Jahre gesenkt 
werden kann – ein Alter, in dem Jugendliche für ihr 
Handeln bereits strafrechtlich verantwortlich sind.

Unterstützungsunterschriften 
reformieren  
und digitalisieren

Derzeit müssen Parteien, die nicht im Abgeord-
netenhaus oder Bundestag vertreten sind, vor 
jeder Wahl erneut tausende Unterstützungs-
unterschriften sammeln – auch wenn sie bei 
vergangenen Wahlen bereits zehntausende 
Stimmen erhalten haben. Wir werden dieses 
Verfahren grundlegend reformieren. Parteien, 
die bei der letzten Europa-, Bundestags- oder 
Abgeordnetenhauswahl rechnerisch mindes-
tens ein Mandat erreicht haben, werden von 
der Pflicht zur Unterschriftensammlung be-
freit. Darüber hinaus wird die Sammlung voll-
ständig digitalisiert. Die Identifikation soll 
über den digitalen Personalausweis erfolgen. 
So entsteht ein schlankes, faires und moder-
nes Verfahren, welches Behördenressourcen 
schont und Papiermüll vermeidet.

Wahlrecht für alle Menschen mit 
Lebensmittelpunkt in Berlin einführen

Fast eine Million Menschen ohne deutsche Staats-
bürgerschaft tragen täglich zum Leben in Berlin bei. 

Sie arbeiten hier, gründen Familien und gestalten 
das gesellschaftliche Leben aktiv mit. Dennoch 
sind sie von den Wahlen zum Abgeordnetenhaus 
ausgeschlossen. An den Wahlen zu den Berliner 
Bezirksverordnetenversammlungen dürfen nur EU-
Bürger:innen teilnehmen. Wer seinen Lebensmit-
telpunkt in Berlin hat, ist von politischen Entschei-
dungen unmittelbar betroffen und übernimmt 
Verantwortung für diese Gesellschaft. Wir werden 
das Wahlrecht bei den Wahlen zum Abgeordneten-
haus und den Bezirksverordnetenversammlungen 
für alle Menschen ohne deutsche Staatsbürger-
schaft öffnen, die seit mindestens drei Jahren ihren 
Lebensmittelpunkt in Berlin haben. Politische Mit-
bestimmung darf nicht allein vom Pass abhängen, 
sondern von der tatsächlichen Verwurzelung und 
Teilhabe am gemeinsamen Leben in unserer Stadt.

13.3 Versammlungsfreiheit
Versammlungsrecht als demokratisches 
Grundrecht schützen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) setzt sich dafür ein, das 
Versammlungsrecht zu stärken. Demonstra-
tionen müssen frei, ohne Einschüchterung 
und ohne unverhältnismäßige Polizeipräsenz 
stattfinden können. Die Versammlungsfrei-
heit ist ein zentrales demokratisches Grund-
recht. Sie ermöglicht politischen Protest, ge-
sellschaftlichen Dialog und die Artikulation 
öffentlicher Interessen. 

13.4 Neutralitätsgesetz
Neutralitätsgesetz abschaffen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) spricht sich für die Abschaffung 
des Berliner Neutralitätsgesetzes aus. Wir 
verstehen die Trennung von Staat und Reli-
gion als wichtigen Grundsatz der Demokratie. 
Gleichzeitig muss es jedoch jedem Menschen 
möglich sein, die eigene Religion diskrimi-
nierungsfrei auszuüben, auch im Beruf. Das 
Berliner Neutralitätsgesetz verbietet jedoch 
das Tragen religiöser Symbole und Kleidung 
im öffentlichen Dienst. In der Praxis trifft die-
ses Verbot besonders muslimische Frauen, 
die ein Kopftuch tragen. Qualifizierten Bewer-
ber:innen werden dadurch berufliche Möglich-
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keiten verwehrt. Staatliche Neutralität wird 
nicht dadurch infrage gestellt, dass einzelne 
Beschäftigte religiöse Kleidung oder Symbole 
tragen, die erkennbar Ausdruck ihrer persön-
lichen Glaubensausübung sind. Entscheidend 
ist vielmehr, dass niemand die eigene berufli-
che Position nutzt, um andere zu beeinflussen 
oder zu indoktrinieren. Ob jemand die notwen-
dige Neutralität wahrt, zeigt sich im Verhal-
ten im Dienst und nicht daran, ob eine Person 
aus Gründen der Religionsfreiheit religiöse 
Kleidung trägt. Zusätzlich hat das Bundes-
verfassungsgericht das Berliner Neutralitäts-
gesetz in mehreren Urteilen als nicht mit der 
im Grundgesetz garantierten Religionsfreiheit 
vereinbar bewertet. Diskriminierung darf kei-
nen Platz in unserer Gesellschaft haben. 



„�Als Berliner erlebe ich täglich, wie eng 
Lebensqualität und Klimaschutz zusam-
menhängen. Saubere Luft, grüne Frei-
räume und Wetter ohne Extreme - das ist 
für mich keine Ideologie, sondern Grund-
recht. Deshalb engagiere ich mich für eine 
echte Klimawende in Berlin.“

Jan Tovar, Listenplatz 4
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 UMWELT & KLIMA 

14. KLIMASCHUTZ

Die Folgen des Klimawandels sind in Berlin längst 
spürbar: Hitzewellen belasten Mensch und Tier, 
Extremwetterereignisse nehmen zu und das ver-
bleibende CO₂-Budget schmilzt schneller, als 
politische Maßnahmen bislang greifen. Gleich-
zeitig fehlt es an verbindlichen Steuerungsstruk-
turen, die Klimaschutz ressortübergreifend und 
konsequent durchsetzen. Klimapolitik, die auf 
freiwilligen Einzelmaßnahmen beruht, wird dem 
Ernst der Lage nicht gerecht.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Klimaschutz als Leit-
prinzip aller politischen Entscheidungen. Kli-
maschutz ist kein Einzelthema, sondern eine 
Querschnittsaufgabe, die Energie, Stadtentwick-
lung, Verkehr, Ernährung und Verwaltung glei-
chermaßen durchzieht. Berlin muss bis spätes-
tens 2035 klimaneutral sein. Dieses Ziel ist für 
uns nicht verhandelbar. Anders als andere Partei-
en denken wir nicht in Legislaturperioden, son-
dern in Generationen.

Wir setzen auf eine strukturierte Steuerung der 
Energiewende durch neue Gremien, verbindliche 
CO₂-Budgets und digitale Monitoring-Systeme. Die 
öffentliche Verwaltung werden wir durch erneuer-
bare Wärme, erneuerbaren Strom und klimaneutra-
le Antriebe für den Fuhrpark bis 2035 klimaneutral 
machen und Haushaltsmittel konsequent für die 
Erreichung von Klimaneutralität einsetzen. Gleich-
zeitig machen wir Berlin hitzefest, um uns an die 
Folgen des Klimawandels anzupassen.

14.1 Verwaltung mit 
Lenkungskompetenz für 
Klimaschutz
Strategische Steuerung  
der Energiewende bündeln

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die strategische Steuerung 
der Energiewende auf Landesebene im „Steue-
rungskreis Energiewende” in der Senatskanz-

lei bündeln, der durch eine Stabsstelle Energie- 
und Klimaschutz organisatorisch getragen wird. 
Grundlage ist das digitale Monitoring-System 
diBEK, mit dem Fortschritte transparent verfolgt, 
Zuständigkeiten geklärt und bei Zielverfehlun-
gen nachgesteuert werden kann.

Klimaschutzteams in den Bezirken 
stärken

In jedem Berliner Bezirk richten wir fest veran-
kerte Klimaschutzteams ein, die über klare Ent-
scheidungskompetenzen, verbindliche Richtli-
nien und ausreichend Personal verfügen. Nur mit 
dieser strukturellen Verankerung kann Klima-
schutz auf Bezirksebene wirksam und kontinu-
ierlich vorangetrieben werden.

Klimabürger:innenrat einrichten

Wir richten einen Klimabürger:innenrat ein, der 
per repräsentativem Losverfahren besetzt wird. 
Er erarbeitet konkrete Empfehlungen zur Umset-
zung der Klimaneutralität bis 2035. Seine Ergeb-
nisse werden verbindlich im Parlament behan-
delt, damit gesellschaftliche Beteiligung nicht 
zur Formsache wird.

Verbindliches CO₂-Budget als 
Steuerungsgrundlage verankern

Wir werden ein verbindliches CO₂-Budget für 
Berlin einführen, das als harte Grenze auf al-
len Verwaltungsebenen gilt. Basierend auf 
dem Klimaplan der Klimaliste Berlin von 2021 
und den fortgeschriebenen Berliner Emissio-
nen bis 2024 verbleiben zum 1. Januar 2025 
noch rund 46 Millionen Tonnen CO₂ im Paris-
konformen Restbudget. Bei gleichbleibendem 
Emissionsniveau wird dieses Budget bereits 
um 2030 aufgebraucht sein. Jede weitere 
Tonne CO₂ verschärft Extremwetter, Dürren, 
Überschwemmungen und Ernteausfälle – mit 
realen Folgen für Lebensgrundlagen hier wie 
weltweit. Wir werden die Emissionen deshalb 
grundlegend und mit hohem Tempo reduzie-
ren, damit Berlin spätestens bis 2035 klima-
neutral wird.
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CO₂-Schattenpreis in alle 
Verwaltungsentscheidungen integrieren

Wir führen einen CO₂-Schattenpreis von 195 
Euro pro Tonne CO₂ als internen Preis bei al-
len Projekten, Vergabeverfahren und Haus-
haltsentscheidungen ein. Er macht die lang-
fristigen Kosten von Emissionen sichtbar 
und schafft systematische Anreize für klima-
freundliche Lösungen.

Klimavorbehalt als verbindliches  
Leitprinzip einführen

Einen Klimavorbehalt verankern wir in allen 
Verwaltungsabläufen. Jede Entscheidung, von 
der Planung über die Beschaffung bis zur In-
vestition, wird darauf geprüft, ob sie mit dem 
Berliner CO₂-Budget vereinbar ist. CO₂-Budget, 
Schattenpreis und digitales Monitoring über 
diBEK bilden dabei ein verbindliches Steue-
rungssystem. Maßnahmen mit negativen Kli-
maeffekten müssen begründet und Emissi-
onsfolgen ausgeglichen werden.

Bewährte Klimaschutzprozesse 
weiterentwickeln

Zentrale Prozesse der Energiewende führen 
wir in den Berliner Verwaltungsstrukturen 
strategisch fort. Der Stadtentwicklungsplan 
Klima 2.0 bleibt das räumliche Fundament für 
die Klimaneutralität bis 2035. Die Servicestel-
le energetische Quartiersentwicklung, die Ver-
waltung, Eigentümer:innen und Unternehmen 
bei klimafreundlicher Quartiersentwicklung 
berät, werden wir verstetigen, ausbauen und 
in allen Bezirken verankern. Das Monitoring-
System diBEK werden wir zu einem verbindli-
chen Steuerungsinstrument weiterentwickeln, 
das klare Roadmaps, Zuständigkeiten und 
Fristen umfasst sowie Eskalationsmechanis-
men auslöst, wenn Ziele verfehlt werden.

14.2 Vorbildfunktion der 
öffentlichen Hand
Öffentliche Verwaltung bis 2035  
klimaneutral gestalten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird den gesamten Fuhrpark 
der öffentlichen Verwaltung schrittweise auf 
klimaneutrale Antriebe umstellen. Jede Neu-

anschaffung darf ausschließlich mit elektri-
schem Antrieb erfolgen. Öffentliche Gebäude 
werden vollständig mit erneuerbarer Wärme 
und erneuerbarem Strom versorgt und ihre 
Dachflächen konsequent für Photovoltaik ge-
nutzt, sofern sie dafür geeignet sind.

Haushaltsmittel konsequent auf  
Klimaziele ausrichten

Den Anteil der Haushaltsmittel für Klimaschutz, 
Umwelt und Energie erhöhen wir deutlich und 
verstetigen ihn langfristig. Klimaschutz darf 
nicht unter Finanzierungsvorbehalt stehen. Er 
ist eine Investition in Lebensqualität, Sicherheit 
und soziale Gerechtigkeit.

14.3 Klimafolgenanpassung
Berlin hitzefest machen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) wird sofort wirksame Maß-
nahmen einführen, um Berlin besser vor Hit-
zewellen zu schützen. Dazu zählen kostenlose 
vegane Sonnencreme an stark frequentierten 
Orten, mehr öffentliche Trinkbrunnen sowie 
kühle Rückzugsorte in Bibliotheken, Behörden 
und Sozialräumen. Öffentliche Gebäude und 
soziale Einrichtungen werden systematisch 
hitzefest gemacht – durch Verschattung, helle 
Oberflächen, Fassaden- und Dachbegrünung 
sowie verbindliche Hitzeschutzstandards bei 
Neubau und Sanierung. Die Prinzipien der 
Schwammstadt, bei der Regenwasser gespei-
chert und an heißen Tagen kühlend wirkt, wer-
den dabei konsequent berücksichtigt, ohne 
zusätzliche Versiegelung zuzulassen.
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15. ENERGIEWENDE

Berlin erzeugt bislang nur einen kleinen Teil seines 
Stroms selbst und ist in weiten Teilen noch immer 
von fossilen Energieträgern abhängig. Wichtige 
Ausbauziele wurden in den vergangenen Jahren 
verfehlt, während der verbleibende Zeitrahmen bis 
zur Klimaneutralität kürzer wird. Die Wärmewende 
kommt zu langsam voran, solare Potenziale blei-
ben ungenutzt und Bürger:innen haben bislang 
kaum Möglichkeiten, aktiv an der Energiewende 
teilzuhaben und von ihr zu profitieren.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt auf eine Energiewende, die 
Versorgungssicherheit, Klimaschutz und soziale 
Gerechtigkeit verbindet. Energie darf kein Privi-
leg sein. Bezahlbare erneuerbare Wärme und die 
Teilhabe an der Energieproduktion müssen für 
alle Berliner:innen zugänglich sein.

Wir werden die Wärmeversorgung bis 2035 voll-
ständig auf erneuerbare Energien umstellen, einen 
Wärmewendefonds einrichten und warmmieten-
neutrale Sanierungen sicherstellen. Die Wärme-
wende setzen wir direkt im Quartier um. Berlins 
Solarpotenzial nutzen wir vollständig durch die 
Nutzung von Dachflächen und Fassaden für Pho-
tovoltaik. Wir realisieren acht Windkraftstandorte. 
Berliner:innen lassen wir an der Energiewende teil-
haben, indem sie selbst Strom produzieren, mit-
entscheiden und mitverdienen können.

15.1 Energiewende in Gebäuden
Bezahlbare erneuerbare Wärme  
für alle sicherstellen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die Wärmeversorgung in Berlin 
bis spätestens 2035 vollständig auf erneuerbare 
Energien umstellen. Ein Wärmepreis-Grundschutz 
wird den bezahlbaren Grundbedarf sichern. Trans-
parente und regulierte Preismechanismen verhin-
dern übermäßige Preissteigerungen, insbesonde-
re bei Fernwärme und Contracting-Modellen, bei 
denen ein externer Anbieter die Wärmeversorgung 
übernimmt. Energetische Sanierungen werden 
warmmietenneutral gestaltet, damit Klimaschutz 
nicht zu steigenden Wohnkosten führt.

Erneuerbare Wärme durch  
gezielte Fonds fördern

Wir werden einen Wärmewendefonds ein-
richten, der Wärmepumpen, Quartierswärme, 
Geothermie und Solarthermie gezielt fördert. 
Ebenso schaffen wir einen sozial ausgerich-
teten Sanierungsfonds mit Schwerpunkt auf 
dem Gebäudebestand und landeseigenen 
Wohnungsunternehmen. Die kommunale Wär-
meplanung legt dabei transparent fest, wel-
che erneuerbaren Wärmelösungen in welchen 
Stadtteilen technisch, wirtschaftlich und so-
zial am besten geeignet sind.

Wasserstoff als Wärmelösung ablehnen

Wasserstoff setzen wir nicht als allgemeine Wär-
melösung ein. Grüner Wasserstoff wird weder in 
ausreichenden Mengen noch zu bezahlbaren Kos-
ten verfügbar sein, um ihn breit in der Wärmeerzeu-
gung einzusetzen. Seine Erzeugung ist ineffizient 
und stromintensiv. Er wird vor allem in Industrien 
benötigt, die keine elektrischen Alternativen haben, 
etwa Stahl, Chemie oder Luftfahrt. Die Strategie, 
fossiles Erdgas heute weiter auszubauen und künf-
tig durch Wasserstoff zu ersetzen, birgt daher ein 
erhebliches Risiko eines fossilen Lock-ins und ver-
hindert dringend notwendige strukturelle Transfor-
mationen im Wärmebereich. Wasserstoff kommt 
daher nur dort zum Einsatz, wo direkte Elektrifizie-
rung nicht möglich ist.

Geothermie konsequent ausbauen

Geothermie, also die Nutzung von Wärme aus 
dem Erdinneren, bietet ein großes Potenzial für 
eine klimafreundliche Wärmeversorgung in Ber-
lin. Die Ziele der „Roadmap Tiefe Geothermie” 
verfolgen wir konsequent weiter und fördern zu-
gleich oberflächennahe Geothermie sowie Was-
ser-Wasser-Wärmepumpen gezielt im Rahmen 
des Sanierungsfonds. Geothermie könnte min-
destens ein Fünftel des Berliner Wärmebedarfs 
decken, insbesondere durch die Einbindung 
in Nah- und Fernwärmenetze. Dieses Potenzial 
bleibt bislang weitgehend ungenutzt.

Öffentliche Gebäude zur Energiewende 
verpflichten

Schulen, Verwaltungsgebäude und landeseigene 
Bestände verpflichten wir verbindlich zu Däm-
mung, erneuerbarer Wärme und dem Einsatz nicht-
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fossiler Baustoffe. Photovoltaik, Wärmepumpen, 
Speicher und intelligente Steuerung werden bei 
kommunalen Sanierungen und geförderten Pro-
jekten zum Standard. Heizungschecks und hyd-
raulische Abgleiche senken kurzfristig den Ener-
gieverbrauch. Den Ausbau der Fernwärme werden 
wir beschleunigen und zentrale Teile der Wärmein-
frastruktur rekommunalisieren, um Versorgungs-
sicherheit und Preisstabilität zu stärken.

Wärmewende im Quartier organisieren

Die Wärmewende setzen wir direkt im Quartier 
um. Standardisierte Verfahren, Quartiersmana-
ger:innen und eine gestärkte Servicestelle ener-
getische Quartiersentwicklung unterstützen Be-
zirke, Wohnungswirtschaft und Zivilgesellschaft 
bei Planung und Umsetzung. Ein Stufenmodell 
priorisiert energetische Maßnahmen nach Effi-
zienzpotenzial, sozialer Struktur und den Ergeb-
nissen der kommunalen Wärmeplanung.

Ökologische Bauwende umsetzen

Wir werden eine konsequente Bestand-vor-Neu-
bau-Strategie verfolgen. Neubau erfolgt nur dort, 
wo er sozial notwendig und klimaverträglich ist 
und zusätzliche Versiegelung vermieden wird. 
Umbau und Umnutzung von Gewerbe- und Bü-
roflächen haben Vorrang. Für Neubau gelten ver-
bindliche CO₂-Budgets und verpflichtende Le-
benszyklusanalysen. Nachhaltige Baustoffe wie 
Holz, Lehm und Stroh werden zur Standardop-
tion. Landeseigene Wohnungsunternehmen wer-
den wir zu fossilfreien, ressourcenschonenden 
Bauweisen verpflichten.

Fortschritte der Wärmewende  
transparent machen

Die Fortschritte der Wärmewende machen wir über 
ein öffentliches Monitoring zugänglich. Kosten, Kli-
mawirkung und soziale Effekte werden regelmäßig 
ausgewertet und bilden die Grundlage für demo-
kratische Kontrolle und gezielte Nachsteuerung.

Fachkräfte für die Energiewende 
ausbilden

Gezielt investieren wir in Ausbildung, Umschulung 
und Qualifizierung im Handwerk, in der Planung 
und in der Energieberatung, um die personellen 
Kapazitäten für die Umsetzung der Energiewende 
im Gebäudebereich sicherzustellen.

15.2 Solar und Wind
Konkrete Ausbauziele für Photovoltaik 
festlegen
Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird konkrete Photovoltaik-Aus-
bauziele für das gesamte Stadtgebiet und alle 
kommunalen Liegenschaften definieren und ihre 
Umsetzung öffentlich über diBEK ausweisen. Die 
bestehende Solarpflicht für Neubauten und um-
fassend sanierte Dächer ab 50 m² werden wir kon-
sequent umsetzen und strategisch erweitern.

Berlins Solarpotenzial vollständig 
nutzen

Alle geeigneten Dachflächen auf kommunalen 
Gebäuden, Schulen, Bädern und Verkehrsbau-
werken prüfen wir systematisch und belegen 
sie, wo möglich, vollständig mit Photovoltaik. Wo 
eine PV-Nutzung aufgrund von Nordausrichtung, 
Verschattung oder Denkmalschutz nicht sinn-
voll ist, werden Dächer alternativ begrünt oder 
als Urban-Gardening-Flächen entwickelt.

Gebäudeintegrierte Photovoltaik 
fördern

Gebäudeintegrierte Photovoltaik werden wir 
gezielt fördern. Dazu gehören PV-Fassaden, 
solare Carports und Überdachungen für Ra-
dabstellanlagen und Höfe. Zusätzliche Er-
zeugungskapazitäten entstehen entlang von 
Lärmschutzwänden, auf Parkplätzen und 
Parkhäusern, an Radschnellwegen, Autobahn-
begleitflächen, auf Deponien, Gewerbebrachen 
und den Fassaden großer öffentlicher Gebäu-
de, ohne neue Flächen zu versiegeln.

Balkonkraftwerke ausbauen

Den Zugang zu Balkonkraftwerken erleichtern 
wir durch den Abbau bürokratischer Hürden, 
Sammelbestellungen auf Bezirksebene und ge-
zielte Förderung für Mieter:innen, damit solare 
Selbstversorgung für alle zugänglich wird.

SolarZentrum Berlin stärken

Das SolarZentrum Berlin finanzieren wir dauer-
haft, stärken es personell und erweitern es um 
mobile Bezirksangebote, Schulprogramme, Mie-
ter:innenstromberatung und digitale Tools. Es 
wird die zentrale unabhängige Beratungsstelle 
für Solarenergie in der Stadt bleiben.
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Windkraftstandorte konsequent 
realisieren

Die geplanten Windvorrangflächen in Berlin, 
unter anderem in Tegel, Gatow und Müggelheim, 
bringen wir konsequent auf den Weg und reali-
sieren acht Windkraftstandorte. Genehmigungs-
verfahren werden schneller, transparenter und 
naturschutzfachlich sauber gestaltet.

Bürgerliche Beteiligung an Windkraft 
ermöglichen

Wir werden Modelle schaffen, durch die Stadt-
teile, Genossenschaften, Mieter:innen und kom-
munale Unternehmen an den Erträgen der Wind-
kraft teilhaben können.

Kooperation mit Brandenburg ausbauen

Die Zusammenarbeit mit Brandenburg intensi-
vieren wir, z. B. über regionale Energieverbünde, 
gemeinsame Solar- und Windparks, Flächennut-
zung entlang von Bahntrassen sowie Stadt-Um-
land-Projekte mit Bürger:innenbeteiligung.

Windstandorte als Erneuerbare-Energie-
Hubs entwickeln

Künftige Windstandorte planen wir als Erneuer-
bare-Energie-Hubs – mit Batteriespeichern, Lade-
infrastruktur und Optionen für Direktlieferung an 
kommunale Einrichtungen.

15.3 Bürger:innen-Energie
Demokratische Teilhabe an der 
Energiewende strukturell verankern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die genossenschaftliche Betei-
ligung an Strom- und Wärmenetzen fördern, damit 
mehr Menschen direkt an der Energiewende teilha-

ben und lokale Wertschöpfung in den Kiezen ent-
steht. Alle sollten gleichermaßen daran teilhaben 
und davon profitieren können. Bürger:innen sollen 
nicht nur Strom beziehen, sondern selbst Strom 
produzieren, mitentscheiden und mitverdienen, 
etwa über Bürger:innenenergiegesellschaften. 
Empfehlungen des Klimabürger:innenrats werden 
gehört und in die Energiepolitik eingebunden. Einen 
regelmäßigen Bürger:innenenergiegipfel werden 
wir einführen, der den kontinuierlichen Austausch 
zwischen Politik und Zivilgesellschaft sicherstellt.

Verlässliche Rahmenbedingungen für 
Bürger:innenenergie schaffen

Wir werden klare und gerechte Rahmenbedin-
gungen für Bürger:innenenergiegesellschaften 
einführen, ohne Sperrfristen, ohne unnötige 
Marktbarrieren und mit echter Planungssicher-
heit. Bestehende Förderprogramme weiten wir 
so aus, dass Bürger:innenenergiegesellschaften 
neben Photovoltaik auch Wärmelösungen und 
Effizienzmaßnahmen finanzieren können.

Energy Sharing und 
Mieter:innenstrommodelle ermöglichen

Energy Sharing führen wir ein und fördern es, 
sodass Strom gemeinschaftlich erzeugt und di-
rekt im Quartier genutzt werden kann. Mieter:in-
nenstrommodelle, bei denen Strom vom Dach 
eines Hauses direkt an die Bewohner:innen ge-
liefert wird, und gemeinschaftliche Gebäude-
versorgung werden wir rechtssicher und ohne 
bürokratische Hürden gestalten. Den Zugang zu 
Wärmenetzen werden wir für lokale Nahwärme-
initiativen öffnen, damit Bürger:innenenergiege-
sellschaften auch an der Wärmewende teilhaben 
und zu einem zentralen Bestandteil der kommu-
nalen Wärmeplanung werden können.

16. UMWELTSCHUTZ

Berlins Luft, Bäume, Grünflächen, Böden und Ge-
wässer stehen unter zunehmendem Druck. Die 
Belastung der Luft nimmt zu, Stadtbäume sterben 
durch Hitze und Trockenheit, die biologische Viel-
falt geht zurück, Versiegelung schreitet voran und 

Gewässer sind durch Schad- und Nährstoffeinträ-
ge belastet. Gleichzeitig fehlt es an einem verbind-
lichen Rechtsrahmen, der Natur nicht nur schützt, 
sondern als eigenständigen Wert anerkennt. Um-
weltschutz bleibt so häufig hinter wirtschaftlichen 
Interessen zurück. Dies führt zu realen Folgen für 
Gesundheit, Stadtklima und Lebensqualität.
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Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Natur nicht als aus-
beutbare Ressource, sondern als Grundlage 
allen Lebens. Wer Ökosysteme zerstört, greift 
die Lebensgrundlagen aller an. Umweltschutz 
braucht deshalb verbindliche rechtliche Ins-
trumente, konsequenten Vollzug und eine 
Stadtentwicklung, die ökologische Funktionen 
systematisch erhält und stärkt.

Wir werden schwere Umweltverbrechen ahn-
den und rechtliche Rahmen schaffen, um 
Ökosysteme besser zu schützen, die Luftver-
schmutzung reduzieren, den Baumschutz 
stärken, mehr Grünflächen schaffen und die 
Artenvielfalt auf öffentlichen Flächen fördern. 
Versiegelte Böden werden schrittweise entsie-
gelt, Gewässer renaturiert und das Regenwas-
sermanagement ausgebaut. Das Tempelhofer 
Feld bleibt als Freiraum für alle Berliner:innen 
unbebaut. Privates Silvesterfeuerwerk werden 
wir beenden und durch gemeinschaftliche, 
umweltfreundliche Alternativen ersetzen.

16.1 Rechte der Natur
Ökozid als Straftatbestand verankern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Natur als eigenständi-
gen Wert und als Grundlage allen Lebens. Mas-
sive Umweltzerstörung ist kein unvermeidlicher 
Kollateralschaden wirtschaftlichen Handelns, 
sondern Unrecht und wir werden es als solches 
behandeln. Wir setzen uns im Bundesrat für ein 
weitreichendes Ökozidgesetz ein, um schwere 
Umweltverbrechen klar zu benennen und kon-
sequent zu ahnden. Wer vorsätzlich oder sys-
tematisch Ökosysteme zerstört, greift die Le-
bensgrundlagen aller an und muss dafür zur 
Verantwortung gezogen werden.

Demokratische und rechtliche 
Instrumente  
für Umweltschutz stärken

Umweltschutz darf nicht vom politischen Wil-
len Einzelner abhängen. Deshalb stärken wir die 
demokratischen und rechtlichen Instrumente, 
die Umweltinteressen verbindlich vertreten und 
durchsetzen. Berlin soll dabei eine Vorreiterrolle 
übernehmen. Wir werden prüfen, ob ausgewählten 

Gewässern wie der Spree eigene Rechte eingeräumt 
werden können. Neuseeland und Kolumbien haben 
gezeigt, dass die rechtliche Anerkennung von Natur 
als Rechtssubjekt den Schutz ökologischer Syste-
me wirkungsvoll ergänzt.

16.2 Luftqualität
Gesundheitsorientierte Grenzwerte  
gesetzlich verankern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die gesundheitlich empfohle-
nen WHO-Grenzwerte für Luftschadstoffe gesetz-
lich in Berlin verankern. Saubere Luft ist keine 
Selbstverständlichkeit, sondern eine Grundvo-
raussetzung für Gesundheit. Überschreitungen 
werden künftig zu konkreten Ausgleichs- und 
Reduktionsmaßnahmen verpflichten. Die Luft-
qualität werden wir flächendeckend und konti-
nuierlich überwachen, damit Handlungsbedarf 
frühzeitig erkannt wird.

Emissionsquellen systematisch 
reduzieren

Um die Luftqualität spürbar zu verbessern, wer-
den wir den Kfz-Verkehr reduzieren, die Regelge-
schwindigkeit auf 30 km/h festsetzen und fos-
sile Energieträger ersetzen. Umweltzonen werden 
wir weiterentwickeln und besonders schadstoff-
reiche Fahrzeuge schrittweise aus dem Stadtge-
biet ausschließen. Ergänzend tragen Stadtum-
bau und die Entsiegelung von Böden dazu bei, 
Schadstoffe zu binden und das Stadtklima zu 
verbessern.

16.3 Grünflächen, Bäume und 
Naturschutzgebiete
Stadtbäume erhalten und aufwerten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich für den Erhalt und die 
qualitative Aufwertung von Bäumen und Grün-
flächen ein, denn sie sind zentrale Bestandteile 
der öffentlichen Daseinsvorsorge in Berlin. Sie 
kühlen die Stadt, verbessern die Luftqualität, 
schützen die Gesundheit der Bevölkerung und 
schaffen kostenfreie Orte der Erholung und Be-
gegnung. Mit uns bleiben gesunde Stadtbäume 
grundsätzlich erhalten, Fällungen werden nur 
in begründeten Ausnahmefällen zugelassen. 
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Die Berliner Baumschutzverordnung verschär-
fen wir, schränken Ausnahmeregelungen weiter 
ein und setzen Ersatzpflanzungen verbindlich, 
standortnah und kontrolliert um.

Stadtgrün gezielt ausbauen

Wir bauen Berlins Stadtgrün gezielt in dicht 
bebauten, hitzebelasteten und sozial benach-
teiligten Quartieren aus. Schulhöfe, Kitas, Pfle-
geeinrichtungen, Innenhöfe landeseigener 
Wohnungsunternehmen sowie versiegelte Ne-
benflächen werden wir systematisch entsiegeln 
und begrünen. Öffentliche Grünflächen werden 
nicht weiter reduziert, es sei denn, im direkten 
Umfeld entsteht ein gleichwertiger, funktionaler 
Ausgleich. Wir setzen dabei auf Qualität: Klima-
resiliente Baumarten, ausreichend große Wur-
zelräume, wasserdurchlässige Beläge und eine 
dauerhaft gesicherte Pflege. Die personelle und 
finanzielle Ausstattung der Grünflächenämter 
werden wir entsprechend stärken. Um die Qua-
lität öffentlicher Grünflächen dauerhaft zu si-
chern, erarbeiten wir zudem ein Konzept zur kon-
sequenten Beseitigung von Hundehaufen.

Grünflächen als soziale  
Infrastruktur sichern

Stadtgrün ist soziale Infrastruktur. Grünflächen 
bleiben mit uns kostenfrei und barrierefrei zu-
gänglich. Als wohnortnahe Erholungs- und Be-
gegnungsräume fördern sie die soziale Teilhabe 
und gesundheitliche Vorsorge. Kiez-, Nachbar-
schafts- und Gemeinschaftsgärten werden wir 
als Orte der Integration und des Miteinanders 
fördern. Anwohner:innen werden frühzeitig und 
verbindlich in Planung, Pflege und Weiterent-
wicklung eingebunden.

Grüne Architektur und  
Urban Gardening fördern

Zur Verbesserung des Stadtklimas treiben wir 
grüne Architektur und Urban Gardening nach 
dem Vorbild der „essbaren Stadt“ voran. Flach-
dächer und Brachflächen werden begrünt, 
Parks um Obstbäume ergänzt und mehr Flä-
chen für Gemeinschaftsgärten geschaffen. Die 
Förderprogramme GründachPLUS und 1.000 
grüne Dächer fördern wir überall dort, wo Pho-
tovoltaik technisch oder wirtschaftlich nicht 
sinnvoll einsetzbar ist.

Baumbestand ausbauen und schützen

Das BäumePlus-Gesetz werden wir konsequent 
umsetzen und weiterentwickeln. Dazu gehört 
ein Recht auf Bäume im öffentlichen Straßen-
land. Durchschnittlich alle 15 Meter soll künftig 
ein Straßenbaum stehen, wo immer dies stand-
ortgerecht möglich ist. Fehlstellen („Tree Gaps“) 
werden systematisch erfasst und geschlossen. 
Wir setzen nicht nur die Pflanzung von mindes-
tens 10.000 neuen Straßenbäumen fort, wir ga-
rantieren, dass künftig mehr Bäume gepflanzt 
als gefällt werden.

Digitale Infrastruktur für  
Baumpflege einführen

Jeder Baum erhält eine digitale Meldeadresse, 
über die Pflegebedarf, Schäden und Baumpaten-
schaften unkompliziert gemeldet werden kön-
nen. So schaffen wir Transparenz und ermögli-
chen eine moderne, datengestützte Baumpflege 
in allen Bezirken. Ergänzend soll für jedes neu-
geborene Berliner Kind ein Baum gepflanzt und 
damit ein Beitrag zu einem stärkeren Bewusst-
sein für Natur, Verantwortung und Stadtökologie 
geleistet werden.

Bäume vor Schäden schützen und 
Pflege sichern

Mutwillige Beschädigung oder Vergiftung von 
Bäumen gefährdet das Stadtklima und ver-
ursacht hohe Folgekosten. Wir werden da-
für sorgen, dass solche Taten deutlich härter 
geahndet werden. Angesichts zunehmender 
Hitzeperioden richten wir einen „Baumwas-
serdienst“ ein, der die Bezirke in die Lage ver-
setzt, Stadtbäume zuverlässig zu bewässern. 
Pumpbrunnen werden ertüchtigt, damit An-
wohner:innen beim Gießen helfen können. Das 
Pflanzen eigener Bäume und die Übernahme 
von Baumpatenschaften erleichtern wir durch 
klare Regeln, vereinfachte Verfahren und fach-
liche Unterstützung der Bezirke.

Naturräume schützen und aufwerten

Wir werden Berlins natürliche Lebensräume konse-
quent schützen. Wälder, Moore und Brachflächen 
stellen wir unter wirksamen Naturschutz und wer-
ten sie ökologisch auf. Naturschutzgebiete werden 
ausgeweitet, besser vernetzt und dauerhaft gesi-
chert, damit stabile Lebensräume und funktionie-
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rende Biotopverbünde, also zusammenhängende 
Netze aus Rückzugsräumen für Tiere und Pflanzen, 
entstehen. Parks, Gewässer und Uferbereiche wer-
den gepflegt, renaturiert und wo möglich erweitert. 
Maßnahmen wie Moor- und Gewässerrenaturie-
rung sowie Flächenentsiegelung tragen zur ökolo-
gischen Erholung bei.

Biologische Vielfalt aktiv fördern

Als artenreichste Großstadt Europas überneh-
men wir Verantwortung für die Berliner Stadtbio-
tope. Die Strategie Biologische Vielfalt werden 
wir endlich umsetzen und durch einen verbind-
lichen Zeit- und Maßnahmenplan ergänzen. Wir 
sorgen dafür, dass es in den Kiezen spürbar grü-
ner wird und entwickeln naturnahe Pflegekon-
zepte unter Beteiligung der Bürger:innen. Klein-
gärten bleiben geschützt und werden ökologisch 
bewirtschaftet, Herbizide und Pestizide kommen 
dabei nicht zum Einsatz. Damit die Bezirke diese 
Maßnahmen fachgerecht und nachhaltig umset-
zen können, erhalten sie eine bessere finanzielle 
Ausstattung.

Ökologische Mähstrategie einführen

Für Grünflächen in ganz Berlin setzen wir auf 
eine ökologische Mähstrategie, die Artenviel-
falt fördert statt sie zu verringern. Wiesen wer-
den nur einmal jährlich gemäht, um Blüh- und 
Lebensräume zu erhalten. Partielle Mähpau-
sen schaffen Rückzugs- und Überwinterungs-
räume für Insekten, blühende Pflanzen blei-
ben als Nahrungsquelle für Bestäuber stehen.

16.4 Boden
Netto-Null-Neuversiegelung als 
verbindliches Ziel durchsetzen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) verpflichtet sich einer sozi-
al-ökologischen Bodenpolitik, die den Schutz 
bestehender Bodenfunktionen in den Mittel-
punkt stellt. Boden ist eine begrenzte, nicht 
erneuerbare Ressource. Er speichert Wasser 
und Kohlenstoff, kühlt die Stadt, schützt das 
Klima und trägt zur Biodiversität bei. Neue 
Versiegelung werden wir nur zulassen, wenn 
sie nach transparenten Kriterien zwingend 
erforderlich ist und vollständig kompensiert 
wird. Nachverdichtung darf nicht zulasten von 

Grün-, Frei- und Bodenfunktionen erfolgen. Be-
stehende Naturflächen wie das Tempelhofer 
Feld stehen unter besonderem Schutz und 
dürfen nicht bebaut werden. Unser Ziel ist 
eine Netto-Null-Neuversiegelung.

Versiegelte Flächen systematisch 
zurückbauen

Wir schaffen ein landesweites Entsiegelungs-
programm, welches versiegelte Flächen sys-
tematisch reduziert, insbesondere überdi-
mensionierte Verkehrsflächen, Parkplätze, 
brachliegende Gewerbeflächen und versiegel-
te Innenhöfe. Priorisiert werden dabei beson-
ders dicht bebaute Quartiere. Entsiegelung 
wird verbindlicher Bestandteil öffentlicher 
Bau- und Sanierungsprojekte. Gleichzeitig för-
dern wir bodenschonende Bauweisen, reduzie-
ren Bodenaushub und stärken die Wiederver-
wendung von Bodenmaterialien.

Öffentlichen Boden 
gemeinwohlorientiert nutzen

Öffentlicher Boden wird dauerhaft in öffentlicher 
Hand bleiben. Seine Nutzung wird sich am Gemein-
wohl orientieren. Kleingärten, Gemeinschaftsflä-
chen und informelle Grünräume werden geschützt 
und als Bestandteil der städtischen Infrastruktur 
anerkannt. Bodennutzung wird sich nicht nach 
maximaler wirtschaftlicher Verwertung richten, 
sondern nach sozialer, ökologischer und stadtkli-
matischer Funktion.

16.5 Gewässer
Gewässer renaturieren  
und ökologisch aufwerten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird Flüsse, Kanäle, Seen und 
Grundwasser schützen und konsequent weiter-
entwickeln. Gewässer sind zentrale Bestandtei-
le der Berliner Stadtnatur und unverzichtbar für 
Klimaanpassung, Biodiversität und Lebensqua-
lität. Uferbereiche werden ökologisch aufgewer-
tet, harte Uferbefestigungen dort zurückgebaut, 
wo Renaturierung möglich ist und natürliche Ge-
wässerstrukturen wiederhergestellt. Der Schutz 
des Grundwassers vor Übernutzung und Ver-
schmutzung muss Vorrang vor kurzfristigen 
Nutzungsinteressen haben.



74WAHLPROGRAMM BERLIN 2026 
PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ  // TIERSCHUTZPARTEI

PARTEI MENSCH
UMWELT TIERSCHUTZ

Tierschutzpartei

Schwammstadt-Prinzip  
konsequent umsetzen

Wir setzen auf das Leitbild der Schwammstadt. 
Regenwasser wird nicht abgeleitet, sondern vor 
Ort gespeichert, versickert und verdunstet. So 
schaffen wir ein wirksames Mittel gegen Überflu-
tungen und Hitzeperioden. Für Neubauten und 
Sanierungen werden verbindliche Regenwasser-
konzepte gelten. Dächer, Höfe, Straßenräume 
und Grünflächen werden als Wasserspeicher ge-
nutzt. Dezentrale Regenwasserspeicherung wird 
zusätzlich gefördert.

Wasserqualität verbessern  
und öffentlichen Zugang sichern

Die Wasserqualität von Spree, Havel und den Ber-
liner Seen werden wir durch die Reduktion von 
Schadstoff- und Nährstoffeinträgen kontinuierlich 
verbessern. Uferbereiche bleiben öffentlich und frei 
von exklusiver Privatisierung. Gewässer werden als 
kostenfreie Erholungs-, Abkühlungs- und Begeg-
nungsräume für alle Berliner:innen erhalten und 
weiterentwickelt.

Folgen des Lausitzer Kohletagebaus 
bewältigen

Der Kohletagebau in der Lausitz hat jahrelang 
Grundwasser entnommen und in die Spree 
abgeleitet. Mit dem Ende des Tagebaube-
triebs droht der Spree in Hitzeperioden weni-
ger Wasser zu führen. Dies wird Folgen für die 
Trinkwassergewinnung haben, da Berlin sein 
Trinkwasser teilweise über sogenannte „Ufer-
filtration” aus der Spree gewinnt. Hinzu kom-
men hohe Sulfatbelastungen und Verocke-
rung in Berliner Gewässern, die Ökologie und 
Erholungswert beeinträchtigen. Wir werden 
dafür sorgen, dass diese Belastungen dauer-
haft abgebaut werden und Berlins Gewässer 
wieder sauberen, ökologisch stabilen Verhält-
nissen entsprechen.

Trinkwasserversorgung  
langfristig sichern

Berlin gewinnt sein Trinkwasser vollständig aus 
Grundwasser im eigenen Stadtgebiet und teils 
im Berliner Umland. Eine langfristige Trinkwas-
sersicherung ist deshalb unverzichtbar. Wir wer-
den ein kontinuierliches Monitoring des Grund-
wassers durchführen und dabei sowohl Qualität 

als auch Grundwasserstand messen. Altlasten 
und Grundwasserverunreinigungen werden 
konsequent saniert, mit besonderem Fokus auf 
Einzugsbereiche von Wasserwerken und auf 
PFAS-Belastungen, die kaum abbaubar sind und 
schwere Gesundheitsrisiken darstellen. Nach 
dem Verursacherprinzip werden wir Verantwort-
liche von Grundwasserschäden die Kosten der 
Sanierung tragen lassen.

Klärinfrastruktur modernisieren  
und Giftstoffe fernhalten

Gemeinsam mit dem Bund, Brandenburg und der 
Industrie erarbeiten wir einen Stufenplan zur Si-
cherung des Berliner Trinkwassers. Das Berliner 
Klärsystem wird auf den aktuellen Stand der Tech-
nik gebracht. Den flächendeckenden Ausbau der 
vierten Klärstufe, ein Verfahren, das Arzneimittel-
rückstände aus dem Wasser entfernt, werden wir 
konsequent vorantreiben. Den Einsatz von Ratten-
giften und anderen toxischen Chemikalien, die sich 
nicht herausfiltern lassen und so ins Trinkwasser 
gelangen können, werden wir untersagen.

16.6 Tempelhofer Feld
Tempelhofer Feld als einzigartigen  
Freiraum erhalten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) steht für den dauerhaften 
Erhalt des Tempelhofer Feldes – für die heuti-
ge Stadtgesellschaft und für künftige Genera-
tionen. Mitten in der Stadt gelegen, bietet es 
einen frei zugänglichen Raum für Begegnung, 
Bewegung und Erholung und ist damit offen 
für alle, unabhängig von sozialem Status, Ein-
kommen, Herkunft, Religion, Geschlechtsiden-
tität, sexueller Orientierung, Alter oder Behin-
derung. Gleichzeitig erfüllt das Feld wichtige 
ökologische Funktionen. Es verbessert die 
Luftqualität, wirkt als natürliche Klimaanlage 
und bietet Lebensräume für zahlreiche Tier- 
und Pflanzenarten.

Den Volksentscheid respektieren

2014 haben die Berliner:innen per Volksent-
scheid entschieden, das Tempelhofer Feld in 
seiner ursprünglichen Form zu erhalten und 
vor Bebauung zu schützen. Die aktuellen Be-
bauungspläne des Senats aus CDU und SPD 
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stellen diesen demokratisch geäußerten Wil-
len infrage. Das lehnen wir entschieden ab. 
Volksentscheide sind ein zentrales Instrument 
direkter Demokratie. Eine Abkehr von dieser 
Entscheidung darf nur durch einen erneuten 
Volksentscheid erfolgen.

Bebauung des Tempelhofer Feldes  
nicht zulassen

Berlin braucht bezahlbaren Wohnraum, doch 
eine Bebauung des Tempelhofer Feldes würde 
dieses Problem nicht lösen. Zunächst müss-
ten Straßen, Leitungen und Versorgungssyste-
me aufwändig neu geschaffen werden. Die Er-
schließungskosten wären enorm und würden 
zwangsläufig zu hohen Mieten führen. Entste-
hen würden vor allem teure Wohnungen und 
Büroflächen, die weder sozial gerecht noch 
stadtentwicklungspolitisch sinnvoll sind. Hinzu 
kommt, dass selbst wenn gebaut werden wür-
de, viele Jahre bis zur Fertigstellung vergehen 
würden. Bezahlbarer Wohnraum wird aber jetzt 
benötigt. Statt wertvolle Freiflächen zu opfern, 
setzen wir auf die soziale Absicherung beste-
henden Wohnraums, Nachverdichtung bereits 
versiegelter Flächen und die Umnutzung leer-
stehender Bürogebäude.

Randbebauung des Tempelhofer Feldes 
verhindern

Auch eine Randbebauung lehnen wir entschie-
den ab. Die offene Fläche ermöglicht eine Luftzir-
kulation, die insbesondere in heißen Sommern 
für Abkühlung sorgt. Bebauung würde diesen 
Effekt erheblich einschränken und einen zent-
ralen Beitrag des Feldes zum städtischen Hit-
zeschutz zunichte machen. Die Randbereiche 
grenzen außerdem an stark befahrene Straßen 
wie Columbiadamm, Tempelhofer Damm und 
die Stadtautobahn. Neue Wohngebiete wären 
dort dauerhaft hohen Schadstoffbelastungen 
durch Reifenabrieb und Abgasen ausgesetzt. 
Das stellt ein erhebliches Gesundheitsrisiko 
dar und widerspricht dem Anspruch an gesun-
des, zukunftsfähiges Wohnen.

Flughafengebäude 
gemeinwohlorientiert nutzen

Das historische Flughafengebäude am Tem-
pelhofer Feld bietet großes Potenzial für eine 

gemeinwohlorientierte Nutzung. Denkmal-
schutz und Zukunftsaufgaben müssen dabei 
zusammengedacht werden. Wir werden das 
Gebäude schrittweise klimaneutral umbauen 
und als Ort für kulturelle, sportliche und bil-
dungsbezogene Angebote öffnen. So schaffen 
wir einen Raum, der Austausch fördert, soziale 
Teilhabe ermöglicht und ökologische Verant-
wortung übernimmt.

16.7 Feuerwerk
Privates Silvesterfeuerwerk verbieten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird privates Feuerwerk an Sil-
vester verbieten. Die Gründe dafür sind vielfäl-
tig und betreffen Menschen, Tiere und Umwelt 
gleichermaßen. Jährlich verursacht Silves-
terfeuerwerk tausende Verletzungen, belas-
tet Krankenhäuser, Feuerwehr und Rettungs-
dienste und stellt für Menschen mit Traumata, 
Angststörungen oder neurologischen Erkran-
kungen eine erhebliche gesundheitliche Be-
lastung dar. Für sogenannte „Haustiere” und 
Wildtiere bedeutet es massiven Stress. Vie-
le Tiere fliehen panisch, werden verletzt oder 
kommen durch Verkehrsunfälle ums Leben. 
Hinzu kommen extreme Feinstaubbelastung, 
tonnenweise Plastikmüll und giftige Rück-
stände in Parks, Gewässern und Grünflächen.

Gemeinschaftliche und nachhaltige 
Alternativen fördern

An die Stelle privaten Feuerwerks treten kom-
munal organisierte Licht- oder Drohnenshows, 
kulturelle Veranstaltungen und öffentliche Be-
gegnungsräume, die den Jahreswechsel inklu-
siv und sicher gestalten. Feiern und Gemein-
schaft sind ohne Lärm, Verletzungsrisiko und 
Umweltschäden möglich. Wir werden dies für 
alle Menschen zugänglich machen.
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17. NACHHALTIGKEIT UND 
KREISLAUFWIRTSCHAFT
Die vorherrschende Wirtschaftsweise, die 
primär auf unendlichem Wachstum und li-
nearem Ressourcenverbrauch basiert, stößt 
längst an die ökologischen Belastungsgren-
zen unseres Planeten. Berlin steht vor der 
dringenden Herausforderung, Wohlstand vom 
Ressourcenverbrauch zu entkoppeln und die 
Strukturen der „Wegwerfgesellschaft“ zu über-
winden. Ein Festhalten am Status quo gefähr-
det die Lebensgrundlagen von Mensch und 
Tier gleichermaßen und erfordert daher ein so-
fortiges Umdenken.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt auf eine Wirtschaftsweise, die 
Wohlstand vom Ressourcenverbrauch entkop-
pelt. Nachhaltigkeit ist dabei keine Ergänzung zu 
anderen politischen Zielen, sondern muss bei al-
len Themen mitgedacht werden. Ziel ist es, Wirt-
schaftskreisläufe konsequent zu schließen und 
unsere Ressourcen zu schonen.

Wir verankern Kreislaufwirtschaft als verbind-
liches Kriterium in öffentlichen Ausschreibun-
gen und fördern zirkuläres Bauen. In jedem 
Kiez schaffen wir eine Reparatur- und Tausch-
infrastruktur. Nachhaltigen Konsum fördern 
wir durch Bildungsprogramme, standardisierte 
Mehrwegbehälter und eine Verpackungssteuer 
auf Einwegverpackungen. Berlin gestalten wir 
durch entsprechende Infrastruktur und Reini-
gung sauber und ahnden illegale Müllentsor-
gung konsequent.

17.1 Nachhaltigkeit
Nachhaltigen Konsum im Alltag 
verankern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird durch gezielte Landesförderung 
eine Kultur des bewussten Konsums und einen 
achtsamen Umgang mit natürlichen Ressourcen 
stärken. Unverpackt-Läden, Foodsharing-Initia-
tiven und Lebensmittelrettungsprojekte werden 
durch Landesprogramme unterstützt. Mit Handel 
und Gastronomie werden wir kooperieren, um Le-
bensmittelverschwendung systematisch zu re-

duzieren. Laufende Kommunikationskampagnen 
sollen Berliner:innen für Reparaturen, Ressourcen-
schonung und bewussten Konsum sensibilisieren.

Nachhaltigkeit als Bildungsziel 
etablieren

Das Bildungskonzept „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“ werden wir in den Lehrplan aller 
Berliner Schulen, Kitas und Hochschulen integ-
rieren. Nachhaltigkeitskompetenz ist keine Er-
gänzung, sondern ein grundlegendes Bildungs-
ziel für kommende Generationen.

Berliner Nachhaltigkeitsziele  
messen und steuern

Mit einem jährlichen Nachhaltigkeitsbericht 
für Berlin werden wir Kennzahlen zu Abfall, Res-
sourcen, Energie und sozialer Gerechtigkeit 
transparent ausweisen. Einzelne Indikatoren der 
UN-Nachhaltigkeitsziele, darunter Mietpreise, Al-
tersarmut, Schulabbrecherquote und Naherho-
lungsflächen, haben sich in Berlin verschlech-
tert. Die konsequente Förderung dieser Ziele 
werden wir sicherstellen.

Werbung im öffentlichen Raum an 
Nachhaltigkeitskriterien knüpfen

Werbung im öffentlichen Raum werden wir nur 
dann zulassen, wenn das beworbene Produkt 
oder der beworbene Service dem Erreichen der 
globalen Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Na-
tionen dient.

17.2 Kreislaufwirtschaft
Zirkuläre Beschaffung der  
öffentlichen Hand stärken

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird Zirkularität als verbindliches 
Kriterium in öffentliche Ausschreibungen integ-
rieren. Bei Bau und Beschaffung werden wiederver-
wendbare Materialien und Recyclingprodukte zur 
Pflicht. Damit geht die öffentliche Hand voran.

Zirkuläres Bauen fördern

Wir verankern in Berlin den Grundsatz: Weniger 
Abriss, mehr Instandhaltung. Dort, wo ein Abriss 
alternativlos ist, werden wir Urban Mining, also 
die Rückgewinnung von Baustoffen aus Abriss-
objekten, fördern. Flächenrecycling hat Vorrang 
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vor Neuversiegelung. Landeseigene Bauprojekte 
werden wir zur Nutzung wiederverwendbarer und 
recycelter Materialien verpflichten. Landeseigene 
Baugesellschaften führen in allen Bezirken Pilot-
projekte im zirkulären Bauen durch.

ReparaturBONUS Berlin ausbauen

Den ReparaturBONUS Berlin, ein Förderpro-
gramm, das die Reparatur von defekten Elekt-
ro- und Elektronikgeräten finanziell unterstützt, 
werden wir fortführen und die bereitgestellten 
Mittel so ausstatten, dass Anträge das gesamte 
Jahr über gestellt werden können. Dass die Mit-
tel im Jahr 2025 bereits im Juni erschöpft waren, 
zeigt den hohen Bedarf – dem werden wir gerecht.

Reparatur- und Tauschinfrastruktur 
flächendeckend aufbauen

Mit uns bekommt Berlin stadtweite Netze aus 
Reparaturzentren, Tauschläden und Gebraucht-
warenhäusern sowie in jedem Kiez ein vom Land 
finanziertes Reparatur- und Tausch-Café, in dem 
Berliner:innen kostenlos Hilfe beim Reparieren 
von Gegenständen erhalten und Werkstätten 
zum Selbermachen nutzen können. In jedem Be-
zirk werden außerdem Reuse-Hubs entstehen, 
also Orte, an denen gebrauchte Materialien oder 
Produkte gesammelt, gelagert, aufbereitet und 
wieder in den Nutzungskreislauf gebracht wer-
den, statt sie zu entsorgen.

Kreislaufwirtschaft durch Innovation 
stärken

Innovationszentren wie den Urban-Mining-Hub 
werden wir finanziell fördern und Start-ups im 
Bereich Kreislaufwirtschaft und Materialfor-
schung unterstützen, insbesondere in Koopera-
tion mit Berliner Universitäten und Technologie-
parks wie in Adlershof.

17.3 Müllvermeidung und 
Stadtsauberkeit
Infrastruktur für Sauberkeit ausbauen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die öffentliche Infrastruktur für 
Sauberkeit deutlich verbessern und Berliner:innen 
durch Aufklärungskampagnen zur Müllvermei-
dung sensibilisieren. Mehr und größere Mülleimer 
kommen an Hotspots, in Parks und auf stark fre-

quentierten Wegen zum Einsatz. Klar gekenn-
zeichnete Trennbehälter nach dem Vorbild anderer 
europäischer Städte ermöglichen konsequente 
Mülltrennung im öffentlichen Raum und in öffent-
lichen Gebäuden. Flächendeckende Hundekotbeu-
telspender an öffentlichen Stellen ergänzen das 
Angebot. Zigarettenbehälter sollen spielerische 
Elemente erhalten, um zu einer ordnungsgemäßen 
Entsorgung zu motivieren.

Sauberkeit durch Reinigung sichern

Stark verschmutzte Kieze und Grünanlagen wer-
den mit uns häufiger gereinigt. Reinigungsaktio-
nen an Land und auf dem Wasser werden wir för-
dern. Bürger:innen, die sich wiederholt beteiligen, 
werden mit der Ehrenamtskarte Berlin-Branden-
burg oder einem Monatsticket für kulturelle An-
gebote belohnt. Städtische Wohnungsgesell-
schaften werden wir verpflichten, Räume für 
Kreislaufwirtschaft (Reparatur- und Upcycling-
Werkstätten, Wiederverwendungszentren, Ge-
brauchtwarenhöfe, Recycling-Hubs, Flächen für 
Sharing-Angebote) bereitzustellen, um getrenn-
te Abfallsammlung zu verbessern. Außerdem er-
höhen wir die finanzielle Unterstützung der Be-
zirke im Aktionsprogramm „Saubere Stadt“.

Recycling ausbauen und  
Abfallentsorgung verbessern

Recyclingkapazitäten werden wir ausbauen und 
stoffliche Wiederverwertung konsequent gegen-
über Verbrennung bevorzugen. Dezentrale Sam-
melstellen für Sperrmüll und Sonderabfälle so-
wie eine flächendeckende Durchführung der 
BSR-Kieztage werden die Erreichbarkeit für alle 
Berliner:innen verbessern. Die BSR-Kieztage sol-
len mindestens zweimal monatlich pro Bezirk 
und ohne aufwendige Einbindung der Bezirksver-
waltungen stattfinden. Illegale Müllentsorgung 
und mutwilliges Verschmutzen öffentlicher Flä-
chen werden wir konsequenter kontrollieren und 
ahnden. Wir werden zudem gezielt Innovationen 
in der Abfallwirtschaft und neue Recyclingver-
fahren fördern.

Mehrweg stärken und  
Einwegverpackungen reduzieren

Wir führen eine Verpackungssteuer auf Ein-
wegverpackungen ein und fördern Pfandsys-
teme sowie standardisierte Mehrwegbehälter, 
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damit Mehrweg für Verbraucher:innen einfach 
und komfortabel wird. Unverpackte und verpa-
ckungsarme Produkte werden wir gezielt fördern. 
Bei öffentlichen Veranstaltungen wird ein Verbot 
von Einwegplastik und To-Go-Verpackungen gel-
ten. Städte wie Freiburg, Tübingen und Konstanz 
zeigen, dass eine Verpackungssteuer Mehrweg 
schnell zur neuen Normalität macht. Diesen Weg 
gehen wir für Berlin konsequent weiter.

17.4 Industrielle Transformation
Industrie durch direkte  
Elektrifizierung dekarbonisieren

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die Berliner Industrie dabei un-
terstützen, alle Prozesse, bei denen dies technisch 
möglich und wirtschaftlich sinnvoll ist, direkt zu 
elektrifizieren. Elektrische Technologien, Prozess-
wärmepumpen, Elektrokessel und materialeffizi-
ente Produktionsverfahren haben dabei Vorrang. 
Grüner Wasserstoff wird aufgrund seiner geringen 
Verfügbarkeit, hohen Kosten und ineffizienten Her-
stellung ausschließlich dort eingesetzt, wo Elekt-
rifizierung physikalisch an Grenzen stößt, etwa in 
einzelnen Hochtemperaturprozessen oder chemi-
schen Grundstoffpfaden. Er ist keine allgemeine 
Dekarbonisierungslösung für die Industrie, son-
dern eine gezielte Ergänzung für Branchen ohne 
elektrische Alternative.



„�Wildtiere sind Teil der Stadt. Ob Tauben, 
Füchse, Hasen oder Waschbären - sie sind 
genauso Berliner wie du und ich. Sie zu 
verdrängen oder gar zu töten sind keine 
Optionen. Deswegen werde ich mich für 
ein sicheres und friedliches Zusammen-
leben von Mensch und Tier einsetzen.“ 

Mersija Böhnig, Listenplatz 3
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18. ARTENSCHUTZ

Berlin ist Heimat für eine bemerkenswerte Vielfalt 
an Tier- und Pflanzenarten und zugleich ein Ort, an 
dem diese Vielfalt bedroht ist. Lebensraumverlust 
durch Bebauung, Klimawandel sowie der Rückgang 
von Insektenpopulationen gefährden heimische 
Arten. Gleichzeitig werden nicht-heimische Tier-
arten wie Waschbären, Ratten oder Stadttauben 
pauschal als Schädlinge behandelt und verdrängt 
oder getötet, obwohl viele von ihnen ökologische 
Funktionen erfüllen und ihr Vorkommen oft auf 
menschliche Einflüsse zurückzuführen ist.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) versteht Artenschutz als gesamt-
städtische Aufgabe. Intakte Ökosysteme sind 
kein Selbstzweck: Wo Insekten fehlen, fehlen Be-
stäuber und Nahrung für Vögel, wo Lebensräume 
zerschnitten werden, können sich Populationen 
nicht erholen. Wir sehen in der städtischen Bio-
diversität eine Grundlage für lebenswerte Kieze 
und ein funktionierendes Naturgleichgewicht.

Wir werden ein umfassendes Artenschutzpro-
gramm umsetzen, das heimische Arten aktiv 
schützt, sichere Nist- und Lebensräume schafft, 
Biotopverbünde aufbaut und Insekten durch 
pestizidfreie Grünflächen und insektenfreundli-
che Beleuchtung fördert. Im Umgang mit nicht-
heimischen Arten werden wir konsequent auf 
nicht-tödliche Methoden setzen und Konflikte 
durch Prävention, Aufklärung und angepasste 
Stadtplanung lösen.

18.1 Bedrohte Arten
Umfassendes Artenschutzprogramm 
auflegen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird ein umfassendes Artenschutz-
programm einführen, das den Schutz und die 
Förderung der Biodiversität in Berlin ins Zentrum 
stellt. Viele heimische Tier- und Pflanzenarten sind 
gefährdet. Lebensraumverlust durch Bebauung 
und Sanierungen sowie der Klimawandel bedro-

hen unter anderem Haussperling, Mauersegler, 
Blaumeise und Lerche. Fast alle heimischen Am-
phibien- und Reptilienarten gelten als vom Aus-
sterben bedroht, steigende Temperaturen lassen 
Teiche austrocknen und entziehen ihnen ihren Le-
bensraum. Wir werden Wildtierauffangstationen 
stärken und finanziell absichern sowie jährliche 
Erhebungen der Wildtierbestände einführen, um 
gezielte Schutzmaßnahmen ableiten zu können. 
Dem Berliner Tierschutzverein werden wir finan-
zielle Mittel bereitstellen, die sowohl die Rettung 
und Behandlung verletzter Wildtiere als auch die 
Öffentlichkeitsarbeit abdecken.

Sichere Nist- und Lebensräume 
schaffen

Auf allen öffentlichen Grünflächen sowie den 
Flächen städtischer Wohnungsbaugesellschaf-
ten werden wir sichere Nist- und Lebensräume 
einrichten. Dazu gehören geeignete Vogel- und 
Fledermaushäuser, das Anlegen von Hecken und 
Biotopen sowie Überwinterungsmöglichkeiten 
wie Laubhaufen und Totholz.

Grüne Kieze und Naturräume 
entwickeln

Wir werden naturbelassene Blühwiesen, Streu-
obstwiesen und vielfältige Biotope in Berliner 
Kiezen fördern und zusätzliche Naturschutzge-
biete ausweisen. Berliner:innen werden wir durch 
Aufklärungsangebote informieren, wie sie ihre 
Gärten und Höfe tierfreundlich gestalten können, 
etwa durch das Anlegen von Hecken, Sträuchern, 
hohen Wiesen oder Wasserbiotopen.

Insektenfreundliche Flächen  
und Beleuchtung einführen

Auf geeigneten öffentlichen Grünstreifen, Ver-
kehrsinseln und Randflächen werden wir re-
gionale und standortgerechte Wildblumenmi-
schungen anpflanzen. Sie bieten Nektar und 
Pollen über eine möglichst lange Vegetations-
periode und schaffen damit eine wichtige Nah-
rungsgrundlage für heimische Insektenpopu-
lationen, die als unverzichtbare Bestäuber 
und Nahrungsquelle für Vögel das Fundament 

 TIERE 
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stabiler Ökosysteme bilden. Eine pestizidfreie, 
insektenfreundliche Bewirtschaftung dieser 
Flächen sowie eine angepasste Mähstrategie 
werden wir verbindlich einführen. Eine insek-
tenfreundliche Beleuchtung wird zusätzlich 
nachtaktive Arten schützen.

Lebensräume für Wildbienen, Hummeln  
und Solitärbienen ausbauen

Wildbienen, Solitärbienen und Hummeln brauchen 
mehr Raum und bessere Bedingungen in der Stadt. 
Wildblumenwiesen, naturbelassene Flächen und 
störungsarme Rückzugsräume werden wir gezielt 
ausbauen, um den Verlust von Insektenarten und 
ihren Lebensräumen zu stoppen. Mindestens 25 
Prozent aller öffentlichen Grünflächen werden in-
sektenfreundlich bepflanzt.

Biotopverbundsysteme schaffen  
und stärken

Wir werden Trittsteinbiotope, Grünbrücken 
über Verkehrswege sowie Landschaftselemen-
te wie Hecken, Feldraine und Gewässerrand-
streifen anlegen. Diese Verbindungsstrukturen 
ermöglichen Austausch und Wanderbewegun-
gen zwischen isolierten Populationen und 
wirken der zunehmenden Zerschneidung von 
Lebensräumen durch Infrastruktur und Sied-
lungsentwicklung entgegen.

18.2 Nicht-heimische Arten
Tierfreundliche Lösungen statt  
Verdrängung durchsetzen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird den Umgang mit nicht-hei-
mischen und stigmatisierten Tierarten grund-
legend neu ausrichten. Tiere wie Waschbären, 

Ratten oder Stadttauben werden häufig pau-
schal als „Schädlinge“ bezeichnet. Diese Zu-
schreibung ist wissenschaftlich kaum haltbar. 
Ratten etwa tragen zur Reinigung von Abwas-
sersystemen bei. Dass ihre Populationen in 
Städten zu groß werden, ist in der Regel Folge 
unzureichender Müllentsorgung und fehlender 
Prävention. Anstatt Tiere zu töten, zu vergiften 
oder zu verdrängen, werden wir tierfreundliche, 
nachhaltige und wissenschaftlich fundierte Lö-
sungen entwickeln und umsetzen.

Nicht-tödliche Methoden zur 
Populationsregulierung einsetzen

Bei der Regulierung von Tierpopulationen setzen 
wir konsequent auf nicht-tödliche Methoden. Dazu 
gehören der Einsatz von Unfruchtbarkeitsködern, 
die gezielte Veränderung von Lebensräumen im 
Stadtraum sowie bauliche Maßnahmen, die ein 
konfliktfreies Zusammenleben ermöglichen. Diese 
Ansätze sind nicht nur tierschutzgerecht, sondern 
langfristig wirksamer als kurzfristige Bekämp-
fungsmaßnahmen.

Aufklärung über nicht-heimische Arten 
fördern

Um Vorurteile gegenüber sogenannten „invasiven” 
oder „unerwünschten” Arten abzubauen und über 
ihr Verhalten, ihre ökologische Rolle und ihre tat-
sächlichen Auswirkungen zu informieren, werden 
wir Informations- und Bildungskampagnen ein-
führen. Auch Waschbären, die sich längst als Kul-
turfolger etabliert haben, werden wir nicht länger 
als Problem behandeln, sondern Konflikte durch 
Prävention, Beratung und angepasste Stadtpla-
nung vermeiden.

19. WILDTIERE

Wildtiere sind fester Bestandteil des Berliner Stadt-
lebens. Sie leben in unseren Wäldern und Parks, 
Gewässern oder auf der Straße. Doch menschliche 
Eingriffe, Lebensraumverlust, unachtsame Stadt-
planung und Freizeitnutzung gefährden viele Arten. 

Vögel kollidieren mit Glasfassaden, Fische leiden 
unter Hobbyfischerei, Wildtiere verlieren durch 
Jagd ihr natürliches Sozialverhalten und werden 
getötet. Gleichzeitig finden verletzte Tiere oft kei-
ne geeignete Versorgung. Es fehlt an koordinierten 
Strukturen, um Mensch-Tier-Konflikte wirkungs-
voll zu vermeiden.
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Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) sieht im Schutz städtischer Wildtie-
re eine politische Verantwortung. Tiere dürfen nicht 
für Freizeitinteressen getötet oder durch ungeeig-
nete Infrastruktur gefährdet werden. Wo natürliche 
Lebensräume intakt sind und ökologische Gleich-
gewichte wirken können, braucht es nicht mehr, 
sondern weniger menschliche Eingriffe.

Wir werden ein Wildtierkompetenzzentrum errich-
ten, das Forschung, Beratung und Koordination 
bündelt, und spezialisierte Organisationen sowie 
Wildtierauffangstationen ausreichend finanzie-
ren. Jährliche Bestandserhebungen und wildtier-
sichere Infrastruktur im gesamten Stadtgebiet 
werden wir verbindlich verankern. Hobbyfischerei, 
Angelwettbewerbe und Hobbyjagd verbieten wir, 
führen jagdfreie Modellregionen ein und machen 
vogelfreundliche Baustandards bei Neubauten und 
Sanierungen zur Pflicht. Ergänzend sensibilisieren 
wir Bürger:innen durch gezielte Aufklärung für ei-
nen verantwortungsvollen Umgang mit Wildtieren.

19.1 Wildtiermanagement  
und Versorgung
Wildtierkompetenzzentrum errichten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die Errichtung eines Wildtier-
kompetenzzentrums vorantreiben, das als zentrale 
Anlaufstelle für Forschung, Ausbildung und Koordi-
nation aller Fragen rund um das Wildtiermanage-
ment in Berlin dienen soll. Es wird wissenschaft-
liche Expertise bündeln, Bürger:innenberatung 
anbieten und als Schnittstelle zwischen Verwal-
tung, Wissenschaft und praktischem Tierschutz 
fungieren. Zur Aufgabe des Zentrums gehören au-
ßerdem Aufklärungsarbeit über den richtigen Um-
gang mit Wildtieren, die Prävention von Mensch-
Tier-Konflikten sowie die Sensibilisierung für die 
Schutzbedürftigkeit städtischer Wildtiere.

Wildtierversorgung ausreichend 
finanzieren

Dem Berliner Tierschutzverein und vergleichba-
ren, auf Wildtiere spezialisierten Organisationen 
werden wir ausreichende finanzielle Mittel bereit-
stellen. Diese Mittel decken die direkte Rettung und 
medizinische Behandlung verletzter Tiere sowie 
ihre pflegerische Betreuung und Auswilderung ab.

Wildtiersicheres Stadtmanagement 
einführen

Wir werden wildtiersichere Müllbehälter im gesam-
ten Stadtgebiet einführen, damit Wildtiere dort 
keine Nahrung suchen und Konflikte zwischen 
Menschen und Tieren reduziert werden. Unerlaubte 
Fütterungen von Wildtieren sowie die Vermüllung 
öffentlicher Flächen werden wir aufgrund der Ge-
fahren für Tiere konsequenter ahnden.

Nachtfahrverbot für  
Mähroboter einführen

Wir führen ein landesweites Verbot des Einsatzes 
von Mährobotern in Dämmerungs- und Nacht-
stunden ein, um Igel und andere nachtaktive 
Kleintiere wirksam vor schweren und tödlichen 
Verletzungen zu schützen.

Wildtierbestand erfassen und 
Überwinterungsquartiere sichern

Eine jährliche, wissenschaftlich fundierte Erhe-
bung des Wildtierbestands in Berlin soll Popula-
tionsdaten und Gesundheitsstatus erfassen und 
als Grundlage für gezielte Schutzmaßnahmen 
dienen. Städtische Wohnungsbaugesellschaften 
werden wir anweisen, in ihren größeren Grünan-
lagen von Spätherbst bis Frühling Laubhaufen 
vorzuhalten, die als Überwinterungsquartiere für 
Igel, Amphibien und Insekten unverzichtbar sind.

19.2 Angeln und Fischzucht
Hobbyfischerei und Angelwettbewerbe 
verbieten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die Hobbyfischerei sowie An-
gelwettkämpfe verbieten. Fische sind fühlende 
Lebewesen, daher dürfen sie nicht für bloße Unter-
haltung missbraucht werden. Hakenverletzungen, 
Fang, Transport und ein oft langsamer Erstickungs-
tod verursachen erhebliches Leiden. Das Aussetzen 
oder gezielte Fördern bestimmter Fischarten stört 
außerdem nachhaltig das natürliche Gleichge-
wicht in Seen, Flüssen und Bächen.

Angelverbote durchsetzen und ahnden

Verstöße gegen das Angelverbot, darunter Angeln 
in Schonzeiten, Angeln ohne gültige Fischerei-
scheine sowie die Durchführung von Angelwett-
kämpfen, werden wir konsequent nach § 17 Tier-
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schutzgesetz ahnden. Wir werden regelmäßige 
Kontrollen einführen und bei Verstößen emp-
findliche Geldstrafen verhängen.

Tierhaltung im Urban Farming 
ausschließen

Die Haltung von Fischen oder anderen Wassertie-
ren in Kreislaufsystemen des Urban Farming leh-
nen wir ab. Die beengten Haltungsbedingungen, 
wie sie in städtischen Umgebungen aus Platzgrün-
den oft entstehen, sind mit den Grundsätzen des 
Tierschutzes nicht vereinbar. Unser Fokus im Urban 
Farming liegt auf dem Anbau von Pflanzen und der 
Förderung urbaner Biodiversität.

19.3 Jagd
Hobbyjagd und Jagdtourismus 
verbieten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) wird die Hobbyjagd und den 
Jagdtourismus verbieten. Tiere dürfen nicht 
für Freizeit, Prestige oder wirtschaftliche Inter-
essen getötet werden. Wildtiere, die dauerhaft 
unter Jagddruck stehen, entwickeln artfrem-
des Verhalten, verlieren ihr natürliches Sozial-
gefüge und leben in permanentem Stress. Hin-
zu kommt, dass jährlich Hunde und Katzen 
von Jäger:innen getötet werden, weil sie sich 
zu weit von ihrem Wohnort entfernt haben. 
Die Jagd ist kein notwendiges Mittel zur Be-
standsregulierung. Wirksamer und tierschutz-
gerechter sind die Wiederherstellung intakter 
Lebensräume und das Greifen natürlicher Re-
gulationsmechanismen.

Naturnahe Lebensräume fördern

Konzepte, die auf den Schutz und die Wieder-
herstellung naturnaher Lebensräume setzen, 
werden wir gezielt fördern. Nur dort, wo Le-
bensräume intakt sind, können ökologische 
Gleichgewichte ohne menschliches Eingreifen 
funktionieren.

Jagdfreie Modellregionen einführen

Wir werden in und um Berlin jagdfreie Modell-
regionen einführen, um alternative Formen 
des Wildtiermanagements zu erproben. Wis-
senschaftliche Beobachtungen aus langfristig 
jagdfreien Gebieten belegen, dass der Verzicht 

auf Jagd zu größerer Artenvielfalt, stabileren 
Ökosystemen und gesünderen Tierpopulatio-
nen führen kann. Langfristig streben wir eine 
ganzjährige Schonzeit für alle Tierarten im ge-
samten Stadtgebiet an.

19.4 Vögel
Vogelfreundliche Stadtplanung 
etablieren

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) wird verpflichtende Vogel-
schutzmaßnahmen bei Neubauten und Sanie-
rungen als Standard einführen. Dazu gehören 
die Anbringung von Nistkästen, der Erhalt be-
stehender Brutstätten und der Einsatz vogel-
schutzkonformer Glasmarkierungen, um töd-
liche Kollisionen zu verhindern. Öffentliche 
Gebäude und Grünflächen werden wir durch 
strukturreiche Hecken, heimische Bepflan-
zung, Kletterpflanzen, Blühwiesen und Was-
serstellen aktiv als Lebensraum für Vögel ge-
stalten.

Vogelauffangstationen aufbauen  
und finanzieren

Wir werden in Berlin staatlich finanzierte Vogel-
auffangstationen aufbauen, welche in Koope-
ration mit Tierärzt:innen und Tierschutzorga-
nisationen arbeiten. Sie sollen verletzte oder 
geschwächte Wildvögel fachgerecht behandeln. 
Eine stabile Infrastruktur solcher Stationen ist 
notwendig, um Tiere im Notfall professionell und 
tierschutzgerecht zu versorgen.

Bürger:innen zu vogelfreundlichem 
Verhalten informieren

Um Bürger:innen zu vogelfreundlichem Ver-
halten im Alltag zu informieren, werden wir 
Aufklärungskampagnen einführen. Dazu ge-
hören Hinweise zur artgerechten Fütterung, 
zur Bereitstellung von Wasserstellen im Som-
mer, zur Sicherung von Fenstern und Glasflä-
chen sowie zur Sensibilisierung für Gefahren 
durch Hauskatzen.
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20. TAUBENMANAGEMENT 

Stadttauben sind keine Wildvögel, sondern 
Nachkommen domestizierter Haus- und Brief-
tauben. Es sind Tiere, die der Mensch über 
Jahrhunderte gezüchtet hat und für die er des-
halb eine besondere Verantwortung trägt. Im 
Berliner Alltag spiegelt sich diese Verantwor-
tung kaum wider. Tauben finden nur wenige 
geeignete Unterschlüpfe, sind auf menschli-
che Nahrungsquellen angewiesen und werden 
gleichzeitig mit Spikes, Klebepasten oder Gift-
ködern vertrieben und getötet.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) steht für einen Umgang mit 
Stadttauben, der ihrer besonderen Stellung 
als vom Menschen abhängige Tiere gerecht 
wird. Tierschutzwidrige Abwehrmethoden lö-
sen keine Probleme, sondern verlagern sie 
bestenfalls. Wirksames Taubenmanagement 
setzt dagegen auf Prävention, tierschutzkon-
forme Maßnahmen und Aufklärung.

Taubenfeindliche Abwehrsysteme werden wir 
in allen Bezirken durch betreute Taubenhäuser 
ersetzen. Durch den regelmäßigen Austausch 
von Eiern gegen Attrappen lassen sich Bestän-
de dauerhaft und tierleidfrei regulieren. Ergän-
zend sensibilisieren wir Bürger:innen für den 
artgerechten Umgang mit Stadttauben und 
die Ablehnung tierschutzwidriger Methoden.

Taubenmanagement tierschutzgerecht 
gestalten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird taubenfeindliche Abwehr-
systeme wie Spikes, Klebepasten oder Giftköder 
konsequent verbieten, da sie erhebliches Leid 
verursachen. Stattdessen setzen wir auf betreu-

te Taubenschläge und Aufklärung, um Populatio-
nen dauerhaft und tierschonend zu regulieren.

Taubenhäuser in allen  
Berliner Bezirken errichten

Wir werden Taubenhäuser in allen Berliner Bezirken 
nach dem Vorbild des Augsburger Stadttauben-
konzepts errichten. Das Konzept der Landestier-
schutzbeauftragten für das Taubenmanagement 
wird beibehalten. In Taubenhäusern finden die Tiere 
Unterschlupf und werden artgerecht gefüttert. Ihre 
Eier werden regelmäßig gegen Attrappen ausge-
tauscht, sodass die Bestände tierleidfrei reduziert 
werden. Eine regelmäßige Reinigung der Tauben-
schläge gehört ebenso zum Konzept. Da sich die 
Tiere überwiegend in den Taubenhäusern aufhal-
ten, verteilen sie sich nicht mehr unkontrolliert 
über das Stadtgebiet, wodurch Verschmutzungen 
durch Kot abnehmen, Reinigungskosten sinken 
und Beschwerden durch Bürger:innen langfristig 
deutlich zurückgehen. In einigen Stadtteilen, dar-
unter Spandau, Schöneberg und Hellersdorf, gibt es 
bereits Taubenschläge, die den Bestand auf scho-
nende Weise regulieren. Wir werden außerdem si-
cherstellen, dass verletzte oder kranke Tauben tier-
ärztlich behandelt werden.

Bürger:innen über den Umgang mit  
Stadttauben informieren

Wir werden Informationsangebote für Berliner 
Bürger:innen einführen, die über den artgerechten 
Umgang mit Stadttauben aufklären. Dazu gehören 
Hinweise zur richtigen Fütterung, zur Verhinde-
rung wilder Brutplätze sowie zur Ablehnung tier-
schutzwidriger Abwehrmaßnahmen wie Spikes, 
Klebepasten oder Giftköder. Gleichzeitig werden 
wir vermitteln, wie Menschen den Vögeln geeignete 
Rückzugsräume bieten können.

21. TIERVERSUCHE

Jährlich werden in deutschen Laboren Millio-
nen Tiere für Versuche eingesetzt, gequält und 
getötet, obwohl viele Tierversuche weder auf 

den Menschen übertragbar, noch notwendig 
sind, um medizinische oder wissenschaftliche 
Erkenntnisse zu gewinnen. Tierfreie Testver-
fahren liefern in vielen Bereichen günstigere, 
verlässlichere, ethisch vertretbare und repro-
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duzierbare Ergebnisse. Dennoch fließt nur ein 
kleiner Teil der Forschungsgelder in diese Me-
thoden. Das Festhalten an Tierversuchen ist in 
vielen Fällen keine wissenschaftliche Notwen-
digkeit, sondern Folge fehlender Förderstruk-
turen und mangelnder politischer Priorität.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) sieht im Ausstieg aus Tier-
versuchen eine ethische und wissenschafts-
politische Aufgabe. Kein Lebewesen darf für 
Forschungszwecke leiden, wenn gleichwerti-
ge oder überlegene Methoden verfügbar sind. 
Berlin kann hier durch gezielte Förderung, kla-
re Genehmigungspolitik und eine reformierte 
Ausbildung eine aktive Rolle übernehmen.

Wir werden einen Plan zum Ausstieg aus Tier-
versuchen entwickeln, keine neuen Tierver-
suchslabore genehmigen und uns gezielt für 
die Entwicklung und Anwendung tierversuchs-
freier Methoden einsetzen. Pflichtversuche an 
Tieren in Ausbildung und Lehre schaffen wir 
ab. An ihre Stelle treten digitale Simulationen 
und virtuelle Lernsysteme. Einen Lehrstuhl für 
tierversuchsfreie Forschungsmethoden wer-
den wir an Berliner Hochschulen einrichten, 
um Wissenschaft und Lehre dauerhaft auf 
ethisch verantwortbare Grundlagen zu stellen.

Plan zum Ausstieg aus  
Tierversuchen entwickeln

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich für ein Ende von Tierversu-
chen ein. Auch Berlin soll zu einem tierversuchsfrei-
en Forschungsstandort werden. Ein verbindlicher 
Ausstiegsplan soll Tierversuche schrittweise ab-
schaffen und den Einsatz moderner, tierversuchs-
freier Methoden sicherstellen. Dabei können er-
folgreiche internationale Modelle, etwa aus den 
Niederlanden, als Orientierung dienen. Ziel ist eine 
Forschung, die innovativ, zuverlässig und vollstän-
dig tierversuchsfrei arbeitet.

Keine neuen Tierversuchslabore 
genehmigen

Genehmigungen für neue Tierversuchslabore wer-
den wir nicht erteilen. Bestehende Einrichtungen 
werden wir überprüfen und die Anwendung tier-
freier Forschungsmethoden etablieren.

Tierversuchsfreie Forschungsmethoden  
gezielt fördern

Wir werden die Entwicklung und Anwendung 
tierversuchsfreier Forschungsmethoden ge-
zielt fördern. Methoden wie Organchips, 3D-
Zellkulturen, Mikrofluidik-Systeme, also Ver-
fahren, bei denen biologische Prozesse auf 
miniaturisierten Chips oder in Zellstrukturen 
simuliert werden, sowie KI-gestützte Testver-
fahren liefern häufig schnellere und zuverläs-
sigere Ergebnisse als Tierversuche und sind 
auf Dauer kostengünstiger und leichter repro-
duzierbar. Aktuell fließt jedoch nur ein sehr 
kleiner Teil der Forschungsgelder in diese Me-
thoden. Das werden wir ändern.

Tierversuche in Ausbildung  
und Studium abschaffen

Pflichtversuche an Tieren in Ausbildung und 
Lehre, etwa in der Biolaborant:innen-Ausbil-
dung oder im Biologiestudium, werden wir in 
Berlin abschaffen. Bis ein bundesweites Ver-
bot umgesetzt wird, werden wir sicherstellen, 
dass Studierende und Auszubildende Zugang 
zu digitalen Simulationen, 3D-Modellen und 
virtuellen Versuchssystemen erhalten.

Lehrstuhl für tierversuchsfreie  
Forschung einrichten

Wir werden einen Lehrstuhl für tierversuchs-
freie Forschungsmethoden an Berliner Hoch-
schulen einrichten. Ziel ist es, Forschung und 
Lehre dauerhaft auf ethisch verantwortbare 
Methoden umzustellen und Studierende für 
eine Wissenschaft auszubilden, die ohne Tier-
leid auskommt.
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22. TIERMEDIZIN

Eine gute tierärztliche Versorgung ist die 
Grundlage für das Wohlbefinden von Tieren in 
menschlicher Obhut. In Berlin fehlt es jedoch 
an ausreichenden Kapazitäten im tierärztlichen 
Notfalldienst und in der flächendeckenden Ver-
sorgung. Gleichzeitig ist der Zugang zu tierärzt-
licher Versorgung für Menschen mit geringem 
Einkommen, ältere Menschen oder wohnungs-
lose Tierhalter:innen oft kaum möglich. Darüber 
hinaus hält die veterinärmedizinische Ausbil-
dung in Teilen an Praktiken fest, die mit Tier-
schutzgrundsätzen nicht vereinbar sind.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, dass jede:r Tier-
halter:in im Notfall unabhängig von Einkommen 
oder Wohnort auf tiermedizinische Versorgung 
zählen kann. Gleichzeitig müssen Ausbildung und 
Studium im Veterinärbereich hohe ethische und 
fachliche Standards vermitteln, damit Tiermedi-
zin stets kompetent, verantwortungsvoll und tier-
schutzkonform praktiziert wird.

Wir werden Tiernotdienste und mobile Versor-
gungsangebote gezielt stärken und Initiativen 
fördern, die Tiere wohnungsloser Menschen 
kostenlos medizinisch versorgen. Außerdem 
werden wir das verpflichtende Schlachthof-
Praktikum für Studierende der Veterinärmedi-
zin abschaffen und die Zahl der Studienplätze 
deutlich erhöhen, um dem bestehenden Ver-
sorgungsmangel entgegenzuwirken.

22.1 Tierarztpraxen
Tiermedizinische Notfallversorgung 
stärken

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die Ausstattung und För-
derung von Tiernotdiensten und Tierkliniken 
in Berlin verbessern, damit im akuten Krank-
heits- oder Verletzungsfall schnelle Hilfe ver-
fügbar ist. Mobile tierärztliche Notfalldienste 
werden wir gezielt unterstützen und sicher-
stellen, dass sie im gesamten Stadtgebiet ver-
lässlich erreichbar sind – auch nachts und an 
Wochenenden.

Tierärztliche Versorgung  
sozial gerecht gestalten

Alle Tierhalter:innen in Berlin sollen, unabhängig 
von Einkommen oder Lebenssituation, Zugang zu 
notwendiger tiermedizinischer Betreuung haben. 
Für Menschen mit geringem Einkommen, ältere 
Menschen oder wohnungslose Tierhalter:innen 
ist dieser Zugang besonders schwierig. Initiati-
ven, die Tiere dieser Gruppen kostenlos versor-
gen, werden wir fördern und als Modell ausbauen.

22.2 Ausbildung in der 
Veterinärmedizin
Pflichtpraktika in Schlachtbetrieben 
abschaffen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) wird die Ausbildung von 
Tierärzt:innen im Sinne des Tierschutzes re-
formieren. Studierende der Veterinärmedi-
zin müssen bislang ein Pflichtpraktikum in 
einem Schlachtbetrieb absolvieren, bei dem 
sie das routinemäßige Töten von Tieren be-
obachten und evaluieren müssen. Es ist wi-
dersprüchlich, dass angehende Tierärzt:innen 
gezwungen sind, ein System zu begleiten, das 
das Leid von Tieren beinhaltet, obwohl ihr Be-
rufsziel der Schutz und die Gesundheit von 
Tieren ist. Das verpflichtende Schlachthof-
praktikum führt dazu, dass einige Studieren-
de ihr Studium abbrechen, während andere es 
aus ethischen Gründen gar nicht erst aufneh-
men. Wir schaffen deshalb das verpflichtende 
Praktikum in Schlachtbetrieben ab. Stattdes-
sen werden Studierende Praktika absolvieren, 
die den Schutz, die Pflege und das Wohlbefin-
den von Tieren in den Mittelpunkt stellen.

Moderne, tierfreie Lernmethoden 
etablieren

Tierfreie Lehrkonzepte in der veterinärmedizini-
schen Ausbildung bauen wir aus und fördern sie 
flächendeckend. Virtual-Reality-Trainings, digitale 
Simulationen und interaktive Lernumgebungen 
sollen realistische Einblicke in tiermedizinische 
Eingriffe ermöglichen, ohne Tiere zu gefährden. Die 
Freie Universität Berlin setzt solche Methoden be-
reits ein – mit virtuellen Patient:innen und Simula-
toren, die den Unterricht praxisnah ergänzen. Die-
sen Weg werden wir konsequent weiterentwickeln.
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Studienplätze in der  
Veterinärmedizin ausbauen

In vielen Regionen Deutschlands, auch im Ber-
liner Umland, besteht ein erheblicher Mangel 
an Tierärzt:innen, besonders im Notdienst und 
in der landwirtschaftlichen Betreuung. Gemein-
sam mit Hochschulen, Kliniken und tierärzt-
lichen Vereinigungen werden wir Konzepte für 

eine zukunftsfähige Ausbildung entwickeln 
und die Zahl der Studienplätze in der Veterinär-
medizin deutlich erhöhen. Dazu gehören der 
Ausbau klinischer Ausbildungsstätten, faire 
Vergütung von Praktika und eine bessere Ver-
einbarkeit von Studium und Praxisphasen.

23. TIERE IN SPORT UND 
UNTERHALTUNG
Zoos, Zirkusse, Pferderennen, Ponykarussells 
und Pferdekutschen haben eines gemeinsam: 
Sie nutzen Tiere für menschliche Freizeitin-
teressen. Die Tiere leiden häufig unter erheb-
lichem Stress, Schmerzen oder dauerhaften 
Schäden. Zustände wie beengte Gehege, lan-
ge Transportwege, Dressur mit schmerzhaften 
Hilfsmitteln oder stundenlanger Monotonie 
auf Jahrmärkten sind kein Randphänomen, 
sondern strukturell in den jeweiligen Bran-
chen verankert. Gleichzeitig suggerieren viele 
dieser Angebote, dass Tiere selbstverständlich 
zur menschlichen Unterhaltung zur Verfügung 
stehen.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) lehnt die Nutzung von Tieren zu 
Unterhaltungszwecken grundsätzlich ab. Tie-
re sind fühlende Lebewesen, deren Bedürfnis-
se und Grenzen nicht den Anforderungen von 
Show, Sport oder Tourismus untergeordnet 
werden dürfen.

Wir werden keine neuen Genehmigungen für 
Zoos und Aquarien erteilen und bestehende 
Einrichtungen mittelfristig in Lebenshöfe mit 
Bildungsauftrag überführen. Tierauftritte in 
Zirkussen auf Berliner Landesflächen werden 
wir nicht gestatten und fördern stattdessen 
eine tierfreie Zirkuskultur. Galopp-, Trab- und 
Hindernisrennen, Ponykarussells, öffentliches 
Ponyreiten und Pferdekutschen im Straßenver-
kehr sowie schmerzhafte Hilfsmittel im Pfer-
desport verbieten wir vollständig.

23.1 Zoos und Aquarien
Keine neuen Genehmigungen für Zoos  
und Aquarien erteilen
Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) wird keine weiteren Geneh-
migungen für Zoos, Aquarien oder vergleich-
bare Einrichtungen erteilen, die Tiere zu Unter-
haltungszwecken in Gefangenschaft halten. 
Beengte, künstliche Lebensräume können den 
natürlichen Bedürfnissen der Tiere nicht gerecht 
werden. Der Unfall des Aquadoms 2022, bei dem 
zahlreiche Meerestiere starben, macht deutlich, 
dass die bisherige Genehmigungs- und Förder-
praxis grundlegend überdacht werden muss. 
Mittelfristig werden wir uns für die Umwandlung 
bestehender Einrichtungen in Lebenshöfe mit 
Bildungsauftrag und eingeschränktem Publi-
kumsverkehr einsetzen.

Zucht und Wildfänge verbieten

Wir werden ein Zuchtverbot in Zoos, Tierparks 
und Aquarien durchsetzen, sofern keine rea-
listische Aussicht auf Auswilderung besteht. 
Wildfänge, insbesondere von Meerestieren, 
werden wir konsequent untersagen. Viele Tiere 
überleben Fang, Transport und die Anpassung 
an die Gefangenschaft nicht.

Ressourcen in Bildung und  
Stadtnatur investieren

Städtische Ressourcen lenken wir gezielt in den 
Schutz und die Förderung heimischer Stadtna-
tur sowie in den Erhalt und Ausbau naturnaher 
Lebensräume. Aufklärungsangebote über das 
natürliche Verhalten wildlebender Tiere werden 
wir als Alternative zur Tierhaltung zu Unterhal-
tungszwecken stärken.
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23.2 Zirkusse
Tierauftritte in Zirkussen unterbinden

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird Tierhaltungen und Tierauf-
tritte in Zirkussen auf Berliner Landesflächen 
nicht gestatten. Ständige Ortswechsel, lange 
Transportzeiten, beengte Unterbringung und 
Dressur bedeuten erheblichen Stress und 
Leid, besonders für Wildtiere, deren artgerech-
te Haltung unter Bedingungen des reisenden 
Zirkusbetriebs nicht möglich ist. Auch bei do-
mestizierten Tieren wie Pferden oder Hunden 
sind diese Bedingungen mit einem zeitgemä-
ßen Tierschutzverständnis nicht vereinbar.

Tierfreie Zirkuskultur fördern

Zirkussen in Berlin werden wir weiterhin Räume für 
tierfreie Veranstaltungen anbieten. Artistik, Akroba-
tik und Clownerie bieten kreative, tierfreie Möglich-
keiten, um das Publikum zu begeistern. Moderne 
Ensembles zeigen, dass anspruchsvolle Zirkus-
kunst ohne Tierbeteiligung gelingt. Wir werden uns 
außerdem im Bundesrat für ein längst überfälliges 
Verbot von Wildtieren im Zirkus einsetzen.

23.3 Pferderenn- und Reitsport
Tierschutzwidrige Praktiken  
und Hilfsmittel verbieten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird den Einsatz schmerzhafter 
Hilfsmittel im Pferdesport verbieten. Zungen-
bänder, die Pferden Schmerzen zufügen und 
ihre natürliche Maulbewegung einschränken, 
wurden bei Veranstaltungen wie dem Traber-
Derby in Mariendorf dokumentiert, obwohl ihr 
Einsatz tierschutzrechtlich nicht zu rechtferti-
gen ist. Wir werden außerdem tierschutzwidri-
ge Ausbildungsmethoden wie Rollkur, Touchie-
ren und Barren unterbinden.

Tierleid im Pferdesport beenden

Galopp-, Trab- und Hindernisrennen werden 
wir beenden. Diese Sportarten führen bereits 
bei jungen Tieren zu erheblichem Stress, Ver-
letzungen und in schweren Fällen zum Tod. 
Wir werden uns außerdem für ein Verbot von 
Dressur- und Springreiten sowie anderer ver-
gleichbarer Disziplinen einsetzen.

Unabhängige Tierschutzkontrollen  
bei Reitveranstaltungen einführen

Regelmäßige, unabhängige und unangekündig-
te Tierschutzkontrollen werden bei allen Reit- 
und Rennveranstaltungen zur Pflicht. Für die 
Haltung der Pferde werden wir verbindliche Min-
destanforderungen festlegen, darunter täglichen 
Auslauf, großzügige Boxen sowie Auslaufflächen 
mit Unterstand und Kontakt zu Artgenossen.

Ausstieg aus dem Pferdesport einleiten

Die Förderung von Einrichtungen, die mit systema-
tischer Tierausbeutung verbunden sind, prüfen wir 
kritisch und beenden sie schrittweise. Wir werden 
uns für die Umwandlung von Trabrennbahnen in 
öffentlich zugängliche Sportflächen einsetzen und 
Reitsportbetriebe langfristig in tierfreundliche Ein-
richtungen wie Lebenshöfe oder Angebote tierge-
stützter Arbeit überführen.

23.4 Ponyreiten und 
Pferdekutschen
Ponykarussells und öffentliches  
Ponyreiten verbieten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird Ponykarussells sowie öffentlich 
zugängliches Ponyreiten verbieten. Stundenlange 
Monotonie, Lärm, Menschenandrang und fehlen-
de Rückzugsmöglichkeiten sind auf Jahrmärkten, 
Stadtfesten und Weihnachtsmärkten keine Aus-
nahme, sondern die Regel. Für die Tiere bedeutet 
das erheblichen Stress. Diese Angebote dienen 
ausschließlich der menschlichen Unterhaltung 
und vermitteln insbesondere Kindern ein falsches 
Bild von Tieren als Freizeitobjekt.

Pferdekutschen im öffentlichen  
Straßenverkehr vollständig verbieten

Wir werden Pferdekutschen zu touristischen Zwe-
cken im öffentlichen Straßenverkehr vollständig ver-
bieten. Lärm, Hektik, Abgase, Hitze und harte Asphalt-
straßen bedeuten für die Tiere dauerhaften Stress. 
Hinzu kommt ein erhebliches Unfallrisiko für alle Ver-
kehrsteilnehmenden. Obwohl Berlin den Kutschen-
betrieb im Innenstadtbereich bereits eingeschränkt 
hat, fehlt bisher ein konsequentes Verbot. Wir werden 
außerdem die schrittweise Umstellung auf elektrisch 
betriebene Kutschen fördern, um tierleidfreie Lösun-
gen im Tourismusbereich zu etablieren.
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24. TIERE IN DER 
ERNÄHRUNGSINDUSTRIE
Auch wenn Berlin selbst kaum landwirtschaft-
liche Tierhaltung betreibt, ist der Konsum tier-
licher Produkte aus industrieller Massentier-
haltung hier alltäglich. Fleisch, Milch und Eier 
werden täglich in Berliner Supermärkten, Kan-
tinen und Restaurants verkauft und konsu-
miert. Damit ist Massentierhaltung kein fer-
nes Problem des ländlichen Raums, sondern 
auch ein Berliner Konsumproblem und eine 
Frage von Verantwortung, Ethik und Klima-
gerechtigkeit. Die Bedingungen, unter denen 
diese Tiere leben und sterben, bleiben für die 
meisten Verbraucher:innen unsichtbar.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich entschieden für ein 
Ende der industriellen Tierhaltung ein. Tiere 
sind fühlende Lebewesen, keine Produktions-
güter. Die gängige Praxis, Tiere auf engstem 
Raum zu halten, zu verstümmeln und unter 
hohem Medikamenteneinsatz zu mästen, wi-
derspricht grundlegenden Prinzipien des Tier-
schutzes. Die industrielle Tierhaltung verur-
sacht massives Tierleid, belastet Umwelt und 
Klima und birgt gesundheitliche Risiken für 
Menschen und andere Tiere. 

Wir werden uns für ein Ausstiegskonzept 
aus der industriellen Tierhaltung einsetzen, 
den Import tierquälerisch erzeugter Produk-
te wie Stopfleber konsequent unterbinden 
und transparente Kennzeichnung aller tierli-
chen Produkte nach Herkunft, Haltungsform 
und Transportbedingungen fordern. Pflanzli-
che Alternativen fördern wir aktiv in Kantinen, 
Schulen und städtischen Einrichtungen. Die 
Forschung zu tierfreien Lebensmitteln und La-
borfleisch werden wir gezielt unterstützen.

24.1 Massentierhaltung
Industrielle Tierhaltung überwinden

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird sich im Bundesrat für ein Aus-
stiegskonzept aus der industriellen Tierhaltung 
einsetzen. Dazu gehören verbindliche Zielvor-
gaben für den Umbau der Agrarwirtschaft, eine 

gezielte Unterstützung landwirtschaftlicher Be-
triebe beim Wechsel zu einer pflanzenbasierten 
Produktion sowie der Abbau von Subventionen 
für die Massentierhaltung.

Import tierquälerisch erzeugter  
Produkte unterbinden

Was in Deutschland nicht legal erzeugt werden 
darf, sollte auch nicht importiert werden. Wir 
werden den Handel mit Stopfleber und ähnlichen 
Produkten, die unter Bedingungen hergestellt 
werden, die in Deutschland verboten sind, unter-
sagen und den Import konsequent kontrollieren.

Über Qualzucht bei sogenannten  
„Nutztieren” aufklären

Tiere werden heute gezielt so gezüchtet, dass 
sie maximale Mengen an Milch, Fleisch oder 
Eiern produzieren. Hormongaben und andere 
Eingriffe sind dabei häufig mit gesundheit-
lichen Schäden und erheblichen Schmerzen 
verbunden. Tiere sind keine Produktionsmittel 
und ihre Zucht darf nicht an wirtschaftlichen 
Kennzahlen ausgerichtet werden. Wir werden 
daher Informationskampagnen in Schulen, Ki-
tas und städtischen Einrichtungen einführen, 
die über die Folgen leistungsorientierter Zucht 
und Qualzuchten bei sogenannten „Nutztie-
ren” aufklären.

24.2 Kennzeichnung und 
Markttransparenz
Transparente Kennzeichnung tierlicher  
Produkte einführen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird sich im Bundesrat für die 
klare und vollständige Kennzeichnung von Pro-
dukten tierlichen Ursprungs einsetzen. Diese 
Kennzeichnung soll transparente Angaben zu 
Herkunft, Haltungsform und Transportbedingun-
gen umfassen. Nur wer die tatsächlichen Bedin-
gungen hinter einem Produkt kennt, kann eine 
echte Kaufentscheidung treffen. In Berlin werden 
wir Aufklärungskampagnen in Schulen, Kitas, 
Krankenhäusern und städtischen Kantinen ein-
führen sowie Informationsmaterialien über die 
realen Bedingungen in der Tierhaltung bereit-
stellen. Werbung für Tierprodukte verbieten wir 
auf städtischen Plattformen und Veranstaltun-
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gen. Pflanzliche und tierfreie Alternativen werden 
in städtischen Kantinen und bei der Lebensmit-
telbeschaffung aktiv gefördert.

Wahre Kosten tierlicher Produkte  
sichtbar machen

Im Bundesrat setzen wir uns für verbindliche Maß-
nahmen ein, die die tatsächlichen Kosten indust-
rieller Tierhaltung sichtbar machen. Dazu gehören 
ein Öko-Score für tierliche Produkte, Warnhinweise 
zu gesundheitlichen Risiken, die Kennzeichnung 
des Hormoneinsatzes sowie eine Klimasteuer auf 
Methanemissionen, ein Treibhausgas, das bei der 
Tierhaltung in erheblichem Umfang entsteht. Diese 
Maßnahmen schaffen Anreize für den Wechsel zu 
tierfreien Produkten.

24.3 Tierfreie Lebensmittel
Forschung und Entwicklung tierfreier 
Lebensmittel fördern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die Forschung und Entwick-
lung tierfreier Lebensmittel wie In-vitro-Fleisch, 

also Laborfleisch, aktiv unterstützen. In-vitro-
Fleisch verursacht kein Tierleid und reduziert 
den Verbrauch von Wasser und landwirtschaft-
licher Fläche erheblich. Wir werden Start-ups 
fördern, Kooperationen mit Berliner Hochschu-
len aufbauen, Innovationspreise ausschreiben 
und Pilotprojekte in städtischen Kantinen und 
Schulen ermöglichen, damit neue Produkte er-
probt werden können. Obwohl die Herstellungs-
verfahren noch weiterentwickelt werden, sind 
die wissenschaftlichen Grundlagen weit fortge-
schritten. Berlin kann durch gezielte Förderung 
dazu beitragen, diese Technologien schneller zur 
Marktreife zu bringen.

25. TIERE IN DER 
BEKLEIDUNGSINDUSTRIE
Pelz, Wolle, Leder und andere tierliche Materialien 
stehen für systematisches Leid und schwere Um-
weltbelastungen. Millionen Füchse, Nerze, Marder-
hunde und Kaninchen werden für Modeprodukte 
unter engen, qualvollen Bedingungen gehalten, 
schmerzhaften Eingriffen unterzogen und getötet. 
Auch in Berlin werden Echtpelzprodukte auf Märk-
ten und Veranstaltungen verkauft und Wollproduk-
te aus Ländern mit tierschutzwidrigen Praktiken 
gelangen unkontrolliert in den Handel. 

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) lehnt die Ausbeutung von Tieren 
für die Gewinnung von Materialien und Mode 
ab und sieht Berlin in der Verantwortung, den 
Handel mit tierquälerisch erzeugten Produk-
ten aktiv einzuschränken und Transparenz als 
verbindlichen Standard durchzusetzen.

Den Verkauf von Echtpelzprodukten auf allen öf-
fentlichen Flächen verbieten wir vollständig und 
setzen uns im Bundesrat für ein deutschlandwei-
tes Import- und Handelsverbot ein. Damit Verbrau-
cher:innen informierte Entscheidungen treffen 
können, führen wir strenge Kontrollen und Kenn-
zeichnungspflichten für Wollprodukte ein. Die 
Entwicklung und Nutzung tierfreier Materialien 
unterstützen wir durch Förderprogramme, Koope-
rationen mit Modehochschulen und städtische 
Ausstellungsplattformen.

Echtpelzverkauf auf öffentlichen  
Flächen unterbinden

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird ein vollständiges Verkaufs-
verbot von Echtpelzprodukten auf allen Berliner 
Landesflächen durchsetzen. Kein städtischer 
Markt, kein Weihnachtsmarkt, keine Messe und 
keine Einrichtung des Landes Berlin darf Pro-
dukte anbieten, für die Tiere getötet wurden. Ob 
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Pelztiere in Farmen gehalten oder in der Wildnis 
gefangen werden – ihr Tod dient ausschließlich 
ästhetischen Zwecken und ist ethisch nicht zu 
rechtfertigen. Wir werden uns außerdem im Bun-
desrat für ein deutschlandweites Import- und 
Handelsverbot für Echtpelz einsetzen.

Tierquälerische Wollproduktion 
ausschließen

Im Bundesrat setzen wir uns für ein Importverbot 
für Wolle ein, insbesondere für Importe aus Län-
dern, in denen Mulesing praktiziert wird, ein Ver-
fahren, bei dem Schafen ohne Betäubung Haut-
partien entfernt werden. Für den Berliner Markt 
werden wir strenge Kontrollen und mehr Trans-
parenz in der Lieferkette einführen, damit Ver-
braucher:innen erkennen können, unter welchen 
Bedingungen Wollprodukte hergestellt wurden.

Verbraucher:innen durch Aufklärung 
und Kennzeichnung informieren

Wir werden breit angelegte Aufklärungskam-
pagnen einführen, die über die Haltungsbedin-
gungen hinter tierlichen Produkten informie-

ren und zu bewussten Kaufentscheidungen 
beitragen sollen. Im Bundesrat setzen wir uns 
für verpflichtende Kennzeichnungen ein, da-
mit Verbraucher:innen tierfreie Produkte auf 
einen Blick erkennen können.

Tierfreie Materialien gezielt fördern
Die Entwicklung und Nutzung tierfreier Mate-
rialien unterstützen wir in Berlin gezielt. Geför-
dert werden sollen insbesondere ökologisch 
nachhaltige Alternativen wie pflanzliche Fa-
sern – etwa Hanf oder Leinen –, recycelte Stoffe 
sowie Materialien wie Tencel und Lyocell. De-
signer:innen, Start-ups und Unternehmen, die 
auf diese Alternativen setzen, werden durch 
Förderprogramme, Kooperationen mit Mode-
hochschulen, Innovationspreise und städti-
sche Ausstellungsplattformen unterstützt.

26. TIERE IN  
MENSCHLICHER OBHUT
Hunde, Katzen und andere Tiere sind für viele Men-
schen in Berlin feste Begleiter im Alltag und Teil der 
Familie. Gleichzeitig stoßen Tierheime an ihre Ka-
pazitätsgrenzen, verwilderte Katzenpopulationen 
wachsen unkontrolliert, Qualzuchten verursachen 
dauerhaftes Tierleid, und der Tierhandel bleibt zu 
wenig reguliert. Menschen mit geringem Einkom-
men oder wohnungslose Tierhalter:innen erhalten 
kaum Unterstützung, obwohl die Bindung zu ihren 
Tieren oft von zentraler Bedeutung für ihr Wohlbe-
finden ist. Tierschutz in der Stadt ist damit keine 
Nischenaufgabe, sondern eine soziale und politi-
sche Querschnittsaufgabe.

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) verbindet Prävention, Aufklärung und 
konsequente Regulierung zu einem umfassenden 
Ansatz für den Schutz von Tieren in menschlicher Ob-

hut. Ehrenamtliches Engagement allein kann struk-
turelle Lücken nicht schließen – es braucht verlässli-
che politische und finanzielle Rahmenbedingungen.

Wir werden eine Tierheimpauschale einführen, 
Kastrationsprogramme für Freigängerkatzen aus-
bauen und uns für ein bundesweites gesetzliches 
Verbot von Qualzuchten einsetzen. Den Tierhandel 
in Geschäften beenden wir schrittweise zugunsten 
von Adoption. Die Rasseliste schaffen wir ab und 
ersetzen sie durch einen verpflichtenden Hunde-
führerschein. Den Einsatz von Tieren bei der Polizei 
werden wir schrittweise beenden und durch tier-
freie, deeskalierende Praktiken ersetzen.

26.1 Tierheime und 
Tierschutzvereine
Tierheimfinanzierung dauerhaft sichern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) steht für eine verlässliche Finan-
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zierung des praktischen Tierschutzes in Berlin. 
Tierheime und Tierschutzvereine übernehmen 
Aufgaben, die sonst niemand erfüllen würde. Sie 
nehmen Fund- und Abgabetiere auf, pflegen und 
vermitteln sie und leisten wichtige Aufklärungs- 
und Präventionsarbeit. Der Bedarf wächst stetig, 
die finanzielle Grundlage bleibt jedoch häufig 
unsicher. Wir werden deshalb eine Tierheimpau-
schale einführen: Zwei Euro jährlich pro Berli-
ner:in – das entspricht weniger als 17 Cent im Mo-
nat. Hochgerechnet auf die Berliner Bevölkerung 
ergibt das rund 8 Millionen Euro jährlich, mit de-
nen das Tierheim Berlin dauerhaft entlastet und 
langfristig abgesichert werden kann.

Ehrenamtliche Tierschutzvereine 
unterstützen

Ehrenamtliche Tierschutzvereine tragen erheb-
lich zur Versorgung von Tieren in Not bei, ohne 
angemessene öffentliche Unterstützung. Wir 
werden gezielte Zuschüsse für Versorgungs-
kosten, tierärztliche Betreuung und Bildungs-
arbeit einführen, damit diese Vereine ihre Arbeit 
verlässlich planen und fortführen können. Tier-
schutz in Berlin braucht sowohl finanzielle Absi-
cherung als auch politische Rückendeckung.

26.2 Qualzuchten
Qualzucht als tierschutzwidriges Leid 
benennen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) setzt sich dafür ein, Qualzuch-
ten klar als tierschutzwidriges Leid zu benen-
nen und zu beenden. Tiere werden bis heute 
gezielt so gezüchtet, dass ihre Körpermerk-
male ihnen selbst zur Last werden. Rassen 
wie Französische Bulldoggen, Möpse, Dackel 
oder Bernhardiner leiden unter erschwerter 
Atmung oder Gelenkproblemen, die durch ge-
zielte Selektion entstanden sind. Auch Katzen 
wie die Scottish Fold, deren gefaltete Ohren 
auf schmerzhafte Knorpel- und Gelenkverän-
derungen zurückgehen, sind betroffen. Kanin-
chen mit langen Hängeohren sind besonders 
anfällig für Ohrenentzündungen. All diese 
Tiere tragen ein Leben lang gesundheitliche 
Schäden, nur um menschlichen Schönheits-
idealen zu entsprechen.

Über Qualzuchten aufklären

Wir werden Kampagnen fördern, die über die 
gesundheitlichen Folgen von Qualzuchten in-
formieren und Menschen befähigen, beim Tier-
kauf verantwortungsbewusst zu entscheiden. 
Informationsmaterialien sollen in Tierarzt-
praxen, Tierheimen, Zoohandlungen und auf 
Onlineplattformen verfügbar sein. Ergänzend 
werden wir diesbezüglich Bildungsprojekte an 
Schulen unterstützen. Nur wer versteht, was 
Qualzucht bedeutet und welches Leid sie ver-
ursacht, wird keine Tiere aus solchen Zuchtli-
nien kaufen.

Qualzucht bundesweit verbieten

Im Bundesrat setzen wir uns für ein umfas-
sendes Verbot der Zucht, des Verkaufs und des 
Handels mit Qualzuchten ein. Berlin wird aktiv 
auf eine Überarbeitung des § 11b Tierschutzge-
setzes hinwirken und ein bundesweites Haus- 
und Heimtierzuchtgesetz einfordern, das 
den Schutz der Tiere klar vor wirtschaftliche 
Zuchtinteressen stellt. Solange bestehende 
Regelungen den Handel mit leidverursachen-
den Zuchtformen zulassen, bleiben Appelle 
wirkungslos. Einheitliche gesetzliche Stan-
dards sind der einzige Weg, um Tierleid in der 
Zucht verlässlich zu verhindern.

26.3 Hunde
Hundeauslaufgebiete ausbauen  
und aufwerten

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 
(Tierschutzpartei) wird den Ausbau von Hun-
deauslaufgebieten und Hundeplätzen in Ber-
liner Stadtparks vorantreiben, insbesondere 
in Stadtrandlagen und Neubaugebieten. Neue 
Gebiete müssen Mindeststandards wie eine 
ausreichende Größe, Beschäftigungsmöglich-
keiten für die Tiere sowie eine Ausstattung 
mit Kottütenspendern, Wasserstellen und 
Sitzgelegenheiten erfüllen. Wir werden uns au-
ßerdem für weitere Hundebadestellen an Ber-
liner Seen einsetzen, die klar gekennzeichnet, 
naturnah gestaltet und so angelegt sind, dass 
sie Rücksicht auf andere Badegäste, sensible 
Uferbereiche und den Naturschutz nehmen. 
Eine gute Planung schafft Akzeptanz und re-
duziert Nutzungskonflikte.
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Qualifizierte Hundeerziehung  
steuerlich begünstigen

Steuerliche Vergünstigungen für Hundeschu-
len und anerkannte Hundetrainer:innen werden 
wir einführen. Ziel ist es, qualifizierte Ausbil-
dungsangebote für Halter:innen erschwinglich 
zu machen und damit das Zusammenleben von 
Mensch und Hund nachhaltig zu verbessern.

Hundemitnahme im Alltag vereinfachen

Wir schaffen Rahmenbedingungen, die es Hun-
dehalter:innen erleichtern, ihre Tiere in den Alltag 
einzubinden. Im öffentlichen Dienst werden wir die 
Akzeptanz von Bürohunden in Bezirksämtern und 
Landesbetrieben fördern. Wir setzen uns dafür ein, 
den Einsatz von Schulhunden an Berliner Schulen 
nach dem Vorbild des Leitfadens „Hunde in der 
Schule“ aus Treptow‑Köpenick verbindlich zu re-
geln. Dazu gehören unter anderem klare Qualifika-
tions- und Tierschutzstandards und verbindliche 
Sicherheitsregeln, die durch eine verpflichtende 
Selbsterklärung nachgewiesen werden. Ziel ist es, 
tiergestützte Pädagogik sicher und wirksam umzu-
setzen. Die Mitnahme von Hunden auf Klassenfahr-
ten soll ermöglicht werden, sofern pädagogische 
Gründe dies unterstützen.

Zutrittsrecht für Assistenzhunde  
verlässlich durchsetzen

Assistenzhunde ermöglichen Menschen mit Be-
einträchtigungen mehr Selbstständigkeit und 
gesellschaftliche Teilhabe. Das bestehende Zu-
trittsrecht für Assistenzhunde muss im Berliner 
Alltag verlässlich umgesetzt werden und nicht 
nur auf dem Papier gelten. Wir werden stadt-
weite Informationskampagnen einführen, die 
Beschäftigte in Behörden, landeseigenen Betrie-
ben, im Einzelhandel, in der Gastronomie und 
im öffentlichen Nahverkehr über die Rechte von 
Menschen mit Assistenzhunden informieren. Öf-
fentliche Einrichtungen werden verpflichtet, den 
Zutritt von Assistenzhunden durch klare Hin-
weisschilder sichtbar kenntlich zu machen.

Rasseliste abschaffen und  
Hundeführerschein einführen

Die pauschale Einstufung bestimmter Hun-
derassen als „gefährlich“ schaffen wir ab. An 
ihre Stelle tritt ein verpflichtender Hundefüh-
rerschein, den alle Halter:innen bei Aufnahme 

eines neuen Hundes nachweisen müssen, un-
abhängig davon, ob sie bereits Erfahrung in der 
Hundehaltung haben. Dieser stellt sicher, dass 
Halter:innen die nötige Sachkunde besitzen, um 
ihren Hund tiergerecht zu halten und potenzielle 
Risiken frühzeitig zu erkennen. Das schafft mehr 
Gerechtigkeit für Hunde und Halter:innen und er-
höht gleichzeitig die öffentliche Sicherheit.

Hunde aus dem Tierschutz von  
der Hundesteuer befreien

Wir führen eine lebenslange Befreiung von 
der Hundesteuer für Hunde ein, die aus Tier-
heimen oder anerkannten Tierschutzorgani-
sationen adoptiert wurden. Diese steuerliche 
Entlastung setzt einen klaren Anreiz, Adop-
tion gegenüber dem Kauf vorzuziehen, was 
angesichts bestehender Überpopulation tier-
schutzpolitisch geboten ist.

Tierschutzverstöße in der Hundehaltung 
konsequent verfolgen

Die personelle und finanzielle Ausstattung der Ve-
terinär- und Ordnungsämter werden wir in Berlin 
stärken, damit Tierschutzverstöße in der Hunde-
haltung konsequent verfolgt werden können. Quali-
fiziertes Fachpersonal soll regelmäßige Kontrollen 
durchführen und eingehende Tierschutzanzeigen 
zügig bearbeiten. Das absichtliche Abrichten von 
Hunden zu aggressivem Verhalten wird strafrecht-
lich verfolgt. Ergänzend werden wir Aufklärungs-
kampagnen für zukünftige Tierhalter:innen über 
die Risiken des illegalen Welpenhandels und die 
Anforderungen tiergerechter Haltung einführen. 
Wir werden außerdem Kampagnen starten, die die 
Ausbeutung von Tieren in sozialen Medien sichtbar 
machen und uns im Bundesrat dafür einsetzen, zu 
prüfen, ob der strafrechtliche Geltungsbereich für 
extreme Gewaltdarstellungen an Tieren ausgewei-
tet werden kann.

26.4 Katzen
Kommunale Kastrationsprogramme 
ausbauen

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird kommunale Kastrationspro-
gramme in Zusammenarbeit mit Berliner Bezir-
ken, Tierschutzorganisationen und dem Tierheim 
Berlin gezielt ausbauen und finanziell fördern. Tau-



94WAHLPROGRAMM BERLIN 2026 
PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ  // TIERSCHUTZPARTEI

PARTEI MENSCH
UMWELT TIERSCHUTZ

Tierschutzpartei

sende verwilderte Hauskatzen leben in Berlin unter 
schlechten Bedingungen. Sie leiden unter Hunger, 
an Verletzungen und Krankheiten. Die Kastration 
von auf der Straße lebenden Katzen verhindert eine 
unkontrollierte Vermehrung. Sie schützt nicht nur 
die Tiere selbst, sondern auch die heimische Tier-
welt, die durch frei lebende Katzen gefährdet wird. 

Aufklärung und finanzielle 
Unterstützung für Halter:innen schaffen

Nachhaltiger Katzenschutz beginnt beim Men-
schen. Wir werden durch Aufklärungskampag-
nen das Bewusstsein für verantwortungsvolle 
Katzenhaltung stärken. Für Tierhalter:innen 
mit geringem Einkommen werden wir Förder-
programme schaffen, die Kastrationen finan-
ziell zugänglich machen. Niemand soll mit 
dieser Verantwortung allein gelassen werden.

26.5 Handel mit Tieren
Tierhandel in Geschäften schrittweise 
beenden

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird den Verkauf von Tieren in Zoo-
fachgeschäften, Baumärkten und vergleichbaren 
Verkaufsstellen schrittweise beenden. Künftig sol-
len Tiere vorrangig über Adoption aus Tierheimen 
und Tierschutzorganisationen vermittelt werden. 
Bis dieses Ziel erreicht ist, werden wir alle betrof-
fenen Betriebe regelmäßig und unangekündigt 
überprüfen lassen. Kontrolliert werden insbesonde-
re tiergerechte Unterbringung, Herkunft der Tiere, 
Platzverhältnisse, Temperatur- und Transportbe-
dingungen sowie Gesundheitszustand.

Verbindliche Mindeststandards für 
Kleintiere festlegen

Wir werden klare Vorgaben für die Haltung von 
Kleintieren wie Kaninchen, Meerschweinchen oder 
bestimmten Vogelarten einführen. Dazu gehört das 
Verbot der Einzelhaltung sozialer Tierarten. Die Stan-
dards werden wissenschaftlich fundiert und an den 
natürlichen Bedürfnissen der Tiere ausgerichtet.

Private Haltung sogenannter 
„exotischer” Tiere streng regulieren

Die private Haltung sogenannter „exotischer” Tie-
re lehnen wir grundsätzlich ab, da ihre artspezifi-
schen Bedürfnisse in privaten Haushalten in der 

Regel nicht erfüllt werden können. Zulässig bleibt 
die Haltung ausschließlich in anerkannten Einrich-
tungen sowie in genehmigten privaten Pflegestel-
len mit Schutz-, Pflege- oder Auffangauftrag. Bis zu 
einem umfassenden Verbot der privaten Haltung 
sollen Tierhalter:innen schrittweise durch Aufklä-
rungskampagnen sensibilisiert werden, während 
gleichzeitig strenge Regeln für Sachkunde und Hal-
tungsbedingungen gelten.

Tierbörsen und Tiermärkte abschaffen

Tierbörsen und Tiermärkte schaffen wir mittel-
fristig ab, da sie Tierleid und Spontankäufe be-
günstigen. Bis zur vollständigen Umsetzung 
werden wir alle Veranstaltungen, bei denen Tiere 
gehandelt oder präsentiert werden, streng kon-
trollieren und bei Verstößen gegen Tierschutz- 
oder Ordnungsrecht einschreiten.

Illegale Tierverkäufe im Internet  
systematisch verfolgen

Die zuständigen Berliner Behörden werden wir per-
sonell und technisch stärken, um Online-Angebote 
systematisch zu überprüfen, illegale Tierverkäufe 
zu unterbinden und Verstöße wirksam zu sanktio-
nieren. Plattformen werden stärker in die Verant-
wortung genommen, damit Tierhandel nicht ano-
nym und unkontrolliert stattfinden kann.

Bundesweites Heimtiergesetz 
einfordern

Im Bundesrat setzen wir uns für ein Heimtierge-
setz ein, das Zucht und Handel mit sogenannten 
„Haustieren” streng regelt. Auf Berliner Ebene 
setzen wir parallel auf strengere Kontrollen, klare 
Auflagen und konsequenten Vollzug, um Tierleid, 
Überpopulation und illegalen Handel wirksam zu 
reduzieren. Tierheime, Auffangstationen und an-
erkannte Tierschutzorganisationen bleiben aus-
drücklich ausgenommen.

26.6 Tiertafel
Tiertafel strukturell anerkennen  
und dauerhaft fördern

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird die Arbeit der Berliner Tiertafel 
strukturell anerkennen und dauerhaft finanziell 
absichern. Tiertafeln versorgen bedürftige Men-
schen kostenlos mit Tiernahrung, Zubehör und 
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fachkundiger Beratung. Sie verhindern, dass Tier-
halter:innen mit geringem Einkommen ihre Tiere 
aus finanziellen Gründen abgeben müssen und 
verbinden Tierschutz mit sozialer Verantwortung. 
Diese Arbeit darf nicht allein auf ehrenamtlichem 
Engagement und Spendenbereitschaft ruhen. Wir 
setzen uns dafür ein, die Tiertafel dauerhaft institu-
tionell zu fördern, statt sie weiterhin auf befristete, 
projektbasierte Finanzierung zu beschränken.

Stadtweite Vernetzung der Tiertafel 
ausbauen

Die Vernetzung der Tiertafel mit Tierärzt:innen, 
Sozialträgern und Behörden fördern wir aktiv. 
Gemeinsame Beratungsangebote, präventive 
Gesundheitsmaßnahmen und eine tierärztliche 
Basisversorgung ermöglichen es, Notlagen früh-
zeitig zu erkennen und abzufedern. So entsteht 
ein Unterstützungsnetzwerk, das sowohl Men-
schen als auch Tieren hilft.

26.7 Tiere im staatlichen Einsatz
Tiereinsatz bei der Polizei schrittweise 
beenden

Die PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ (Tier-
schutzpartei) wird den Einsatz von Tieren bei 
der Polizei Berlin schrittweise beenden. Der Ein-
satz von Diensthunden und Reitpferden ist mit 
erheblichem Stress und Verletzungsrisiken ver-
bunden. Tiere können nicht in gefährliche Ein-
satzlagen einwilligen und sind für laute, unüber-
sichtliche Großlagen nicht geeignet. Das birgt 
Risiken für die Tiere selbst, für Einsatzkräfte 
und für unbeteiligte Dritte. Der routinemäßige 
Einsatz bei Fußballspielen, Demonstrationen 
oder zur Personensicherung soll daher vermie-
den werden. Auch den Einsatz von Diensttieren 
durch Polizei und Zoll, etwa zur Suche nach Be-
täubungsmitteln oder Sprengstoffen, werden 
wir kritisch prüfen. Bis zu einem vollständigen 
Verbot müssen bestehende Einsätze streng be-
grenzt und unter höchsten tierschutzrechtlichen 
Standards durchgeführt werden. Wir werden tier-
freie, deeskalierende Alternativen fördern, die 
eine wirksame Gefahrenabwehr ermöglichen.



PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ
– Tierschutzpartei –
Vertretungsberechtigter Vorstand:  
Paula López Vicente, Bernd Kriebel,  
Dennis Landgraf
Schreiersgrüner Straße 5
08233 Treuen
sekretariat@tierschutzpartei.de 
www.tierschutzpartei.de
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